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VERORDNUNG (EG) Nr. 987/2009 DES EUROPÄISCHEN 
PARLAMENTS UND DES RATES 

vom 16. September 2009 

zur Festlegung der Modalitäten für die Durchführung der 
Verordnung (EG) Nr. 883/2004 über die Koordinierung der 

Systeme der sozialen Sicherheit 

(Text von Bedeutung für den EWR und die Schweiz) 

TITEL I 

ALLGEMEINE VORSCHRIFTEN 

KAPITEL I 

Begriffsbestimmungen 

Artikel 1 

Begriffsbestimmungen 

(1) Im Sinne dieser Verordnung 

a) bezeichnet der Ausdruck „Grundverordnung“ die Verordnung (EG) 
Nr. 883/2004; 

b) bezeichnet der Ausdruck „Durchführungsverordnung“ die vorlie­
gende Verordnung; und 

c) gelten die Begriffsbestimmungen der Grundverordnung. 

(2) Neben den Begriffsbestimmungen des Absatzes 1 bezeichnet der 
Ausdruck 

a) „Zugangsstelle“ eine Stelle, die Folgendes bietet: 

i) eine elektronische Kontaktstelle; 

ii) die automatische Weiterleitung auf der Grundlage der Adresse; 
und 

iii) die intelligente Weiterleitung von Daten, gestützt auf eine Soft­
ware, die eine automatische Prüfung und Weiterleitung von Da­
ten (z. B. eine Anwendung künstlicher Intelligenz) und/oder 
menschliches Eingreifen gestattet; 

b) „Verbindungsstelle“ eine von der zuständigen Behörde eines Mit­
gliedstaats für einen oder mehrere der in Artikel 3 der Grundver­
ordnung genannten Zweige der sozialen Sicherheit bezeichnete Stel­
le, die Anfragen und Amtshilfeersuchen für die Zwecke der Anwen­
dung der Grundverordnung und der Durchführungsverordnung be­
antwortet und die die ihr nach Titel IV der Durchführungsverord­
nung zugewiesenen Aufgaben zu erfüllen hat; 

c) „Dokument“ eine von der Art des Datenträgers unabhängige Gesamt­
heit von Daten, die dergestalt strukturiert sind, dass sie elektronisch 
ausgetauscht werden können und deren Mitteilung für die Anwen­
dung der Grundverordnung und der Durchführungsverordnung erfor­
derlich ist; 

d) „Strukturiertes elektronisches Dokument“ ein strukturiertes Doku­
ment in einem Format, das für den elektronischen Austausch von 
Informationen zwischen den Mitgliedstaaten konzipiert wurde; 

▼B 
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e) „Elektronische Übermittlung“ die Übermittlung von Daten mittels 
Geräten für die elektronische Verarbeitung (einschließlich digitaler 
Kompression) von Daten über Draht, über Funk, auf optischem oder 
elektromagnetischem Wege; 

f) „Rechnungsausschuss“ den in Artikel 74 der Grundverordnung ge­
nannten Ausschuss. 

KAPITEL II 

Vorschriften über die Zusammenarbeit und den Datenaustausch 

Artikel 2 

Umfang und Modalitäten des Datenaustauschs zwischen den 
Trägern 

(1) Im Sinne der Durchführungsverordnung beruht der Austausch 
zwischen den Behörden und Trägern der Mitgliedstaaten und den Per­
sonen, die der Grundverordnung unterliegen, auf den Grundsätzen öf­
fentlicher Dienstleistungen, Effizienz, aktiver Unterstützung, rascher Be­
reitstellung und Zugänglichkeit, einschließlich der elektronischen Zu­
gänglichkeit, insbesondere für Menschen mit Behinderungen und für 
ältere Menschen. 

(2) Die Träger stellen unverzüglich all jene Daten, die zur Begrün­
dung und Feststellung der Rechte und Pflichten der Personen, für die 
die Grundverordnung gilt, benötigt werden, zur Verfügung oder tau­
schen diese ohne Verzug aus. Diese Daten werden zwischen den Mit­
gliedstaaten entweder unmittelbar von den Trägern selbst oder mittelbar 
über die Verbindungsstellen übermittelt. 

(3) Hat eine Person irrtümlich einem Träger im Hoheitsgebiet eines 
anderen Mitgliedstaats als dem Mitgliedstaat, in dem sich der in der 
Durchführungsverordnung bezeichnete Träger befindet, Informationen, 
Dokumente oder Anträge eingereicht, so hat dieser Träger die betref­
fenden Informationen, Dokumente oder Anträge ohne Verzug an den 
nach der Durchführungsverordnung bezeichneten Träger weiterzuleiten 
und dabei das Datum anzugeben, an dem sie ursprünglich eingereicht 
wurden. Dieses Datum ist für den letztgenannten Träger maßgeblich. 
Die Träger eines Mitgliedstaats können jedoch weder haftbar gemacht 
werden noch kann ihre Untätigkeit, die auf die verspätete Übermittlung 
der Informationen, Dokumente oder Anträge von Trägern anderer Mit­
gliedstaaten zurückzuführen ist, als Entscheidung betrachtet werden. 

(4) Werden die Daten mittelbar über die Verbindungsstelle des Emp­
fängermitgliedstaats übermittelt, so beginnen die Fristen für die Beant­
wortung eines Antrags an dem Tag, an dem diese Verbindungsstelle den 
Antrag erhalten hat, so als hätte der Träger dieses Mitgliedstaats ihn 
bereits erhalten. 

Artikel 3 

Umfang und Modalitäten des Datenaustauschs zwischen den 
betroffenen Personen und den Trägern 

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass den betroffenen Personen 
die erforderlichen Informationen zur Verfügung gestellt werden, damit 
sie von der Änderung der Rechtslage aufgrund der Grundverordnung 
und der Durchführungsverordnung Kenntnis erhalten und ihre Ansprü­
che geltend machen können. Sie stellen auch benutzerfreundliche Ser­
viceleistungen zur Verfügung. 

▼B 
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(2) Personen, für die die Grundverordnung gilt, haben dem maßgeb­
lichen Träger die Informationen, Dokumente oder Belege zu übermit­
teln, die für die Feststellung ihrer Situation oder der Situation ihrer 
Familie sowie ihrer Rechte und Pflichten, für die Aufrechterhaltung 
derselben oder für die Bestimmung der anzuwendenden Rechtsvor­
schriften und ihrer Pflichten nach diesen Rechtsvorschriften erforderlich 
sind. 

(3) Bei der Erhebung, Übermittlung oder Verarbeitung personenbe­
zogener Daten nach ihren Rechtsvorschriften zur Durchführung der 
Grundverordnung gewährleisten die Mitgliedstaaten, dass die betreffen­
den Personen in der Lage sind, ihre Rechte in Bezug auf den Schutz 
personenbezogener Daten unter Beachtung der Gemeinschaftsbestim­
mungen über den Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung 
personenbezogener Daten und zum freien Datenverkehr umfassend 
wahrzunehmen. 

(4) Soweit es für die Anwendung der Grundverordnung und der 
Durchführungsverordnung erforderlich ist, übermitteln die maßgeblichen 
Träger unverzüglich und in jedem Fall innerhalb der in der Sozialgesetz­
gebung des jeweiligen Mitgliedstaats vorgeschriebenen Fristen den be­
troffenen Personen die Informationen und stellen ihnen die Dokumente 
aus. 

Der entsprechende Träger hat dem Antragsteller, der seinen Wohnort 
oder Aufenthalt in einem anderen Mitgliedstaat hat, seine Entscheidung 
unmittelbar oder über die Verbindungsstelle des Wohn- oder Aufent­
haltsmitgliedstaats mitzuteilen. Lehnt er die Leistungen ab, muss er die 
Gründe für die Ablehnung sowie die Rechtsbehelfe und Rechtsbehelfs­
fristen angeben. Eine Kopie dieser Entscheidung wird den anderen be­
teiligten Trägern übermittelt. 

Artikel 4 

Format und Verfahren des Datenaustauschs 

(1) Die Verwaltungskommission legt die Struktur, den Inhalt, das 
Format und die Verfahren im Einzelnen für den Austausch von Doku­
menten und strukturierten elektronischen Dokumenten fest. 

(2) Die Datenübermittlung zwischen den Trägern oder Verbindungs­
stellen erfolgt elektronisch entweder unmittelbar oder mittelbar über die 
Zugangsstellen in einem gemeinsamen sicheren Rahmen, in dem die 
Vertraulichkeit und der Schutz der ausgetauschten Daten gewährleistet 
werden kann. 

(3) Bei der Kommunikation mit den betroffenen Personen wenden 
die maßgeblichen Träger die für den Einzelfall geeigneten Verfahren an 
und verwenden so weit wie möglich vorzugsweise elektronische Mittel. 
Die Verwaltungskommission legt die praktischen Modalitäten für die 
Übermittlung von Informationen, Dokumenten oder Entscheidungen an 
die betreffende Person durch elektronische Mittel fest. 

Artikel 5 

Rechtswirkung der in einem anderen Mitgliedstaat ausgestellten 
Dokumente und Belege 

(1) Vom Träger eines Mitgliedstaats ausgestellte Dokumente, in de­
nen der Status einer Person für die Zwecke der Anwendung der Grund­
verordnung und der Durchführungsverordnung bescheinigt wird, sowie 
Belege, auf deren Grundlage die Dokumente ausgestellt wurden, sind 
für die Träger der anderen Mitgliedstaaten so lange verbindlich, wie sie 
nicht von dem Mitgliedstaat, in dem sie ausgestellt wurden, widerrufen 
oder für ungültig erklärt werden. 

▼B 
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(2) Bei Zweifeln an der Gültigkeit eines Dokuments oder der Rich­
tigkeit des Sachverhalts, der den im Dokument enthaltenen Angaben 
zugrunde liegt, wendet sich der Träger des Mitgliedstaats, der das Do­
kument erhält, an den Träger, der das Dokument ausgestellt hat, und 
ersucht diesen um die notwendige Klarstellung oder gegebenenfalls um 
den Widerruf dieses Dokuments. Der Träger, der das Dokument aus­
gestellt hat, überprüft die Gründe für die Ausstellung und widerruft das 
Dokument gegebenenfalls. 

(3) Bei Zweifeln an den Angaben der betreffenden Personen, der 
Gültigkeit eines Dokuments oder der Belege oder der Richtigkeit des 
Sachverhalts, der den darin enthaltenen Angaben zugrunde liegt, nimmt 
der Träger des Aufenthalts- oder Wohnorts, soweit dies möglich ist, 
nach Absatz 2 auf Verlangen des zuständigen Trägers die nötige Über­
prüfung dieser Angaben oder dieses Dokuments vor. 

(4) Erzielen die betreffenden Träger keine Einigung, so können die 
zuständigen Behörden frühestens einen Monat nach dem Zeitpunkt, zu 
dem der Träger, der das Dokument erhalten hat, sein Ersuchen vor­
gebracht hat, die Verwaltungskommission anrufen. Die Verwaltungs­
kommission bemüht sich binnen sechs Monaten nach ihrer Befassung 
um eine Annäherung der unterschiedlichen Standpunkte. 

Artikel 6 

Vorläufige Anwendung der Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats 
und vorläufige Gewährung von Leistungen 

(1) Besteht zwischen den Trägern oder Behörden zweier oder meh­
rerer Mitgliedstaaten eine Meinungsverschiedenheit darüber, welche 
Rechtsvorschriften anzuwenden sind, so unterliegt die betreffende Per­
son vorläufig den Rechtsvorschriften eines dieser Mitgliedstaaten, sofern 
in der Durchführungsverordnung nichts anderes bestimmt ist, wobei die 
Rangfolge wie folgt festgelegt wird: 

a) den Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats, in dem die Person ihrer 
Beschäftigung oder selbständigen Erwerbstätigkeit tatsächlich nach­
geht, wenn die Beschäftigung oder selbständige Erwerbstätigkeit in 
nur einem Mitgliedstaat ausgeübt wird; 

▼M2 
b) den Rechtsvorschriften des Wohnmitgliedstaats, sofern die betref­

fende Person einer Beschäftigung oder selbständigen Erwerbstätig­
keit in zwei oder mehr Mitgliedstaaten nachgeht und einen Teil ihrer 
Tätigkeit(en) in dem Wohnmitgliedstaat ausübt, oder sofern die be­
treffende Person weder beschäftigt ist noch eine selbständige Er­
werbstätigkeit ausübt; 

c) in allen anderen Fällen den Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats, 
deren Anwendung zuerst beantragt wurde, wenn die Person eine 
Erwerbstätigkeit oder mehrere Erwerbstätigkeiten in zwei oder 
mehr Mitgliedstaaten ausübt. 

▼B 
(2) Besteht zwischen den Trägern oder Behörden zweier oder meh­
rerer Mitgliedstaaten eine Meinungsverschiedenheit darüber, welcher 
Träger die Geld- oder Sachleistungen zu gewähren hat, so erhält die 
betreffende Person, die Anspruch auf diese Leistungen hätte, wenn es 
diese Meinungsverschiedenheit nicht gäbe, vorläufig Leistungen nach 
den vom Träger des Wohnorts anzuwendenden Rechtsvorschriften 
oder — falls die betreffende Person nicht im Hoheitsgebiet eines der 
betreffenden Mitgliedstaaten wohnt — Leistungen nach den Rechtsvor­
schriften, die der Träger anwendet, bei dem der Antrag zuerst gestellt 
wurde. 

▼B 
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(3) Erzielen die betreffenden Träger oder Behörden keine Einigung, 
so können die zuständigen Behörden frühestens einen Monat nach dem 
Tag, an dem die Meinungsverschiedenheit im Sinne von Absatz 1 oder 
Absatz 2 aufgetreten ist, die Verwaltungskommission anrufen. Die Ver­
waltungskommission bemüht sich nach ihrer Befassung binnen sechs 
Monaten um eine Annäherung der Standpunkte. 

(4) Steht entweder fest, dass nicht die Rechtsvorschriften des Mit­
gliedstaats anzuwenden sind, die für die betreffende Person vorläufig 
angewendet worden sind, oder dass der Träger, der die Leistungen vor­
läufig gewährt hat, nicht der zuständige Träger ist, so gilt der als zu­
ständig ermittelte Träger rückwirkend als zuständig, als hätte die Mei­
nungsverschiedenheit nicht bestanden, und zwar spätestens entweder ab 
dem Tag der vorläufigen Anwendung oder ab der ersten vorläufigen 
Gewährung der betreffenden Leistungen. 

(5) Falls erforderlich, regeln der als zuständig ermittelte Träger und 
der Träger, der die Geldleistungen vorläufig gezahlt oder Beiträge vor­
läufig erhalten hat, die finanzielle Situation der betreffenden Person in 
Bezug auf vorläufig gezahlte Beiträge und Geldleistungen gegebenen­
falls nach Maßgabe von Titel IV Kapitel III der Durchführungsverord­
nung. 

Sachleistungen, die von einem Träger nach Absatz 2 vorläufig gewährt 
wurden, werden von dem zuständigen Träger nach Titel IV der Durch­
führungsverordnung erstattet. 

Artikel 7 

Vorläufige Berechnung von Leistungen und Beiträgen 

(1) Steht einer Person nach der Grundverordnung ein Leistungs­
anspruch zu oder hat sie einen Beitrag zu zahlen, und liegen dem 
zuständigen Träger nicht alle Angaben über die Situation in einem 
anderen Mitgliedstaat vor, die zur Berechnung des endgültigen Betrags 
der Leistung oder des Beitrags erforderlich sind, so gewährt dieser 
Träger auf Antrag der betreffenden Person die Leistung oder berechnet 
den Beitrag vorläufig, wenn eine solche Berechnung auf der Grundlage 
der dem Träger vorliegenden Angaben möglich ist, sofern die Durch­
führungsverordnung nichts anderes bestimmt. 

(2) Sobald dem betreffenden Träger alle erforderlichen Belege oder 
Dokumente vorliegen, ist eine Neuberechnung der Leistung oder des 
Beitrags vorzunehmen. 

KAPITEL III 

Sonstige allgemeine Vorschriften zur Durchführung der 
Grundverordnung 

Artikel 8 

Verwaltungsvereinbarungen zwischen zwei oder mehreren 
Mitgliedstaaten 

(1) Die Vorschriften der Durchführungsverordnung treten an die 
Stelle der Bestimmungen der Vereinbarungen zur Durchführung der in 
Artikel 8 Absatz 1 der Grundverordnung genannten Abkommen; aus­
genommen sind die Bestimmungen betreffend die Vereinbarungen zu 
den in Anhang II der Grundverordnung genannten Abkommen, sofern 
die Bestimmungen dieser Vereinbarungen in Anhang 1 der Durchfüh­
rungsverordnung aufgeführt sind. 

▼B 
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(2) Mitgliedstaaten können bei Bedarf untereinander Vereinbarungen 
zur Anwendung der in Artikel 8 Absatz 2 der Grundverordnung ge­
nannten Abkommen schließen, sofern durch diese Vereinbarungen die 
Ansprüche und die Verpflichtungen der betreffenden Personen nicht 
beeinträchtigt werden und die Vereinbarungen in Anhang 1 der Durch­
führungsverordnung aufgeführt sind. 

Artikel 9 

Sonstige Verfahren zwischen den Behörden und Trägern 

(1) Zwei oder mehrere Mitgliedstaaten oder deren zuständige Behör­
den können andere Verfahren als die in der Durchführungsverordnung 
vorgesehenen vereinbaren, sofern durch diese Verfahren die Ansprüche 
oder Verpflichtungen der betreffenden Personen nicht beeinträchtigt 
werden. 

(2) Die entsprechenden Vereinbarungen werden der Verwaltungs­
kommission zur Kenntnis gebracht und sind in Anhang 1 der Durch­
führungsverordnung aufgeführt. 

(3) Bestimmungen in Durchführungsvereinbarungen, die zwischen 
zwei oder mehr Mitgliedstaaten zu demselben Zweck geschlossen wor­
den sind, oder die den in Absatz 2 genannten Vereinbarungen entspre­
chen, die am Tag vor Inkrafttreten der Durchführungsverordnung in 
Kraft sind und in Anhang 5 der Verordnung (EWG) Nr. 574/72 auf­
geführt sind, gelten auch weiterhin in den Beziehungen zwischen den 
betreffenden Mitgliedstaaten, sofern sie auch in Anhang 1 der Durch­
führungsverordnung enthalten sind. 

Artikel 10 

Verbot des Zusammentreffens von Leistungen 

Ungeachtet anderer Bestimmungen der Grundverordnung werden in Fäl­
len, in denen die nach den Rechtsvorschriften von zwei oder mehr 
Mitgliedstaaten geschuldeten Leistungen gegenseitig gekürzt, zum Ru­
hen gebracht oder entzogen werden können, jene Beträge, die bei stren­
ger Anwendung der in den Rechtsvorschriften der betreffenden Mit­
gliedstaaten vorgesehenen Kürzungs-, Ruhens- oder Entziehungsbestim­
mungen nicht ausgezahlt würden, durch die Zahl der zu kürzenden, zum 
Ruhen zu bringenden oder zu entziehenden Leistungen geteilt. 

Artikel 11 

Bestimmung des Wohnortes 

(1) Besteht eine Meinungsverschiedenheit zwischen den Trägern von 
zwei oder mehreren Mitgliedstaaten über die Feststellung des Wohnortes 
einer Person, für die die Grundverordnung gilt, so ermitteln diese Träger 
im gegenseitigen Einvernehmen den Mittelpunkt der Interessen dieser 
Person und stützen sich dabei auf eine Gesamtbewertung aller vorlie­
genden Angaben zu den einschlägigen Fakten, wozu gegebenenfalls die 
Folgenden gehören können: 

a) Dauer und Kontinuität des Aufenthalts im Hoheitsgebiet des betref­
fenden Mitgliedstaats; 

b) die Situation der Person, einschließlich 

i) der Art und der spezifischen Merkmale jeglicher ausgeübten 
Tätigkeit, insbesondere des Ortes, an dem eine solche Tätigkeit 
in der Regel ausgeübt wird, der Dauerhaftigkeit der Tätigkeit 
und der Dauer jedes Arbeitsvertrags, 

ii) ihrer familiären Verhältnisse und familiären Bindungen, 
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iii) der Ausübung einer nicht bezahlten Tätigkeit, 

iv) im Falle von Studierenden ihrer Einkommensquelle, 

v) ihrer Wohnsituation, insbesondere deren dauerhafter Charakter, 

vi) des Mitgliedstaats, der als der steuerliche Wohnsitz der Person 
gilt. 

(2) Können die betreffenden Träger nach Berücksichtigung der auf 
die maßgebenden Fakten gestützten verschiedenen Kriterien nach Ab­
satz 1 keine Einigung erzielen, gilt der Wille der Person, wie er sich aus 
diesen Fakten und Umständen erkennen lässt, unter Einbeziehung ins­
besondere der Gründe, die die Person zu einem Wohnortwechsel ver­
anlasst haben, bei der Bestimmung des tatsächlichen Wohnortes dieser 
Person als ausschlaggebend. 

Artikel 12 

Zusammenrechnung von Zeiten 

(1) Bei der Anwendung von Artikel 6 der Grundverordnung wendet 
sich der zuständige Träger an die Träger der Mitgliedstaaten, deren 
Rechtsvorschriften für die betroffene Person ebenfalls gegolten haben, 
um sämtliche Zeiten zu bestimmen, die der Versicherte nach deren 
Rechtsvorschriften zurückgelegt hat. 

(2) Die nach den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats jeweils zu­
rückgelegten Versicherungszeiten, Beschäftigungszeiten, Zeiten einer 
selbständigen Erwerbstätigkeit oder Wohnzeiten sind, soweit erforder­
lich, bei der Anwendung von Artikel 6 der Grundverordnung zu den­
jenigen Zeiten hinzuzurechnen, die nach den Rechtsvorschriften anderer 
Mitgliedstaaten zurückgelegt wurden, sofern sich diese Zeiten nicht 
überschneiden. 

(3) Fällt eine nach den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats auf 
Grund einer Pflichtversicherung zurückgelegte Versicherungs- oder 
Wohnzeit mit einer Zeit der freiwilligen Versicherung oder freiwilligen 
Weiterversicherung zusammen, die nach den Rechtsvorschriften eines 
anderen Mitgliedstaats zurückgelegt wurde, so wird nur die im Rahmen 
einer Pflichtversicherung zurückgelegte Zeit berücksichtigt. 

(4) Fällt eine nach den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats zu­
rückgelegte Versicherungs- oder Wohnzeit, die keine gleichgestellte 
Zeit ist, mit einer gleichgestellten Zeit zusammen, die nach den Rechts­
vorschriften eines anderen Mitgliedstaats zurückgelegt wurde, so wird 
nur die Zeit berücksichtigt, die keine gleichgestellte Zeit ist. 

(5) Jede Zeit, die nach den Rechtsvorschriften von zwei oder mehr 
Mitgliedstaaten als gleichgestellte Zeit gilt, wird nur von dem Träger 
des Mitgliedstaats berücksichtigt, nach dessen Rechtsvorschriften die 
betreffende Person vor dieser Zeit zuletzt pflichtversichert war. Ist die 
betreffende Person vor dieser Zeit nicht nach den Rechtsvorschriften 
eines Mitgliedstaats pflichtversichert gewesen, so wird die Zeit von 
dem Träger des Mitgliedstaats berücksichtigt, nach dessen Rechtsvor­
schriften sie nach der betreffenden Zeit erstmals pflichtversichert war. 
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(6) Lässt sich der Zeitraum, in dem bestimmte Versicherungs- oder 
Wohnzeiten nach den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats zurück­
gelegt worden sind, nicht genau ermitteln, so wird unterstellt, dass diese 
Zeiten sich nicht mit Versicherungs- oder Wohnzeiten überschneiden, 
die nach den Rechtsvorschriften eines anderen Mitgliedstaats zurück­
gelegt worden sind; sie werden bei der Zusammenrechnung, sofern 
für die betreffende Person vorteilhaft, berücksichtigt, soweit sie für 
diesen Zweck in Betracht gezogen werden können. 

Artikel 13 

Regeln für die Umrechnung von Zeiten 

(1) Sind Zeiten, die nach den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats 
zurückgelegt worden sind, in Einheiten ausgedrückt, die von den Ein­
heiten abweichen, die in den Rechtsvorschriften eines anderen Mitglied­
staats vorgesehen sind, so werden sie für die Zusammenrechnung nach 
Artikel 6 der Grundverordnung wie folgt umgerechnet: 

a) Die Zeit, die als Grundlage für die Umrechnung zu verwenden ist, ist 
die Zeit, die vom Träger des Mitgliedstaats mitgeteilt wird, nach 
dessen Rechtsvorschriften die Zeit zurückgelegt wurde. 

b) Im Falle von Systemen, in denen die Zeiten in Tagen ausgedrückt 
werden, erfolgt die Umrechnung von Tagen in andere Einheiten und 
umgekehrt sowie die Umrechung zwischen verschiedenen Systemen, 
denen Tage zugrunde liegen, nach der folgenden Tabelle: 

System auf der 
Grundlage von 

1 Tag ent­
spricht 

1 Woche 
entspricht 

1 Monat 
entspricht 

1 Vierteljahr 
entspricht 

Höchstzahl 
von Tagen in 

einem 
Kalenderjahr 

5 Tagen 9 Stunden 5 Tagen 22 Tagen 66 Tagen 264 Tage 

6 Tagen 8 Stunden 6 Tagen 26 Tagen 78 Tagen 312 Tage 

7 Tagen 6 Stunden 7 Tagen 30 Tagen 90 Tagen 360 Tage 

c) Im Falle von Systemen, in denen die Zeiten in anderen Einheiten als 
Tagen ausgedrückt werden, 

i) entsprechen drei Monate oder dreizehn Wochen einem Viertel­
jahr und umgekehrt; 

ii) entspricht ein Jahr vier Vierteljahren, 12 Monaten oder 52 Wo­
chen und umgekehrt; 

iii) für die Umrechnung von Wochen in Monate und umgekehrt 
werden die Wochen und Monate im Einklang mit den Umrech­
nungsregeln für die Systeme auf der Grundlage von sechs Tagen 
in der Tabelle in Buchstabe b in Tage umgerechnet. 

d) Im Falle von Zeiten, die in Bruchzahlen ausgedrückt werden, werden 
diese Zahlen in die nächstkleinere ganze Einheit umgerechnet; dabei 
werden die unter den Buchstaben b und c aufgeführten Regeln an­
gewandt. Dezimalzahlen von Jahren werden in Monate umgerechnet, 
es sei denn, das System beruht auf Vierteljahren. 

e) Führt die Umrechnung nach diesem Absatz zu einem Bruchteil einer 
Einheit, so wird die nächsthöhere ganze Einheit als Ergebnis der 
Umrechnung nach diesem Absatz genommen. 
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(2) Die Anwendung von Absatz 1 darf nicht dazu führen, dass mit 
der Gesamtsumme der in einem Kalenderjahr zurückgelegten Zeiten 
eine Gesamtzahl über der Anzahl von Tagen, die in der letzten Spalte 
der Tabelle in Absatz 1 Buchstabe b genannt wird, oder über 52 Wo­
chen oder 12 Monaten oder vier Vierteljahren erreicht wird. 

Entsprechen die umzurechnenden Zeiten der maximalen Jahresmenge 
von Zeiten nach den Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats, in dem sie 
zurückgelegt wurden, so darf die Anwendung von Absatz 1 nicht inner­
halb eines Kalenderjahres zu Zeiten führen, die kürzer sind als die 
mögliche maximale Jahresmenge von Zeiten nach den betreffenden 
Rechtsvorschriften. 

(3) Die Umrechnung erfolgt entweder in einem einzigen Rechen­
schritt für alle Zeiten, die als Ganzes mitgeteilt wurden, oder für jedes 
einzelne Jahr, wenn die Zeiten nach Jahren mitgeteilt wurden. 

(4) Teilt ein Träger Zeiten in Tagen ausgedrückt mit, so gibt er 
zugleich an, ob das von ihm verwaltete System auf fünf Tagen, sechs 
Tagen oder sieben Tagen beruht. 

TITEL II 

BESTIMMUNG DER ANWENDBAREN RECHTSVORSCHRIFTEN 

Artikel 14 

Nähere Vorschriften zu den Artikeln 12 und 13 der 
Grundverordnung 

(1) Bei der Anwendung von Artikel 12 Absatz 1 der Grundverord­
nung umfassen die Worte „eine Person, die in einem Mitgliedstaat für 
Rechnung eines Arbeitgebers, der gewöhnlich dort tätig ist, eine Be­
schäftigung ausübt und die von diesem Arbeitgeber in einen anderen 
Mitgliedstaat entsandt wird“ auch eine Person, die im Hinblick auf die 
Entsendung in einen anderen Mitgliedstaat eingestellt wird, voraus­
gesetzt die betreffende Person unterliegt unmittelbar vor Beginn ihrer 
Beschäftigung bereits den Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats, in dem 
das Unternehmen, bei dem sie eingestellt wird, seinen Sitz hat. 

(2) Bei der Anwendung von Artikel 12 Absatz 1 der Grundverord­
nung beziehen sich die Worte „der gewöhnlich dort tätig ist“ auf einen 
Arbeitgeber, der gewöhnlich andere nennenswerte Tätigkeiten als reine 
interne Verwaltungstätigkeiten auf dem Hoheitsgebiet des Mitglied­
staats, in dem das Unternehmen niedergelassen ist, ausübt, unter Be­
rücksichtigung aller Kriterien, die die Tätigkeit des betreffenden Unter­
nehmens kennzeichnen; die maßgebenden Kriterien müssen auf die Be­
sonderheiten eines jeden Arbeitgebers und die Eigenart der ausgeübten 
Tätigkeiten abgestimmt sein. 

(3) Bei der Anwendung von Artikel 12 Absatz 2 der Grundverord­
nung beziehen sich die Worte „eine Person, die gewöhnlich in einem 
Mitgliedstaat eine selbständige Erwerbstätigkeit ausübt“ auf eine Person, 
die üblicherweise nennenswerte Tätigkeiten auf dem Hoheitsgebiet des 
Mitgliedstaats ausübt, in dem sie ansässig ist. Insbesondere muss die 
Person ihre Tätigkeit bereits einige Zeit vor dem Zeitpunkt, ab dem sie 
die Bestimmungen des genannten Artikels in Anspruch nehmen will, 
ausgeübt haben und muss während jeder Zeit ihrer vorübergehenden 
Tätigkeit in einem anderen Mitgliedstaat in dem Mitgliedstaat, in dem 
sie ansässig ist, den für die Ausübung ihrer Tätigkeit erforderlichen 
Anforderungen weiterhin genügen, um die Tätigkeit bei ihrer Rückkehr 
fortsetzen zu können. 
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(4) Bei der Anwendung von Artikel 12 Absatz 2 der Grundverord­
nung kommt es für die Feststellung, ob die Erwerbstätigkeit, die ein 
Selbständiger in einem anderen Mitgliedstaat ausübt, eine „ähnliche“ 
Tätigkeit wie die gewöhnlich ausgeübte selbständige Erwerbstätigkeit 
ist, auf die tatsächliche Eigenart der Tätigkeit und nicht darauf an, ob 
dieser andere Mitgliedstaat diese Tätigkeit als Beschäftigung oder selb­
ständige Erwerbstätigkeit qualifiziert. 

▼M2 
(5) Bei der Anwendung von Artikel 13 Absatz 1 der Grundverord­
nung beziehen sich die Worte „eine Person, die gewöhnlich in zwei 
oder mehr Mitgliedstaaten eine Beschäftigung ausübt“ auf eine Person, 
die gleichzeitig oder abwechselnd für dasselbe Unternehmen oder den­
selben Arbeitgeber oder für verschiedene Unternehmen oder Arbeitgeber 
eine oder mehrere gesonderte Tätigkeiten in zwei oder mehr Mitglied­
staaten ausübt. 

(5a) Für die Zwecke der Anwendung des Titels II der Grundverord­
nung beziehen sich die Worte „Sitz oder Wohnsitz“ auf den satzungs­
mäßigen Sitz oder die Niederlassung, an dem/der die wesentlichen Ent­
scheidungen des Unternehmens getroffen und die Handlungen zu dessen 
zentraler Verwaltung vorgenommen werden. 

Für die Zwecke der Anwendung des Artikels 13 Absatz 1 der Grund­
verordnung unterliegen Mitglieder von Flug- oder Kabinenbesatzungen, 
die gewöhnlich Leistungen im Zusammenhang mit Fluggästen oder 
Luftfracht in zwei oder mehr Mitgliedstaaten erbringen, den Rechtsvor­
schriften des Mitgliedstaats, in dem sich ihre Heimatbasis gemäß der 
Definition in Anhang III der Verordnung (EWG) Nr. 3922/91 des Rates 
vom 16. Dezember 1991 zur Harmonisierung der technischen Vorschrif­
ten und der Verwaltungsverfahren in der Zivilluftfahrt ( 1 ) befindet. 

(5b) Für die Bestimmung der anzuwendenden Rechtsvorschriften 
nach Artikel 13 der Grundverordnung werden marginale Tätigkeiten 
nicht berücksichtigt. Artikel 16 der Durchführungsverordnung gilt für 
alle Fälle gemäß diesem Artikel. 

▼B 
(6) Bei der Anwendung von Artikel 13 Absatz 2 der Grundverord­
nung beziehen sich die Worte „eine Person, die gewöhnlich in zwei 
oder mehr Mitgliedstaaten eine selbständige Erwerbstätigkeit ausübt“ 
insbesondere auf eine Person, die gleichzeitig oder abwechselnd eine 
oder mehrere gesonderte selbständige Tätigkeiten in zwei oder mehr 
Mitgliedstaaten ausübt, und zwar unabhängig von der Eigenart dieser 
Tätigkeiten. 

(7) Um die Tätigkeiten nach den Absätzen 5 und 6 von den in 
Artikel 12 Absätze 1 und 2 der Grundverordnung beschriebenen Situa­
tionen zu unterscheiden, ist die Dauer der Tätigkeit in einem oder wei­
teren Mitgliedstaaten (ob dauerhaft, kurzfristiger oder vorübergehender 
Art) entscheidend. Zu diesem Zweck erfolgt eine Gesamtbewertung aller 
maßgebenden Fakten, einschließlich insbesondere, wenn es sich um 
einen Arbeitnehmer handelt, des Arbeitsortes, wie er im Arbeitsvertrag 
definiert ist. 

(8) Bei der Anwendung von Artikel 13 Absätze 1 und 2 der Grund­
verordnung bedeutet die Ausübung „eines wesentlichen Teils der Be­
schäftigung oder selbständigen Erwerbstätigkeit“ in einem Mitgliedstaat, 
dass der Arbeitnehmer oder Selbständige dort einen quantitativ erheb­
lichen Teil seiner Tätigkeit ausübt, was aber nicht notwendigerweise der 
größte Teil seiner Tätigkeit sein muss. 
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Um festzustellen, ob ein wesentlicher Teil der Tätigkeit in einem Mit­
gliedstaat ausgeübt wird, werden folgende Orientierungskriterien heran­
gezogen: 

a) im Falle einer Beschäftigung die Arbeitszeit und/oder das Arbeits­
entgelt und 

b) im Falle einer selbständigen Erwerbstätigkeit der Umsatz, die Ar­
beitszeit, die Anzahl der erbrachten Dienstleistungen und/oder das 
Einkommen. 

Wird im Rahmen einer Gesamtbewertung bei den genannten Kriterien 
ein Anteil von weniger als 25 % erreicht, so ist dies ein Anzeichen 
dafür, dass ein wesentlicher Teil der Tätigkeit nicht in dem entsprechen­
den Mitgliedstaat ausgeübt wird. 

(9) Bei der Anwendung von Artikel 13 Absatz 2 Buchstabe b der 
Grundverordnung wird bei Selbständigen der „Mittelpunkt ihrer Tätig­
keiten“ anhand sämtlicher Merkmale bestimmt, die ihre berufliche Tä­
tigkeit kennzeichnen; hierzu gehören namentlich der Ort, an dem sich 
die feste und ständige Niederlassung befindet, von dem aus die betref­
fende Person ihre Tätigkeiten ausübt, die gewöhnliche Art oder die 
Dauer der ausgeübten Tätigkeiten, die Anzahl der erbrachten Dienst­
leistungen sowie der sich aus sämtlichen Umständen ergebende Wille 
der betreffenden Person. 

(10) Für die Festlegung der anzuwendenden Rechtsvorschriften nach 
den Absätzen 8 und 9 berücksichtigen die betroffenen Träger die für die 
folgenden 12 Kalendermonate angenommene Situation. 

(11) Für eine Person, die ihre Beschäftigung in zwei oder mehreren 
Mitgliedstaaten für einen Arbeitgeber ausübt, der seinen Sitz außerhalb 
des Hoheitsgebiets der Union hat, gelten die Rechtsvorschriften des 
Wohnmitgliedstaats, wenn diese Person in einem Mitgliedstaat wohnt, 
in dem sie keine wesentliche Tätigkeit ausübt. 

Artikel 15 

Verfahren bei der Anwendung von Artikel 11 Absatz 3 Buchstaben 
b und d, Artikel 11 Absatz 4 und Artikel 12 der Grundverordnung 

(über die Unterrichtung der betroffenen Träger) 

(1) Sofern nicht in Artikel 16 der Durchführungsverordnung etwas 
anderes bestimmt ist, unterrichtet der Arbeitgeber einer Person, die ihre 
Tätigkeit in einem anderen als dem nach Titel II der Grundverordnung 
zuständigen Mitgliedstaat ausübt, oder die betreffende Person selbst, 
wenn diese keine Beschäftigung als Arbeitnehmer ausübt, den zustän­
digen Träger des Mitgliedstaats, dessen Rechtsvorschriften die Person 
unterliegt, darüber; diese Unterrichtung erfolgt im Voraus, wann immer 
dies möglich ist. ►M2 Dieser Träger stellt der betreffenden Person die 
Bescheinigung nach Artikel 19 Absatz 2 der Durchführungsverordnung 
aus und macht dem von der zuständigen Behörde des Mitgliedstaats, in 
dem die Tätigkeit ausgeübt wird, bezeichneten Träger unverzüglich In­
formationen über die Rechtsvorschriften zugänglich, denen diese Person 
nach Artikel 11 Absatz 3 Buchstabe b oder Artikel 12 der Grundver­
ordnung unterliegt. ◄ 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für Personen, die Artikel 11 Absatz 3 
Buchstabe d der Grundverordnung unterliegen. 
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(3) Ein Arbeitgeber im Sinne des Artikels 11 Absatz 4 der Grund­
verordnung, der einen Arbeitnehmer an Bord eines unter der Flagge 
eines anderen Mitgliedstaats fahrenden Schiffes hat, unterrichtet den 
zuständigen Träger des Mitgliedstaats, dessen Rechtsvorschriften die 
Person unterliegt, darüber; diese Unterrichtung erfolgt im Voraus, 
wann immer dies möglich ist. Dieser Träger macht dem Träger, der 
von der zuständigen Behörde des Mitgliedstaats bezeichnet wurde, unter 
dessen Flagge das Schiff fährt, auf dem der Arbeitnehmer die Tätigkeit 
ausübt, unverzüglich Informationen über die Rechtsvorschriften zugäng­
lich, denen der Arbeitnehmer nach Artikel 11 Absatz 4 der Grundver­
ordnung unterliegt. 

Artikel 16 

Verfahren bei der Anwendung von Artikel 13 der 
Grundverordnung 

(1) Eine Person, die in zwei oder mehreren Mitgliedstaaten eine 
Tätigkeit ausübt, teilt dies dem von der zuständigen Behörde ihres 
Wohnmitgliedstaats bezeichneten Träger mit. 

(2) Der bezeichnete Träger des Wohnorts legt unter Berücksichtigung 
von Artikel 13 der Grundverordnung und von Artikel 14 der Durch­
führungsverordnung unverzüglich fest, welchen Rechtsvorschriften die 
betreffende Person unterliegt. Diese erste Festlegung erfolgt vorläufig. 
Der Träger unterrichtet die bezeichneten Träger jedes Mitgliedstaats, in 
dem die Person eine Tätigkeit ausübt, über seine vorläufige Festlegung. 

(3) Die vorläufige Festlegung der anzuwendenden Rechtsvorschriften 
nach Absatz 2 erhält binnen zwei Monaten, nachdem die von den zu­
ständigen Behörden des betreffenden Mitgliedstaats bezeichneten Träger 
davon in Kenntnis gesetzt wurden, endgültigen Charakter, es sei denn, 
die anzuwendenden Rechtsvorschriften wurden bereits auf der Grund­
lage von Absatz 4 endgültig festgelegt, oder mindestens einer der be­
treffenden Träger setzt den von der zuständigen Behörde des Wohn­
mitgliedstaats bezeichneten Träger vor Ablauf dieser zweimonatigen 
Frist davon in Kenntnis, dass er die Festlegung noch nicht akzeptieren 
kann oder diesbezüglich eine andere Auffassung vertritt. 

(4) Ist aufgrund bestehender Unsicherheit bezüglich der Bestimmung 
der anzuwendenden Rechtsvorschriften eine Kontaktaufnahme zwischen 
den Trägern oder Behörden zweier oder mehrerer Mitgliedstaaten er­
forderlich, so werden auf Ersuchen eines oder mehrerer der von den 
zuständigen Behörden der betreffenden Mitgliedstaaten bezeichneten 
Träger oder auf Ersuchen der zuständigen Behörden selbst die geltenden 
Rechtsvorschriften unter Berücksichtigung von Artikel 13 der Grund­
verordnung und der einschlägigen Bestimmungen von Artikel 14 der 
Durchführungsverordnung einvernehmlich festgelegt. 

Sind die betreffenden Träger oder zuständigen Behörden unterschiedli­
cher Auffassung, so bemühen diese sich nach den vorstehenden Bedin­
gungen um Einigung; es gilt Artikel 6 der Durchführungsverordnung. 

(5) Der zuständige Träger des Mitgliedstaats, dessen Rechtsvorschrif­
ten entweder vorläufig oder endgültig als anwendbar bestimmt werden, 
teilt dies unverzüglich der betreffenden Person mit. 

(6) Unterlässt eine Person die Mitteilung nach Absatz 1, so erfolgt 
die Anwendung dieses Artikels auf Initiative des Trägers, der von der 
zuständigen Behörde des Wohnmitgliedstaats bezeichnet wurde, sobald 
er — möglicherweise durch einen anderen betroffenen Träger — über 
die Situation der Person unterrichtet wurde. 
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Artikel 17 

Verfahren bei der Anwendung von Artikel 15 der 
Grundverordnung 

Vertragsbedienstete der Europäischen Gemeinschaften üben ihr Wahl­
recht nach Artikel 15 der Grundverordnung zum Zeitpunkt des Ab­
schlusses des Anstellungsvertrags aus. Die zum Abschluss des Vertrags 
bevollmächtigte Behörde unterrichtet den von dem Mitgliedstaat, für 
dessen Rechtsvorschriften der Vertragsbedienstete der Europäischen Ge­
meinschaften sich entschieden hat, bezeichneten Träger. 

Artikel 18 

Verfahren zur Durchführung von Artikel 16 der Grundverordnung 

Ein Antrag des Arbeitgebers oder der betreffenden Person auf Aus­
nahme von den Artikeln 11 bis 15 der Grundverordnung ist bei der 
zuständigen Behörde oder der Stelle zu stellen, die von der zuständigen 
Behörde des Mitgliedstaats, dessen Rechtsvorschriften der Arbeitnehmer 
oder die betreffende Person zu unterliegen wünscht, bezeichnet wurde; 
solche Anträge sind, wann immer dies möglich ist, im Voraus zu stel­
len. 

Artikel 19 

Unterrichtung der betreffenden Personen und der Arbeitgeber 

(1) Der zuständige Träger des Mitgliedstaats, dessen Rechtsvorschrif­
ten nach Titel II der Grundverordnung anzuwenden sind, unterrichtet die 
betreffende Person sowie gegebenenfalls deren Arbeitgeber über die 
Pflichten, die in diesen Rechtsvorschriften festgelegt sind. Er gewährt 
ihnen die erforderliche Unterstützung bei der Einhaltung der Formvor­
schriften aufgrund dieser Rechtsvorschriften. 

(2) Auf Antrag der betreffenden Person oder ihres Arbeitgebers be­
scheinigt der zuständige Träger des Mitgliedstaats, dessen Rechtsvor­
schriften nach Titel II der Grundverordnung anzuwenden sind, dass und 
gegebenenfalls wie lange und unter welchen Umständen diese Rechts­
vorschriften anzuwenden sind. 

Artikel 20 

Zusammenarbeit zwischen den Trägern 

(1) Die maßgeblichen Träger erteilen dem zuständigen Träger des 
Mitgliedstaats, dessen Rechtsvorschriften nach Titel II der Grundverord­
nung für eine Person gelten, alle Auskünfte, die notwendig sind für die 
Festsetzung des Zeitpunkts, ab dem diese Rechtsvorschriften anzuwen­
den sind, und der Beiträge, welche die betreffende Person und ihr bzw. 
ihre Arbeitgeber nach diesen Rechtsvorschriften zu leisten haben. 

(2) Der zuständige Träger des Mitgliedstaats, dessen Rechtsvorschrif­
ten nach Titel II der Grundverordnung auf eine Person anzuwenden 
sind, macht Informationen über den Zeitpunkt, ab dem diese Rechts­
vorschriften anzuwenden sind, dem Träger zugänglich, der von der zu­
ständigen Behörde des Mitgliedstaats, dessen Rechtsvorschriften diese 
Person zuletzt unterlag, bezeichnet wurde. 
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Artikel 21 

Pflichten des Arbeitgebers 

(1) Hat ein Arbeitgeber seinen eingetragenen Sitz oder seine Nieder­
lassung außerhalb des zuständigen Mitgliedstaats, so hat er den Pflich­
ten nachzukommen, die die auf seine Arbeitnehmer anzuwendenden 
Rechtsvorschriften vorsehen, namentlich der Pflicht zur Zahlung der 
nach diesen Rechtsvorschriften vorgeschriebenen Beiträge, als hätte 
der Arbeitgeber seinen eingetragenen Sitz oder seine Niederlassung in 
dem zuständigen Mitgliedstaat. 

(2) Ein Arbeitgeber, der keine Niederlassung in dem Mitgliedstaat 
hat, dessen Rechtsvorschriften auf den Arbeitnehmer anzuwenden sind, 
kann mit dem Arbeitnehmer vereinbaren, dass dieser die Pflichten des 
Arbeitgebers zur Zahlung der Beiträge wahrnimmt, ohne dass die da­
neben fortbestehenden Pflichten des Arbeitgebers berührt würden. Der 
Arbeitgeber übermittelt eine solche Vereinbarung dem zuständigen Trä­
ger dieses Mitgliedstaats. 

TITEL III 

BESONDERE VORSCHRIFTEN ÜBER DIE VERSCHIEDENEN ARTEN 
VON LEISTUNGEN 

KAPITEL I 

Leistungen bei Krankheit sowie Leistungen bei Mutterschaft und 
gleichgestellte Leistungen bei Vaterschaft 

Artikel 22 

Allgemeine Durchführungsvorschriften 

(1) Die zuständigen Behörden oder Träger tragen dafür Sorge, dass 
den Versicherten alle erforderlichen Informationen über die Verfahren 
und Voraussetzungen für die Gewährung von Sachleistungen zur Ver­
fügung gestellt werden, wenn sie diese Leistungen im Hoheitsgebiet 
eines anderen Mitgliedstaats als dem des zuständigen Trägers erhalten. 

(2) Ungeachtet des Artikels 5 Buchstabe a der Grundverordnung hat 
ein Mitgliedstaat die Kosten von Leistungen nach Artikel 22 der Grund­
verordnung nur dann zu tragen, wenn der Versicherte entweder nach 
den Rechtsvorschriften dieses Mitgliedstaats einen Antrag auf Rente 
gestellt hat oder nach den Artikeln 23 bis 30 der Grundverordnung 
eine Rente nach den Rechtsvorschriften dieses Mitgliedstaats bezieht. 

Artikel 23 

Regelung bei einem oder mehreren Systemen im Wohn- oder 
Aufenthaltsmitgliedstaat 

Sehen die Rechtsvorschriften des Wohn- oder Aufenthaltsmitgliedstaats 
mehr als ein Versicherungssystem für den Fall der Krankheit, Mutter­
schaft oder Vaterschaft für eine oder mehrere Kategorien von Versicher­
ten vor, so finden für Artikel 17, Artikel 19 Absatz 1 und die Artikel 20, 
22, 24 und 26 der Grundverordnung die Vorschriften über das all­
gemeine System für Arbeitnehmer Anwendung. 
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Artikel 24 

Wohnort in einem anderen als dem zuständigen Mitgliedstaat 

(1) Bei der Anwendung von Artikel 17 der Grundverordnung müssen 
sich der Versicherte und/oder seine Familienangehörigen beim Träger 
ihres Wohnorts eintragen lassen. Ihr Sachleistungsanspruch im Wohn­
mitgliedstaat wird durch ein Dokument bescheinigt, das vom zuständi­
gen Träger auf Antrag des Versicherten oder auf Antrag des Trägers des 
Wohnorts ausgestellt wird. 

(2) Das in Absatz 1 genannte Dokument gilt solange, bis der zustän­
dige Träger den Träger des Wohnorts über seinen Widerruf informiert. 

Der Träger des Wohnorts benachrichtigt den zuständigen Träger von 
jeder Eintragung nach Absatz 1 und von jeder Änderung oder Strei­
chung dieser Eintragung. 

(3) Für die in den Artikeln 22, 24, 25 und 26 der Grundverordnung 
genannten Personen gilt der vorliegende Artikel entsprechend. 

Artikel 25 

Aufenthalt in einem anderen als dem zuständigen Mitgliedstaat 

A. Verfahren und Umfang des Anspruchs 

(1) Bei der Anwendung von Artikel 19 der Grundverordnung legt der 
Versicherte dem Erbringer von Gesundheitsleistungen im Aufenthalts­
mitgliedstaat ein von dem zuständigen Träger ausgestelltes Dokument 
vor, das seinen Sachleistungsanspruch bescheinigt. Verfügt der Ver­
sicherte nicht über ein solches Dokument, so fordert der Träger des 
Aufenthaltsorts auf Antrag oder falls andernfalls erforderlich das Doku­
ment beim zuständigen Träger an. 

(2) Dieses Dokument bescheinigt, dass der Versicherte unter den 
Voraussetzungen des Artikels 19 der Grundverordnung zu denselben 
Bedingungen wie nach den Rechtsvorschriften des Aufenthaltsmitglied­
staats versicherte Personen Anspruch auf Sachleistungen hat. 

(3) Sachleistungen im Sinne von Artikel 19 Absatz 1 der Grundver­
ordnung sind diejenigen, die im Aufenthaltsmitgliedstaat nach dessen 
Rechtsvorschriften erbracht werden und sich als medizinisch notwendig 
erweisen, damit der Versicherte nicht vorzeitig in den zuständigen Mit­
gliedstaat zurückkehren muss, um die erforderlichen medizinischen 
Leistungen zu erhalten. 

B. Verfahren und Modalitäten der Übernahme und/oder Erstattung 
von Sachleistungen 

(4) Hat der Versicherte die Kosten aller oder eines Teils der im 
Rahmen von Artikel 19 der Grundverordnung erbrachten Sachleistungen 
selbst getragen und ermöglichen die vom Träger des Aufenthaltsorts 
angewandten Rechtsvorschriften, dass diese Kosten dem Versicherten 
erstattet werden, so kann er die Erstattung beim Träger des Aufenthalts­
orts beantragen. In diesem Fall erstattet ihm dieser direkt den diesen 
Leistungen entsprechenden Betrag innerhalb der Grenzen und Bedin­
gungen der nach seinen Rechtsvorschriften geltenden Erstattungssätze. 
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(5) Wurde die Erstattung dieser Kosten nicht unmittelbar beim Träger 
des Aufenthaltsorts beantragt, so werden sie der betreffenden Person 
vom zuständigen Träger nach den für den Träger des Aufenthaltsorts 
geltenden Erstattungssätzen oder den Beträgen erstattet, die dem Träger 
des Aufenthaltsortes im Fall der Anwendung von Artikel 62 der Durch­
führungsverordnung in dem betreffenden Fall erstattet worden wären. 

Der Träger des Aufenthaltsorts erteilt dem zuständigen Träger auf des­
sen Ersuchen die erforderlichen Auskünfte über diese Erstattungssätze 
oder Beträge. 

(6) Abweichend von Absatz 5 kann der zuständige Träger die ent­
standenen Kosten innerhalb der Grenzen und nach Maßgabe der in 
seinen Rechtvorschriften niedergelegten Erstattungssätze erstatten, so­
fern sich der Versicherte mit der Anwendung dieser Bestimmung ein­
verstanden erklärt hat. 

(7) Sehen die Rechtsvorschriften des Aufenthaltsmitgliedstaats in 
dem betreffenden Fall keine Erstattung nach den Absätzen 4 und 5 
vor, so kann der zuständige Träger die Kosten innerhalb der Grenzen 
und nach Maßgabe der in seinen Rechtvorschriften festgelegten Erstat­
tungssätze erstatten, ohne dass das Einverständnis des Versicherten er­
forderlich wäre. 

(8) Die Erstattung an den Versicherten überschreitet in keinem Fall 
den Betrag der ihm tatsächlich entstandenen Kosten. 

(9) Im Fall erheblicher Ausgaben kann der zuständige Träger dem 
Versicherten einen angemessenen Vorschuss zahlen, nachdem dieser 
den Erstattungsantrag bei ihm eingereicht hat. 

C. Familienangehörige 

(10) Die Absätze 1 bis 9 gelten entsprechend für die Familienange­
hörigen des Versicherten. 

Artikel 26 

Geplante Behandlungen 

A. Genehmigungsverfahren 

(1) Bei der Anwendung von Artikel 20 Absatz 1 der Grundverord­
nung legt der Versicherte dem Träger des Aufenthaltsorts ein vom zu­
ständigen Träger ausgestelltes Dokument vor. Für die Zwecke des vor­
liegenden Artikels bezeichnet der Ausdruck „zuständiger Träger“ den 
Träger, der die Kosten der geplanten Behandlung zu tragen hat; in den 
Fällen nach Artikel 20 Absatz 4 und Artikel 27 Absatz 5 der Grund­
verordnung, in denen die im Wohnmitgliedstaat erbrachten Sachleistun­
gen auf der Grundlage von Pauschalbeträgen erstattet werden, bezeich­
net der Ausdruck „zuständiger Träger“ den Träger des Wohnorts. 

(2) Wohnt der Versicherte nicht in dem zuständigen Mitgliedstaat, so 
muss er die Genehmigung beim Träger des Wohnorts beantragen, der 
den Antrag unverzüglich an den zuständigen Träger weiterleitet. 

In diesem Fall bescheinigt der Träger des Wohnorts, ob die Bedingun­
gen des Artikels 20 Absatz 2 Satz 2 der Grundverordnung in dem 
Wohnmitgliedstaat erfüllt sind. 
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Der zuständige Träger kann die beantragte Genehmigung nur verwei­
gern, wenn nach Einschätzung des Trägers des Wohnorts die Bedingun­
gen des Artikels 20 Absatz 2 Satz 2 der Grundverordnung in dem 
Wohnmitgliedstaat des Versicherten nicht erfüllt sind oder wenn die 
gleiche Behandlung im zuständigen Mitgliedstaat selbst innerhalb eines 
in Anbetracht des derzeitigen Gesundheitszustands und des voraussicht­
lichen Verlaufs der Krankheit der betroffenen Person medizinisch ver­
tretbaren Zeitraums gewährt werden kann. 

Der zuständige Träger teilt dem Träger des Wohnortes seine Entschei­
dung mit. 

Geht innerhalb der nach innerstaatlichem Recht des betreffenden Mit­
gliedstaats geltenden Fristen keine Antwort ein, so gilt die Genehmi­
gung als durch den zuständigen Träger erteilt. 

(3) Benötigt eine versicherte Person, die nicht in dem zuständigen 
Mitgliedstaat wohnt, eine dringende und lebensnotwendige Behandlung 
und darf die Genehmigung nach Artikel 20 Absatz 2 Satz 2 der Grund­
verordnung nicht verweigert werden, so erteilt der Träger des Wohnorts 
die Genehmigung für Rechnung des zuständigen Trägers und unterrich­
tet den zuständigen Träger unverzüglich hiervon. 

Der zuständige Träger akzeptiert die Befunde und therapeutischen Ent­
scheidungen der von dem Träger des Wohnorts, der die Genehmigung 
erteilt, autorisierten Ärzte in Bezug auf die Erforderlichkeit einer drin­
genden lebensnotwendigen Behandlung. 

(4) Der zuständige Träger behält das Recht, den Versicherten jeder­
zeit im Verlauf des Genehmigungsverfahrens von einem Arzt seiner 
Wahl im Aufenthalts- oder Wohnmitgliedstaat untersuchen lassen. 

(5) Unbeschadet einer etwaigen Entscheidung über eine Genehmi­
gung unterrichtet der Träger des Aufenthaltsorts den zuständigen Träger, 
wenn eine Ergänzung der durch die vorhandene Genehmigung abge­
deckten Behandlung aus medizinischen Gründen angezeigt erscheint. 

B. Übernahme der dem Versicherten entstandenen Kosten von Sach­
leistungen 

(6) Unbeschadet der Bestimmungen von Absatz 7 gilt Artikel 25 
Absätze 4 und 5 der Durchführungsverordnung entsprechend. 

(7) Hat der Versicherte einen Teil oder die gesamten Kosten der 
genehmigten ärztlichen Behandlung tatsächlich selbst getragen und 
sind die vom zuständigen Träger dem Träger des Aufenthaltsorts oder 
nach Absatz 6 dem Versicherten zu erstattenden Kosten (tatsächliche 
Kosten) geringer als die Kosten, die er für die gleiche Behandlung im 
zuständigen Mitgliedstaat hätte übernehmen müssen (angenommene 
Kosten), so erstattet der zuständige Träger auf Antrag die dem Ver­
sicherten entstandenen Behandlungskosten bis zur Höhe des Betrags, 
um den die angenommenen Kosten die tatsächlichen Kosten überschrei­
ten. Der Erstattungsbetrag darf jedoch die dem Versicherten tatsächlich 
entstandenen Kosten nicht überschreiten; der Betrag, den der Ver­
sicherte bei einer Behandlung im zuständigen Mitgliedstaat selbst hätte 
bezahlen müssen, kann dabei berücksichtigt werden. 
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C. Übernahme der Reise- und Aufenthaltskosten bei geplanten Be­
handlungen 

(8) Wenn die nationalen Rechtsvorschriften des zuständigen Trägers 
die Erstattung der mit der Behandlung des Versicherten untrennbar ver­
bundenen Reise- und Aufenthaltskosten vorsehen, so übernimmt dieser 
Träger diese Kosten der betreffenden Person und erforderlichenfalls 
diejenigen einer Begleitperson, sofern eine entsprechende Genehmigung 
für eine Behandlung in einem anderen Mitgliedstaat erteilt wird. 

D. Familienangehörige 

(9) Die Absätze 1 bis 8 gelten entsprechend für die Familienangehö­
rigen des Versicherten. 

Artikel 27 

Geldleistungen wegen Arbeitsunfähigkeit bei Aufenthalt oder 
Wohnort in einem anderen als dem zuständigen Mitgliedstaat 

A. Verfahrensvorschriften für den Versicherten 

(1) Verlangen die Rechtsvorschriften des zuständigen Mitgliedstaats 
vom Versicherten die Vorlage einer Bescheinigung für den Bezug von 
Geldleistungen bei Arbeitsunfähigkeit nach Artikel 21 Absatz 1 der 
Grundverordnung, so lässt sich der Versicherte eine Arbeitsunfähigkeits­
bescheinigung, in der auch die voraussichtliche Dauer der Arbeitsunfä­
higkeit anzugeben ist, von dem Arzt ausstellen, der in seinem Wohn­
mitgliedstaat seinen Gesundheitszustand festgestellt hat. 

(2) Der Versicherte übermittelt die Bescheinigung innerhalb der in 
den Rechtsvorschriften des zuständigen Mitgliedstaats festgesetzten Frist 
dem zuständigen Träger. 

(3) Stellen die behandelnden Ärzte des Wohnmitgliedstaats keine 
Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen aus, und werden diese nach den 
Rechtsvorschriften des zuständigen Mitgliedstaats verlangt, so wendet 
sich die betreffende Person unmittelbar an den Träger des Wohnorts. 
Dieser veranlasst sofort die ärztliche Beurteilung der Arbeitsunfähigkeit 
der betreffenden Person und die Ausstellung der in Absatz 1 genannten 
Bescheinigung. Die Bescheinigung muss dem zuständigen Träger un­
verzüglich übermittelt werden. 

(4) Die Übermittlung des in den Absätzen 1, 2 und 3 genannten 
Dokuments enthebt den Versicherten nicht der Pflichten, die ihn auf­
grund der geltenden Rechtsvorschriften insbesondere seinem Arbeit­
geber gegenüber treffen. Der Arbeitgeber und/oder der zuständige Trä­
ger kann den Arbeitnehmer gegebenenfalls zur Teilnahme an Tätigkei­
ten auffordern, die die Wiederaufnahme der Arbeit durch den Versicher­
ten fördern und unterstützen sollen. 

B. Verfahrensvorschriften für den Träger des Wohnmitgliedstaats 

(5) Auf Verlangen des zuständigen Trägers führt der Träger des 
Wohnorts die erforderlichen verwaltungsmäßigen Kontrollen oder eine 
ärztliche Kontrolluntersuchung der betreffenden Person nach den von 
diesem letztgenannten Träger angewandten Rechtsvorschriften durch. 
Den Bericht des Arztes, der die Kontrolluntersuchung durchgeführt 
hat, betreffend insbesondere die Angaben zur voraussichtlichen Dauer 
der Arbeitsunfähigkeit, übermittelt der Träger des Wohnorts unverzüg­
lich dem zuständigen Träger. 
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C. Verfahrensvorschriften für den zuständigen Träger 

(6) Dem zuständigen Träger steht es frei, den Versicherten durch 
einen Arzt seiner Wahl untersuchen zu lassen. 

(7) Unbeschadet des Artikels 21 Absatz 1 Satz 2 der Grundverord­
nung zahlt der zuständige Träger die Geldleistungen unmittelbar an die 
betreffende Person und unterrichtet erforderlichenfalls den Träger des 
Wohnorts hiervon. 

(8) Bei der Anwendung von Artikel 21 Absatz 1 der Grundverord­
nung besitzen die auf dem ärztlichen Befund des untersuchenden Arztes 
oder Trägers beruhenden Angaben in einer in einem anderen Mitglied­
staat ausgestellten Bescheinigung über die Arbeitsunfähigkeit eines Ver­
sicherten die gleiche Rechtsgültigkeit wie eine im zuständigen Mitglied­
staat ausgestellte Bescheinigung. 

(9) Versagt der zuständige Träger die Geldleistungen, so teilt er dem 
Versicherten seine Entscheidung mit und unterrichtet gleichzeitig den 
Träger des Wohnorts. 

D. Verfahren bei Aufenthalt in einem anderen als dem zuständigen 
Mitgliedstaat 

(10) Die Absätze 1 bis 9 gelten entsprechend, wenn sich der Ver­
sicherte in einem anderen als dem zuständigen Mitgliedstaat aufhält. 

Artikel 28 

Geldleistungen bei Pflegebedürftigkeit bei Aufenthalt oder Wohnort 
in einem anderen als dem zuständigen Mitgliedstaat 

A. Verfahrensvorschriften für den Versicherten 

(1) Für den Bezug von Geldleistungen bei Pflegebedürftigkeit nach 
Artikel 21 Absatz 1 der Grundverordnung wendet sich der Versicherte 
an den zuständigen Träger. Der zuständige Träger unterrichtet erforder­
lichenfalls den Träger des Wohnorts. 

B. Verfahrensvorschriften für den Träger des Wohnorts 

(2) Auf Verlangen des zuständigen Trägers untersucht der Träger des 
Wohnorts den Zustand des Versicherten im Hinblick auf seine Pflege­
bedürftigkeit. Der zuständige Träger übermittelt dem Träger des Wohn­
orts alle erforderlichen Informationen für eine solche Untersuchung. 

C. Verfahrensvorschriften für den zuständigen Träger 

(3) Um den Grad der Pflegebedürftigkeit zu bestimmen, kann der 
zuständige Träger den Versicherten von einem Arzt oder einem anderen 
Experten seiner Wahl untersuchen lassen. 

(4) Artikel 27 Absatz 7 der Durchführungsverordnung gilt entspre­
chend. 
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D. Verfahren bei Aufenthalt in einem anderen als dem zuständigen 
Mitgliedstaat 

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten entsprechend, wenn sich der Ver­
sicherte in einem anderen als dem zuständigen Mitgliedstaat aufhält. 

E. Familienangehörige 

(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten entsprechend für die Familienangehö­
rigen des Versicherten. 

Artikel 29 

Anwendung von Artikel 28 der Grundverordnung 

Ist der Mitgliedstaat, in dem der ehemalige Grenzgänger zuletzt eine 
Erwerbstätigkeit ausgeübt hat, nicht mehr der zuständige Mitgliedstaat 
und begibt sich der ehemalige Grenzgänger oder ein Familienangehöri­
ger dorthin, um Sachleistungen nach Artikel 28 der Grundverordnung 
zu erlangen, so legt er dem Träger des Aufenthaltsorts ein vom zustän­
digen Träger ausgestelltes Dokument vor. 

Artikel 30 

Beiträge der Rentner 

Erhält eine Person Renten aus mehr als einem Mitgliedstaat, so darf der 
auf alle gezahlten Renten erhobene Betrag an Beiträgen keinesfalls den 
Betrag übersteigen, der bei einer Person erhoben wird, die denselben 
Betrag an Renten in dem zuständigen Mitgliedstaat erhält. 

Artikel 31 

Anwendung von Artikel 34 der Grundverordnung 

A. Verfahrensvorschriften für den zuständigen Träger 

(1) Der zuständige Träger informiert die betreffende Person über die 
Regelung des Artikels 34 der Grundverordnung betreffend das Verbot 
des Zusammentreffens von Leistungen. Bei der Anwendung solcher 
Vorschriften muss gewährleistet sein, dass eine Person, die nicht im 
zuständigen Mitgliedstaat wohnt, Anspruch auf Leistungen in zumindest 
dem Gesamtumfang oder -wert hat, den sie beanspruchen könnte, wenn 
sie in diesem Mitgliedstaat wohnen würde. 

(2) Der zuständige Träger informiert ferner den Träger des Wohn- 
oder Aufenthaltsortes über die Zahlung der Geldleistungen bei Pflege­
bedürftigkeit, wenn die von dem letztgenannten Träger angewendeten 
Rechtsvorschriften Sachleistungen bei Pflegebedürftigkeit, die in der 
Liste nach Artikel 34 Absatz 2 der Grundverordnung aufgeführt sind, 
vorsehen. 

B. Verfahrensvorschriften für den Träger des Wohn- oder Aufenthalts­
ortes 

(3) Nachdem der Träger des Wohn- oder Aufenthaltsorts die Infor­
mationen gemäß Absatz 2 erhalten hat, unterrichtet er unverzüglich den 
zuständigen Träger über jegliche Sachleistungen bei Pflegebedürftigkeit, 
die er der betreffenden Person für denselben Zweck nach seinen Rechts­
vorschriften gewährt, sowie über den hierfür geltenden Erstattungssatz. 
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(4) Die Verwaltungskommission trifft gegebenenfalls Maßnahmen 
zur Durchführung dieses Artikels. 

Artikel 32 

Besondere Durchführungsvorschriften 

(1) Werden Einzelpersonen oder Personengruppen auf Antrag von 
der Krankenversicherungspflicht freigestellt und sind diese Personen 
damit nicht durch ein Krankenversicherungssystem abgedeckt, auf das 
die Grundverordnung Anwendung findet, so kann der Träger eines an­
deren Mitgliedstaats nicht allein aufgrund dieser Freistellung zur Über­
nahme der Kosten der diesen Personen oder ihren Familienangehörigen 
gewährten Sach- oder Geldleistungen nach Titel III Kapitel I der Grund­
verordnung verpflichtet werden. 

(2) Für die Mitgliedstaaten nach Anhang 2 gelten die Vorschriften 
des Titels III Kapitel I der Grundverordnung, die sich auf Sachleistun­
gen beziehen, für Personen, die ausschließlich aufgrund eines Sonder­
systems für Beamte Anspruch auf Sachleistungen haben, nur in dem 
dort genannten Umfang. 

Der Träger eines anderen Mitgliedstaats darf nicht allein aus diesen 
Gründen zur Übernahme der Kosten der diesen Personen oder ihren 
Familienangehörigen gewährten Sach- oder Geldleistungen verpflichtet 
werden. 

(3) Wohnen die in den Absätzen 1 und 2 genannten Personen und 
ihre Familienangehörigen in einem Mitgliedstaat, in welchem Sachleis­
tungsansprüche nicht von Versicherungsbedingungen oder von der Aus­
übung einer Beschäftigung oder selbständigen Erwerbstätigkeit abhän­
gen, so sind sie verpflichtet, die Kosten der ihnen in ihrem Wohnstaat 
gewährten Sachleistungen in voller Höhe zu tragen. 

KAPITEL II 

Leistungen bei Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten 

Artikel 33 

Anspruch auf Sach- und Geldleistungen bei Wohnort oder 
Aufenthalt in einem anderen Mitgliedstaat als dem zuständigen 

Mitgliedstaat 

(1) Die in den Artikeln 24 bis 27 der Durchführungsverordnung vor­
gesehenen Verfahren gelten bei der Anwendung von Artikel 36 der 
Grundverordnung entsprechend. 

(2) Gewährt ein Träger des Aufenthalts- oder Wohnmitgliedstaats 
besondere Sachleistungen als Folge eines Arbeitsunfalls oder einer Be­
rufskrankheit nach den innerstaatlichen Rechtsvorschriften dieses Mit­
gliedstaats, so teilt er dies unverzüglich dem zuständigen Träger mit. 
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Artikel 34 

Verfahren bei Arbeitsunfällen oder Berufskrankheiten, die in einem 
anderen Mitgliedstaat als dem zuständigen Mitgliedstaat eintreten 

(1) Ein Arbeitsunfall, der in einem anderen Mitgliedstaat als dem 
zuständigen Mitgliedstaat eintritt, oder eine Berufskrankheit, die dort 
erstmals ärztlich festgestellt wird, ist nach den Rechtsvorschriften des 
zuständigen Mitgliedstaats zu melden oder anzuzeigen, wenn die Mel­
dung oder Anzeige nach den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften vor­
gesehen ist; etwaige andere gesetzliche Bestimmungen, die im Gebiet 
des Mitgliedstaats gelten, in dem der Arbeitsunfall eintrat oder die 
Berufskrankheit erstmals ärztlich festgestellt wurde, und die in einem 
solchen Fall weiterhin anzuwenden sind, werden hierdurch nicht be­
rührt. Die Meldung oder Anzeige ist an den zuständigen Träger zu 
richten. 

(2) Der Träger des Mitgliedstaats, in dessen Hoheitsgebiet der Ar­
beitsunfall eingetreten ist oder die Berufskrankheit erstmals ärztlich fest­
gestellt wurde, übermittelt dem zuständigen Träger die im Hoheitsgebiet 
dieses Mitgliedstaats ausgestellten ärztlichen Bescheinigungen. 

(3) Sind bei einem Unfall auf dem Weg zu oder von der Arbeit im 
Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats als des zuständigen Mitglied­
staats Nachforschungen im Hoheitsgebiet des erstgenannten Mitglied­
staats erforderlich, um einen Anspruch auf entsprechende Leistungen 
festzustellen, so kann der zuständige Träger zu diesem Zweck eine 
Person benennen, wovon er die Behörden des betreffenden Mitglied­
staats unterrichtet. Die Träger arbeiten zusammen, um alle einschlägigen 
Informationen zu bewerten und in die Protokolle und alle sonstigen 
Unterlagen über den Unfall Einsicht zu nehmen. 

(4) Nach Beendigung der Behandlung wird auf Anfrage des zustän­
digen Trägers ein ausführlicher Bericht mit den ärztlichen Bescheini­
gungen über die Dauerfolgen des Unfalls oder der Krankheit, insbeson­
dere über den derzeitigen Zustand der verletzten Person sowie über die 
Heilung oder die Konsolidierung der Schäden, übersandt. Die Honorare 
hierfür werden vom Träger des Wohn- oder Aufenthaltsorts nach dem 
Tarif dieses Trägers zu Lasten des zuständigen Trägers gezahlt. 

(5) Auf Ersuchen des Trägers des Wohn- oder Aufenthaltsorts unter­
richtet der zuständige Träger diesen gegebenenfalls von der Entschei­
dung, in der der Tag der Heilung oder der Konsolidierung der Schäden 
festgelegt wird, sowie gegebenenfalls von der Entscheidung über die 
Gewährung einer Rente. 

Artikel 35 

Streitigkeiten hinsichtlich des beruflichen Charakters eines Unfalls 
oder einer Krankheit 

(1) Bestreitet der zuständige Träger nach Artikel 36 Absatz 2 der 
Grundverordnung, dass die Rechtsvorschriften über Arbeitsunfälle oder 
Berufskrankheiten anzuwenden sind, so teilt er dies unverzüglich dem 
Träger des Wohn- oder Aufenthaltsorts mit, der die Sachleistungen 
gewährt hat; diese Sachleistungen gelten sodann als Leistungen der 
Krankenversicherung. 

(2) Ist zu dieser Frage eine endgültige Entscheidung ergangen, so 
teilt der zuständige Träger dies unverzüglich dem Träger des Wohn- 
oder Aufenthaltsorts mit, der die Sachleistungen gewährt hat. 
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Wird kein Arbeitsunfall bzw. keine Berufskrankheit festgestellt, so wer­
den die Sachleistungen weiterhin als Leistungen der Krankenversiche­
rung gewährt, sofern die betreffende Person Anspruch darauf hat. 

Wird ein Arbeitsunfall oder eine Berufskrankheit festgestellt, so gelten 
die der betreffenden Person gewährten Sachleistungen der Krankenver­
sicherung als Leistungen aufgrund eines Arbeitsunfalls oder einer Be­
rufskrankheit ab dem Tag, an dem der Arbeitsunfall eingetreten ist oder 
die Berufskrankheit erstmals ärztlich festgestellt wurde. 

(3) Artikel 6 Absatz 5 Unterabsatz 2 der Durchführungsverordnung 
gilt entsprechend. 

Artikel 36 

Verfahren bei einer in mehr als einem Mitgliedstaat ausgeübten 
Tätigkeit, die eine Berufskrankheit verursachen kann 

(1) Im Fall des Artikels 38 der Grundverordnung wird die Meldung 
oder Anzeige der Berufskrankheit dem für Berufskrankheiten zuständi­
gen Träger des Mitgliedstaats übermittelt, nach dessen Rechtsvorschrif­
ten der Betroffene zuletzt eine Tätigkeit ausgeübt hat, die die betref­
fende Krankheit verursachen kann. 

Stellt der Träger, an den die Meldung oder Anzeige übermittelt wurde, 
fest, dass zuletzt nach den Rechtsvorschriften eines anderen Mitglied­
staats eine Tätigkeit ausgeübt worden ist, die die betreffende Berufs­
krankheit verursachen kann, so übermittelt er die Meldung oder Anzeige 
und alle beigefügten Unterlagen dem entsprechenden Träger dieses Mit­
gliedstaats. 

(2) Stellt der Träger des Mitgliedstaats, nach dessen Rechtsvorschrif­
ten der Betroffene zuletzt eine Tätigkeit ausgeübt hat, die die betref­
fende Berufskrankheit verursachen kann, fest, dass der Betroffene oder 
seine Hinterbliebenen die Voraussetzungen dieser Rechtsvorschriften 
nicht erfüllen, z. B. weil der Betroffene in diesem Mitgliedstaat nie 
eine Tätigkeit ausgeübt hat, die die Berufskrankheit verursacht hat, 
oder weil dieser Mitgliedstaat nicht anerkennt, dass es sich um eine 
Berufskrankheit handelt, so übermittelt dieser Träger die Meldung 
oder Anzeige und alle beigefügten Unterlagen, einschließlich der ärzt­
lichen Feststellungen und Gutachten, die der erste Träger veranlasst hat, 
unverzüglich dem Träger des Mitgliedstaats, nach dessen Rechtsvor­
schriften der Betroffene zuvor eine Tätigkeit ausgeübt hat, die die be­
treffende Berufskrankheit verursachen kann. 

(3) Gegebenenfalls wiederholen die Träger das in Absatz 2 beschrie­
bene Verfahren für die Vergangenheit, bis dies zu dem entsprechenden 
Träger des Mitgliedstaats zurückführt, nach dessen Rechtsvorschriften 
der Betroffene zuerst eine Tätigkeit ausgeübt hat, die die betreffende 
Berufskrankheit verursachen kann. 
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Artikel 37 

Informationsaustausch zwischen Trägern und Zahlung von 
Vorschüssen bei Einlegung eines Rechtsbehelfs gegen eine 

ablehnende Entscheidung 

(1) Im Fall eines Rechtsbehelfs gegen eine ablehnende Entscheidung 
des Trägers eines Mitgliedstaats, nach dessen Rechtsvorschriften der 
Betroffene eine Tätigkeit ausgeübt hat, die die betreffende Berufskrank­
heit verursachen kann, hat dieser Träger den Träger, dem die Meldung 
oder Anzeige nach dem Verfahren des Artikels 36 Absatz 2 der Durch­
führungsverordnung übermittelt wurde, hiervon zu unterrichten und ihn 
später, wenn eine endgültige Entscheidung ergangen ist, entsprechend 
zu informieren. 

(2) Besteht ein Leistungsanspruch nach den Rechtsvorschriften, die 
der Träger, dem die Meldung oder Anzeige übermittelt wurde, anwen­
det, so zahlt dieser Träger Vorschüsse, deren Höhe gegebenenfalls nach 
Anhörung des Trägers, gegen dessen Entscheidung der Rechtsbehelf 
eingelegt wurde, festgelegt wird, wobei darauf zu achten ist, dass zu 
viel gezahlte Beträge vermieden werden. Der letztgenannte Träger er­
stattet die gezahlten Vorschüsse, wenn er aufgrund der Entscheidung 
über den Rechtsbehelf die Leistungen zu gewähren hat. Die Vorschüsse 
werden dann nach dem Verfahren der Artikel 72 und 73 der Durch­
führungsverordnung von den Leistungen einbehalten, auf die die betref­
fende Person Anspruch hat. 

(3) Artikel 6 Absatz 5 Unterabsatz 2 der Durchführungsverordnung 
gilt entsprechend. 

Artikel 38 

Verschlimmerung einer Berufskrankheit 

In den in Artikel 39 der Grundverordnung genannten Fällen hat der 
Antragsteller dem Träger des Mitgliedstaats, bei dem er Leistungs­
ansprüche geltend macht, Informationen über die früher wegen der be­
treffenden Berufskrankheit gewährten Leistungen zu erteilen. Dieser 
Träger kann bei jedem Träger, der früher zuständig gewesen ist, die 
Informationen einholen, die er für erforderlich hält. 

Artikel 39 

Bemessung des Grades der Erwerbsminderung im Fall früherer 
oder späterer Arbeitsunfälle oder Berufskrankheiten 

Wurde eine früher oder später eingetretene Erwerbsminderung durch 
einen Unfall verursacht, der eintrat, als für die betreffende Person die 
Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats galten, die nicht nach dem Ur­
sprung der Erwerbsminderung unterscheiden, so hat der zuständige Trä­
ger oder die von der zuständigen Behörde des betreffenden Mitglied­
staats bezeichnete Stelle: 

a) auf Verlangen des zuständigen Trägers eines anderen Mitgliedstaats 
Angaben über den Grad der früher oder später eingetretenen Er­
werbsminderung zu machen sowie nach Möglichkeit Auskünfte zu 
erteilen, anhand deren festgestellt werden kann, ob die Erwerbsmin­
derung Folge eines Arbeitsunfalls im Sinne der vom Träger des 
anderen Mitgliedstaats anzuwendenden Rechtsvorschriften ist; 
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b) für die Begründung des Anspruchs und die Festsetzung des Leis­
tungsbetrags nach den von ihm anzuwendenden Rechtsvorschriften 
den durch diese früheren oder späteren Fälle verursachten Grad der 
Erwerbsminderung zu berücksichtigen. 

Artikel 40 

Einreichung und Bearbeitung von Anträgen auf Renten oder 
Zulagen zu Renten 

Betroffene oder deren Hinterbliebene haben für den Bezug einer Rente 
oder einer Zulage zu einer Rente nach den Rechtsvorschriften eines 
anderen Mitgliedstaats als dem, in dem sie wohnen, gegebenenfalls 
einen Antrag entweder beim zuständigen Träger zu stellen oder beim 
Träger des Wohnorts, der ihn sodann an den zuständigen Träger wei­
terleitet. 

Der Antrag muss die Informationen enthalten, die nach den vom zu­
ständigen Träger anzuwendenden Rechtsvorschriften erforderlich sind. 

Artikel 41 

Besondere Durchführungsvorschriften 

(1) Im Hinblick auf die in Anhang 2 genannten Mitgliedstaaten gel­
ten die Vorschriften des Titels III Kapitel 2 der Grundverordnung, die 
sich auf Sachleistungen beziehen, für Personen, die ausschließlich auf­
grund eines Sondersystems für Beamte Anspruch auf Sachleistungen 
haben, nur in dem dort genannten Umfang. 

(2) Artikel 32 Absatz 2 Unterabsatz 2 und Artikel 32 Absatz 3 der 
Durchführungsverordnung gilt entsprechend. 

KAPITEL III 

Sterbegeld 

Artikel 42 

Antrag auf Sterbegeld 

Bei der Anwendung von Artikel 42 und 43 der Grundverordnung ist der 
Antrag auf Sterbegeld entweder beim zuständigen Träger zu stellen oder 
beim Träger des Wohnorts des Antragstellers, der ihn an den zuständi­
gen Träger weiterleitet. 

Der Antrag muss die Informationen enthalten, die gemäß den vom 
zuständigen Träger anzuwendenden Rechtsvorschriften erforderlich sind. 

KAPITEL IV 

Leistungen bei Invalidität, Alters- und Hinterbliebenenrenten 

Artikel 43 

Ergänzende Vorschriften für die Berechnung der Leistungen 

(1) Für die Berechnung des theoretischen und des tatsächlichen Leis­
tungsbetrags nach Artikel 52 Absatz 1 Buchstabe b der Grundverord­
nung gilt Artikel 12 Absätze 3, 4, 5 und 6 der Durchführungsverord­
nung. 
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(2) Wenn Zeiten der freiwilligen Versicherung oder freiwilligen Wei­
terversicherung nach Artikel 12 Absatz 3 der Durchführungsverordnung 
nicht berücksichtigt worden sind, berechnet der Träger des Mitglied­
staats, nach dessen Rechtsvorschriften diese Zeiten zurückgelegt worden 
sind, den diesen Zeiten entsprechenden Betrag nach den von ihm an­
zuwendenden Rechtsvorschriften. Der nach Artikel 52 Absatz 1 Buch­
stabe b der Grundverordnung berechnete tatsächliche Leistungsbetrag 
wird um den Betrag erhöht, der den Zeiten der freiwilligen Versiche­
rung oder freiwilligen Weiterversicherung entspricht. 

(3) Der Träger eines jeden Mitgliedstaats berechnet nach den von 
ihm anzuwendenden Rechtsvorschriften den Betrag, der für Zeiten der 
freiwilligen Versicherung oder freiwilligen Weiterversicherung zu ent­
richten ist und nach Artikel 53 Absatz 3 Buchstabe c der Grundver­
ordnung nicht den Kürzungs-, Ruhens- oder Entziehungsbestimmungen 
eines anderen Mitgliedstaats unterliegt. 

Ist es dem zuständigen Träger aufgrund der von ihm anzuwendenden 
Rechtsvorschriften nicht möglich, diesen Betrag direkt zu bestimmen, 
weil die betreffenden Rechtsvorschriften den Versicherungszeiten unter­
schiedliche Werte zuordnen, so kann ein fiktiver Betrag festgelegt wer­
den. Die Verwaltungskommission legt die Verfahren im Einzelnen für 
die Bestimmung dieses fiktiven Betrags fest. 

Artikel 44 

Berücksichtigung von Kindererziehungszeiten 

(1) Im Sinne dieses Artikels bezeichnet der Ausdruck „Kindererzie­
hungszeit“ jeden Zeitraum, der im Rahmen des Rentenrechts eines Mit­
gliedstaats ausdrücklich aus dem Grund angerechnet wird oder Anrecht 
auf eine Zulage zu einer Rente gibt, dass eine Person ein Kind auf­
gezogen hat, unabhängig davon, nach welcher Methode diese Zeiträume 
berechnet werden und unabhängig davon, ob sie während der Erzie­
hungszeit anfallen oder rückwirkend anerkannt werden. 

(2) Wird nach den Rechtsvorschriften des gemäß Titel II der Grund­
verordnung zuständigen Mitgliedstaats keine Kindererziehungszeit be­
rücksichtigt, so bleibt der Träger des Mitgliedstaats, dessen Rechtsvor­
schriften nach Titel II der Grundverordnung auf die betreffende Person 
anwendbar waren, weil diese Person zu dem Zeitpunkt, zu dem die 
Berücksichtigung der Kindererziehungszeit für das betreffende Kind 
nach diesen Rechtsvorschriften begann, eine Beschäftigung oder eine 
selbständige Erwerbstätigkeit ausgeübt hat, zuständig für die Berück­
sichtigung dieser Zeit als Kindererziehungszeit nach seinen eigenen 
Rechtsvorschriften, so als hätte diese Kindererziehung in seinem eige­
nen Hoheitsgebiet stattgefunden. 

(3) Absatz 2 findet keine Anwendung, wenn für die betreffende Per­
son die Rechtsvorschriften eines anderen Mitgliedstaats aufgrund der 
Ausübung einer Beschäftigung oder einer selbständigen Erwerbstätigkeit 
anwendbar sind oder anwendbar werden. 

Artikel 45 

Beantragung von Leistungen 

A. Beantragung von Leistungen aufgrund von Rechtsvorschriften des 
Typs A nach Artikel 44 Absatz 2 der Grundverordnung 

(1) Der Antragsteller stellt für den Bezug von Leistungen aufgrund 
von Rechtsvorschriften des Typs A nach Artikel 44 Absatz 2 der 
Grundverordnung einen Antrag beim Träger des Mitgliedstaats, dessen 
Rechtsvorschriften bei Eintritt der Arbeitsunfähigkeit mit anschließender 
Invalidität oder bei der Verschlimmerung des Invaliditätszustands für 
ihn galten, oder bei dem Träger seines Wohnorts, der den Antrag an 
den erstgenannten Träger weiterleitet. 
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(2) Wurden Geldleistungen bei Krankheit gewährt, so gilt der Tag, 
an dem der Zeitraum endet, für den diese Leistungen gewährt wurden, 
gegebenenfalls als Tag der Stellung des Rentenantrags. 

(3) In dem in Artikel 47 Absatz 1 der Grundverordnung genannten 
Fall teilt der Träger, bei dem die betreffende Person zuletzt versichert 
war, dem ursprünglich leistungspflichtigen Träger mit, in welcher Höhe 
und ab wann die Leistungen nach den von ihm anzuwendenden Rechts­
vorschriften geschuldet werden. Von diesem Zeitpunkt an entfallen die 
vor der Verschlimmerung des Invaliditätszustands geschuldeten Leistun­
gen oder werden bis auf die Zulage nach Artikel 47 Absatz 2 der 
Grundverordnung gekürzt. 

B. Beantragung von Leistungen in sonstigen Fällen 

(4) In anderen als den in Absatz 1 genannten Fällen stellt der Antrag­
steller einen entsprechenden Antrag beim Träger seines Wohnorts oder 
beim Träger des Mitgliedstaats, dessen Rechtsvorschriften zuletzt für ihn 
galten. Galten für die betreffende Person zu keinem Zeitpunkt die 
Rechtsvorschriften, die der Träger ihres Wohnorts anwendet, so leitet 
dieser Träger den Antrag an den Träger des Mitgliedstaats weiter, des­
sen Rechtsvorschriften zuletzt für sie galten. 

(5) Der Zeitpunkt der Antragstellung ist für alle beteiligten Träger 
verbindlich. 

(6) In Abweichung von Absatz 5 gilt Folgendes: Gibt der Antrag­
steller trotz Aufforderung nicht an, dass er in anderen Mitgliedstaaten 
beschäftigt war oder gewohnt hat, so gilt der Zeitpunkt, zu dem er 
seinen Antrag vervollständigt oder zu dem er einen neuen Antrag be­
züglich seiner fehlenden Beschäftigungszeiten und/oder Wohnzeiten in 
einem Mitgliedstaat einreicht, für den Träger, der die betreffenden 
Rechtsvorschriften anwendet, als Zeitpunkt der Antragstellung, sofern 
diese Rechtsvorschriften keine günstigeren Bestimmungen enthalten. 

Artikel 46 

Angaben und Unterlagen zu Leistungsanträgen 

(1) Der Antrag ist gemäß den Rechtsvorschriften, die der in Arti­
kel 45 Absatz 1 oder 4 der Durchführungsverordnung genannte Träger 
anwendet, und unter Beifügung der in diesen Rechtsvorschriften gefor­
derten Nachweise zu stellen. Der Antragsteller hat insbesondere alle 
verfügbaren einschlägigen Informationen und Nachweise über Zeiten 
einer Versicherung (Träger, Versicherungsnummern), einer Beschäfti­
gung (Arbeitgeber) oder einer selbständigen Erwerbstätigkeit (Art und 
Ort der Tätigkeit) und eines Wohnorts (Adressen) einzureichen, die 
gegebenenfalls nach anderen Rechtsvorschriften zurückgelegt wurden, 
sowie die Dauer dieser Zeiten anzugeben. 

(2) Beantragt der Antragsteller nach Artikel 50 Absatz 1 der Grund­
verordnung, dass die Feststellung der nach den Rechtsvorschriften eines 
oder mehrerer Mitgliedstaaten erworbenen Altersrenten aufgeschoben 
wird, so hat er dies in seinem Antrag zu erklären und anzugeben, 
nach welchen Rechtsvorschriften er den Aufschub beantragt. Um dem 
Antragsteller die Ausübung dieses Rechts zu ermöglichen, teilen die 
beteiligten Träger ihm auf Verlangen alle ihnen vorliegenden Informa­
tionen mit, damit er die Folgen von gleichzeitigen oder nachfolgenden 
Feststellungen der ihm zustehenden Leistungen abschätzen kann. 
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(3) Zieht der Antragsteller einen Antrag auf Leistungen zurück, die 
nach den Rechtsvorschriften eines einzelnen Mitgliedstaats vorgesehen 
sind, so gilt diese Rücknahme nicht als gleichzeitige Rücknahme von 
Anträgen auf Leistungen nach den Rechtsvorschriften anderer Mitglied­
staaten. 

Artikel 47 

Bearbeitung der Anträge durch die beteiligten Träger 

A. Kontakt-Träger 

(1) Der Träger, an den der Leistungsantrag nach Artikel 45 Absatz 1 
oder 4 der Durchführungsverordnung gerichtet oder weitergeleitet wird, 
wird nachstehend als „Kontakt-Träger“ bezeichnet. Der Träger des 
Wohnorts wird nicht als Kontakt-Träger bezeichnet, wenn für die be­
treffende Person zu keinem Zeitpunkt die von diesem Träger angewand­
ten Rechtsvorschriften galten. 

Zusätzlich zur Bearbeitung des Leistungsantrags nach den von ihm 
angewandten Rechtsvorschriften fördert dieser Träger in seiner Eigen­
schaft als Kontakt-Träger den Austausch von Daten, die Mitteilung von 
Entscheidungen und die für die Bearbeitung des Antrags durch die 
beteiligten Träger erforderlichen Vorgänge und übermittelt dem Antrag­
steller auf Verlangen alle die Gemeinschaftsaspekte der Bearbeitung 
betreffenden Angaben und hält ihn über den Stand der Bearbeitung 
seines Antrags auf dem Laufenden. 

B. Bearbeitung von Anträgen auf Leistungen aufgrund von Rechtsvor­
schriften des Typs A nach Artikel 44 der Grundverordnung 

(2) In dem in Artikel 44 Absatz 3 der Grundverordnung genannten 
Fall übermittelt der Kontakt-Träger sämtliche den Antragsteller betref­
fenden Dokumente an den Träger, bei dem dieser zuvor versichert war, 
der seinerseits den Antrag bearbeitet. 

(3) Die Artikel 48 bis 52 der Durchführungsverordnung gelten nicht 
für die Bearbeitung von Anträgen nach Artikel 44 der Grundverord­
nung. 

C. Bearbeitung sonstiger Leistungsanträge 

(4) In anderen als den in Absatz 2 genannten Fällen übermittelt der 
Kontakt-Träger die Leistungsanträge und alle ihm vorliegenden Doku­
mente sowie gegebenenfalls die vom Antragsteller vorgelegten einschlä­
gigen Dokumente unverzüglich allen beteiligten Trägern, damit diese 
gleichzeitig mit der Bearbeitung dieses Antrags beginnen können. Der 
Kontakt-Träger teilt den anderen Trägern die Versicherungs- oder 
Wohnzeiten mit, die nach den von ihm anzuwendenden Rechtsvorschrif­
ten zurückgelegt worden sind. Er gibt ferner an, welche Dokumente zu 
einem späteren Zeitpunkt einzureichen sind, und ergänzt den Antrag so 
bald wie möglich. 

(5) Jeder beteiligte Träger teilt dem Kontakt-Träger und den anderen 
beteiligten Trägern so bald wie möglich die Versicherungs- oder Wohn­
zeiten mit, die nach den von ihm anzuwendenden Rechtsvorschriften 
zurückgelegt worden sind. 

(6) Jeder beteiligte Träger berechnet den Leistungsbetrag nach Arti­
kel 52 der Grundverordnung und teilt dem Kontakt-Träger und den 
anderen betroffenen Trägern seine Entscheidung, den Leistungsbetrag 
und alle nach den Artikeln 53 bis 55 der Grundverordnung erforderli­
chen Angaben mit. 
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(7) Stellt ein Träger auf der Grundlage der Angaben nach den Ab­
sätzen 4 und 5 fest, dass Artikel 46 Absatz 2 oder Artikel 57 Absatz 2 
oder 3 der Grundverordnung anzuwenden ist, so unterrichtet er hiervon 
den Kontakt-Träger und die anderen betroffenen Träger. 

Artikel 48 

Mitteilung der Entscheidungen an den Antragsteller 

(1) Jeder Träger teilt dem Antragsteller die von ihm nach den von 
ihm anzuwendenden Rechtsvorschriften getroffene Entscheidung mit. In 
jeder Entscheidung werden die zur Verfügung stehenden Rechtsbehelfe 
und Rechtsbehelfsfristen angegeben. Sobald der Kontakt-Träger über 
alle Entscheidungen jedes Trägers unterrichtet worden ist, übermittelt 
er dem Antragsteller und den anderen betroffenen Trägern eine Zusam­
menfassung dieser Entscheidungen. Die Verwaltungskommission erstellt 
das Muster für die Zusammenfassung. Die Zusammenfassung wird dem 
Antragsteller in der Sprache des Trägers oder — auf Verlangen des 
Antragstellers — in der von ihm gewählten Sprache übermittelt, sofern 
diese als Amtssprache der Organe der Gemeinschaft gemäß Artikel 290 
des Vertrags anerkannt ist. 

(2) Stellt sich für den Antragsteller nach Empfang der Zusammen­
fassung heraus, dass seine Rechte durch das Zusammenwirken der Ent­
scheidungen von zwei oder mehr Trägern möglicherweise beeinträchtigt 
worden sind, so hat er Anspruch auf eine Überprüfung der Entschei­
dungen durch die beteiligten Träger innerhalb der in den einschlägigen 
einzelstaatlichen Rechtsvorschriften vorgesehenen Fristen. Die Fristen 
beginnen am Tag des Empfangs der Zusammenfassung. Der Antrag­
steller wird schriftlich über das Ergebnis der Überprüfung unterrichtet. 

Artikel 49 

Bemessung des Grades der Invalidität 

(1) Findet Artikel 46 Absatz 3 der Grundverordnung Anwendung, so 
ist allein der Kontakt-Träger befugt, eine Entscheidung über die Invali­
dität des Antragstellers zu treffen, sofern die von diesem Träger ange­
wandten Rechtsvorschriften in Anhang VII der Grundverordnung ent­
halten sind, oder, wenn dies nicht der Fall ist, der Träger, dessen 
Rechtsvorschriften in Anhang VII der Grundverordnung enthalten sind 
und denen der Antragsteller zuletzt unterlag. Er trifft diese Entschei­
dung, sobald für ihn erkennbar ist, dass die Anspruchsvoraussetzungen 
nach den von ihm anzuwendenden Rechtsvorschriften, gegebenenfalls 
unter Berücksichtigung der Artikel 6 und 51 der Grundverordnung, 
erfüllt sind. Er teilt diese Entscheidung den anderen beteiligten Trägern 
unverzüglich mit. 

Sind unter Berücksichtigung der Artikel 6 und 51 der Grundverordnung 
bestimmte, nicht den Grad der Invalidität betreffende Voraussetzungen, 
die nach den anzuwendenden Rechtsvorschriften für den Anspruch be­
stehen, nicht erfüllt, so teilt der Kontakt-Träger dies dem zuständigen 
Träger des Mitgliedstaats, dessen Rechtsvorschriften für den Antragstel­
ler zuletzt galten, unverzüglich mit. Der letztgenannte Träger ist befugt, 
die Entscheidung über den Grad der Invalidität des Antragstellers zu 
treffen, wenn die Voraussetzungen für den Anspruch nach den von ihm 
anzuwendenden Rechtsvorschriften erfüllt sind. Er teilt diese Entschei­
dung den anderen beteiligten Trägern unverzüglich mit. 

Zur Bestimmung der Anspruchsvoraussetzungen ist gegebenenfalls un­
ter den gleichen Bedingungen bis zu dem für Invalidität zuständigen 
Träger des Mitgliedstaats zurückzugehen, dessen Rechtsvorschriften für 
den Antragsteller zuerst galten. 
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(2) Für den Fall, dass Artikel 46 Absatz 3 der Grundverordnung für 
die Feststellung des Grades der Invalidität nicht anwendbar ist, kann 
jeder Träger entsprechend seinen Rechtsvorschriften den Antragsteller 
von einem Arzt oder einem anderen Experten seiner Wahl untersuchen 
lassen. Der Träger eines Mitgliedstaats berücksichtigt jedoch die von 
den Trägern aller anderen Mitgliedstaaten erhaltenen ärztlichen Unterla­
gen und Berichte sowie die verwaltungsmäßigen Auskünfte ebenso, als 
wären sie in seinem eigenen Mitgliedstaat erstellt worden. 

Artikel 50 

Vorläufige Zahlungen und Vorschüsse 

(1) Stellt ein Träger bei der Bearbeitung eines Leistungsantrags fest, 
dass der Antragsteller nach den von ihm anzuwendenden Rechtsvor­
schriften Anspruch auf eine autonome Leistung nach Artikel 52 Absatz 
1 Buchstabe a der Grundverordnung hat, so zahlt er diese Leistung 
ungeachtet des Artikels 7 der Durchführungsverordnung unverzüglich 
aus. Diese Zahlung ist als vorläufige Zahlung anzusehen, wenn sich 
das Ergebnis der Bearbeitung des Antrags auf den gewährten Betrag 
auswirken könnte. 

(2) Geht aus den verfügbaren Angaben hervor, dass der Antragsteller 
Anspruch auf eine Zahlung eines Trägers nach Artikel 52 Absatz 1 
Buchstabe b der Grundverordnung hat, so zahlt dieser Träger ihm einen 
Vorschuss, dessen Höhe weitestgehend dem Betrag entspricht, der auf­
grund des Artikels 52 Absatz 1 Buchstabe b der Grundverordnung 
wahrscheinlich festgestellt wird. 

(3) Jeder nach Absatz 1 oder 2 zur Zahlung der vorläufigen Leis­
tungen oder eines Vorschusses verpflichtete Träger unterrichtet hiervon 
unverzüglich den Antragsteller, wobei er diesen ausdrücklich auf den 
vorläufigen Charakter dieser Maßnahme und auf alle verfügbaren 
Rechtsbehelfe nach seinen Rechtsvorschriften aufmerksam macht. 

Artikel 51 

Neuberechnung der Leistungen 

(1) Bei einer Neuberechnung der Leistungen nach Artikel 48 Absätze 
3 und 4, Artikel 50 Absatz 4 und Artikel 59 Absatz 1 der Grundver­
ordnung gilt Artikel 50 der Durchführungsverordnung entsprechend. 

(2) Bei Neuberechnung, Entzug oder Ruhen der Leistung informiert 
der Träger, der die entsprechende Entscheidung getroffen hat, unver­
züglich die betreffende Person und unterrichtet jeden Träger, dem ge­
genüber die betreffende Person einen Anspruch hat. 

Artikel 52 

Maßnahmen zur beschleunigten Berechnung der Rente 

(1) Um die Bearbeitung von Anträgen und die Zahlung von Leis­
tungen zu erleichtern und zu beschleunigen, müssen die Träger, deren 
Rechtsvorschriften eine Person unterlegen hat, 

a) die Elemente zur Identifizierung von Personen, die von einer an­
wendbaren einzelstaatlichen Rechtsordnung zu einer anderen wech­
seln, mit den Trägern anderer Mitgliedstaaten austauschen oder die­
sen zur Verfügung stellen und gemeinsam dafür Sorge tragen, dass 
diese Identifizierungselemente aufbewahrt werden und miteinander 
übereinstimmen, oder — in Ermangelung dessen — den betreffenden 
Personen die Mittel für einen direkten Zugang zu ihren Identifizie­
rungselementen zur Verfügung stellen; 

▼B 

02009R0987 — DE — 01.01.2018 — 007.002 — 31



 

b) rechtzeitig vor Eintreten des Mindestalters für den Beginn eines 
Rentenanspruchs oder vor einem durch nationale Rechtsvorschriften 
festzulegenden Alter Informationen (zurückgelegte Zeiten oder sons­
tige wichtige Elemente) über die Rentenansprüche von Personen, die 
von einer anwendbaren Rechtsordnung zu einer anderen gewechselt 
haben, mit der betreffenden Person und den Trägern anderer Mit­
gliedstaaten austauschen oder diesen zur Verfügung stellen oder — 
in Ermangelung dessen — diesen Personen mitteilen, wie sie sich 
über ihre künftigen Leistungsansprüche informieren können, oder 
ihnen entsprechende Mittel zur Verfügung stellen. 

(2) Für die Anwendung von Absatz 1 bestimmt die Verwaltungs­
kommission die Informationen, die auszutauschen oder zur Verfügung 
zu stellen sind, und legt die geeigneten Verfahren und Mechanismen 
fest; dabei berücksichtigt sie die Merkmale, die administrative und tech­
nische Organisation und die technischen Mittel, die den einzelstaatlichen 
Rentensystemen zur Verfügung stehen. Die Verwaltungskommission 
gewährleistet die Umsetzung dieser Rentensysteme, indem sie eine 
Überwachung der ergriffenen Maßnahmen und ihrer Anwendung orga­
nisiert. 

(3) Für die Anwendung des Absatzes 1 sollte der Träger im ersten 
Mitgliedstaat, in dem einer Person eine Persönliche Identifikationsnum­
mer (PIN) für Verwaltungszwecke der sozialen Sicherheit zugewiesen 
wird, die in diesem Artikel genannten Informationen erhalten. 

Artikel 53 

Koordinierungsmaßnahmen in den Mitgliedstaaten 

(1) Unbeschadet des Artikels 51 der Grundverordnung gilt Folgen­
des: Enthalten die nationalen Rechtsvorschriften Regeln zur Bestim­
mung des zuständigen Trägers oder des anzuwendenden Systems oder 
zur Zuordnung von Versicherungszeiten zu einem spezifischen System, 
so sind bei der Anwendung dieser Regeln nur die nach den Rechts­
vorschriften dieses Mitgliedstaats zurückgelegten Versicherungszeiten 
zu berücksichtigen. 

(2) Enthalten die nationalen Rechtsvorschriften Regeln für die Koor­
dinierung der Sondersysteme für Beamte und des allgemeinen Systems 
für Arbeitnehmer, so werden diese Regeln von den Bestimmungen der 
Grundverordnung und der Durchführungsverordnung nicht berührt. 

KAPITEL V 

Leistungen bei Arbeitslosigkeit 

Artikel 54 

Zusammenrechnung der Zeiten und Berechnung der Leistungen 

(1) Artikel 12 Absatz 1 der Durchführungsverordnung gilt entspre­
chend für Artikel 61 der Grundverordnung. Unbeschadet der daneben 
fortbestehenden Pflichten der beteiligten Träger kann die betroffene 
Person dem zuständigen Träger ein Dokument vorlegen, das von dem 
Träger des Mitgliedstaats ausgestellt wurde, dessen Rechtsvorschriften 
die betroffene Person während ihrer letzten Beschäftigung oder selb­
ständigen Erwerbstätigkeit unterlag, und in dem die Zeiten bescheinigt 
sind, die nach diesen Rechtsvorschriften zurückgelegt wurden. 
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(2) Bei der Anwendung von Artikel 62 Absatz 3 der Grundverord­
nung übermittelt der zuständige Träger des Mitgliedstaats, dessen 
Rechtsvorschriften die betreffende Person während ihrer letzten Be­
schäftigung oder selbständigen Erwerbstätigkeit unterlag, dem Träger 
des Wohnorts auf dessen Antrag hin unverzüglich alle Angaben, die 
für die Berechnung der Leistungen bei Arbeitslosigkeit, die in dem 
Mitgliedstaat erlangt werden können, in dem er seinen Sitz hat, erfor­
derlich sind, insbesondere die Höhe des erzielten Entgelts oder Erwerbs­
einkommens. 

▼B 
(3) Bei der Anwendung von Artikel 62 der Grundverordnung berück­
sichtigt der zuständige Träger eines Mitgliedstaats, nach dessen Rechts­
vorschriften sich die Höhe der Leistungen nach der Zahl der Familien­
angehörigen richtet, ungeachtet des Artikels 63 der genannten Verord­
nung auch die Familienangehörigen des Betroffenen, die im Hoheits­
gebiet eines anderen Mitgliedstaats wohnen, als ob sie im Hoheitsgebiet 
des zuständigen Staates wohnten. Dies gilt jedoch nicht, wenn in dem 
Mitgliedstaat, in dem die Familienangehörigen wohnen, eine andere 
Person Anspruch auf Leistungen bei Arbeitslosigkeit hat, bei deren 
Berechnung die Familienangehörigen berücksichtigt werden. 

Artikel 55 

Bedingungen und Grenzen für die Aufrechterhaltung des 
Leistungsanspruchs eines Arbeitslosen, der sich in einen anderen 

Mitgliedstaat begibt 

▼M2 
(1) Der Anspruch nach Artikel 64 oder Artikel 65a der Grundver­
ordnung besteht nur, wenn der Arbeitslose, der sich in einen anderen 
Mitgliedstaat begibt, vor seiner Abreise den zuständigen Träger infor­
miert und bei diesem eine Bescheinigung beantragt, dass er unter den 
Bedingungen des Artikels 64 Absatz 1 Buchstabe b der Grundverord­
nung weiterhin Anspruch auf Leistungen hat. 

▼B 
Dieser Träger informiert ihn über die ihm obliegenden Pflichten und 
übermittelt ihm das genannte Dokument, aus dem sich insbesondere 
Folgendes ergibt: 

a) der Tag, von dem an der Arbeitslose der Arbeitsverwaltung des 
zuständigen Staates nicht mehr zur Verfügung stand; 

b) die Frist, die nach Artikel 64 Absatz 1 Buchstabe b der Grundver­
ordnung für die Eintragung als Arbeitsuchender in dem Mitglied­
staat, in den der Arbeitslose sich begeben hat, eingeräumt wird; 

c) die Höchstdauer für die Aufrechterhaltung des Leistungsanspruchs 
nach Artikel 64 Absatz 1 Buchstabe c der Grundverordnung; 

d) die Umstände, die sich auf den Leistungsanspruch auswirken kön­
nen. 

(2) Der Arbeitslose meldet sich nach Artikel 64 Absatz 1 Buchstabe 
b der Grundverordnung bei der Arbeitsverwaltung des Mitgliedstaats, in 
den er sich begibt, als Arbeitsuchender und legt dem Träger dieses 
Mitgliedstaats das in Absatz 1 genannte Dokument vor. Hat er den 
zuständigen Träger nach Absatz 1 informiert, aber nicht dieses Doku­
ment vorgelegt, so fordert der Träger des Mitgliedstaats, in den sich der 
Arbeitslose begeben hat, die erforderlichen Angaben beim zuständigen 
Träger an. 
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(3) Die Arbeitsverwaltung des Mitgliedstaats, in den sich der Arbeits­
lose zur Arbeitsuche begeben hat, unterrichtet diesen von seinen Pflich­
ten. 

(4) Der Träger des Mitgliedstaats, in den der Arbeitslose sich be­
geben hat, sendet dem zuständigen Träger unverzüglich ein Dokument 
zu, das den Zeitpunkt der Anmeldung des Arbeitslosen bei der Arbeits­
verwaltung und seine neue Anschrift enthält. 

Falls während des Zeitraums, in dem der Arbeitslose den Anspruch auf 
Leistungen behält, Umstände eintreten, die sich auf den Leistungs­
anspruch auswirken könnten, so sendet der Träger des Mitgliedstaats, 
in den sich der Arbeitslose begeben hat, dem zuständigen Träger und 
der betroffenen Person unverzüglich ein Dokument mit den maßgeb­
lichen Informationen zu. 

Auf Ersuchen des zuständigen Trägers übermittelt der Träger des Mit­
gliedstaats, in den der Arbeitslose sich begeben hat, jeden Monat die 
maßgeblichen Informationen über die Entwicklung der Situation des 
Arbeitslosen, insbesondere, ob dieser weiterhin bei der Arbeitsverwal­
tung gemeldet ist und ob er sich den vorgesehenen Kontrollverfahren 
unterzieht. 

(5) Der Träger des Mitgliedstaats, in den der Arbeitslose sich be­
geben hat, führt die Kontrolle durch oder lässt sie durchführen wie 
bei einem Arbeitslosen, der Leistungen nach den von ihm anzuwenden­
den Rechtsvorschriften bezieht. Gegebenenfalls unterrichtet er sofort den 
zuständigen Träger, falls einer der in Absatz 1 Buchstabe d genannten 
Umstände eintritt. 

(6) Die zuständigen Behörden oder Träger von zwei oder mehr Mit­
gliedstaaten können sich hinsichtlich der Entwicklung der Situation des 
Arbeitslosen auf spezielle Verfahren und Fristen sowie auf weitere Maß­
nahmen verständigen, um die Arbeitssuche von Arbeitslosen zu erleich­
tern, die sich nach Artikel 64 der Grundverordnung in einen dieser 
Mitgliedstaaten begeben. 

▼M2 
(7) Die Absätze 2 bis 6 gelten entsprechend für die unter Artikel 65a 
Absatz 3 der Grundverordnung fallenden Sachverhalte. 

▼B 

Artikel 56 

Arbeitslose, die in einem anderen als dem zuständigen Mitgliedstaat 
gewohnt haben 

▼M2 
(1) Beschließt ein Arbeitsloser, sich nach Artikel 65 Absatz 2 oder 
Artikel 65a Absatz 1 der Grundverordnung auch der Arbeitsverwaltung 
in dem Mitgliedstaat zur Verfügung zu stellen, der keine Leistung ge­
währt, indem er sich dort als Arbeitsuchender meldet, so teilt er dies 
dem Träger und der Arbeitsverwaltung des leistungsgewährenden Mit­
gliedstaats mit. 

Auf Ersuchen der Arbeitsverwaltung des Mitgliedstaats, der keine Leis­
tung gewährt, übermittelt die Arbeitsverwaltung des leistungsgewähren­
den Mitgliedstaats dieser die maßgeblichen Informationen zur Meldung 
und zur Arbeitsuche des Arbeitslosen. 
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(2) Sehen die geltenden Rechtsvorschriften in den betreffenden Mit­
gliedstaaten vor, dass der Arbeitslose bestimmte Pflichten erfüllt und/ 
oder bestimmte Schritte zur Arbeitsuche unternimmt, so haben die 
Pflichten des Arbeitslosen in dem Mitgliedstaat, der die Leistungen 
gewährt, und/oder seine dort zur Arbeitsuche zu unternehmenden 
Schritte Vorrang. 

Falls ein Arbeitsloser in dem Mitgliedstaat, der ihm keine Leistungen 
gewährt, nicht allen Pflichten nachkommt und/oder dort nicht alle 
Schritte zur Arbeitsuche unternimmt, so hat dies keine Auswirkungen 
auf die Leistungen, die in dem anderen Mitgliedstaat gewährt werden. 

▼B 
(3) Bei der Anwendung von Artikel 65 Absatz 5 Buchstabe b der 
Grundverordnung teilt der Träger des Mitgliedstaats, dessen Rechtsvor­
schriften zuletzt für den Arbeitslosen galten, dem Träger des Wohnorts 
auf dessen Ersuchen hin mit, ob der Arbeitslose einen Leistungs­
anspruch nach Artikel 64 der Grundverordnung hat. 

Artikel 57 

Vorschriften für die Anwendung der Artikel 61, 62, 64 und 65 der 
Grundverordnung auf von einem Sondersystem für Beamte erfasste 

Personen 

(1) Die Artikel 54 und 55 der Durchführungsverordnung gelten ent­
sprechend für Personen, die von einem Arbeitslosensondersystem für 
Beamte erfasst sind. 

(2) Artikel 56 der Durchführungsverordnung gilt nicht für die von 
einem Arbeitslosensondersystem für Beamte erfassten Personen. Von 
einem Arbeitslosensondersystem für Beamte erfasste Arbeitslose, die 
teil- oder vollarbeitslos sind und während ihrer letzten Beschäftigung 
im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats als dem zuständigen Staat 
wohnten, erhalten Leistungen aus dem Arbeitslosensondersystem für 
Beamte nach den Rechtsvorschriften des zuständigen Mitgliedstaats, 
als wohnten sie im Hoheitsgebiet des zuständigen Mitgliedstaats. Diese 
Leistungen werden vom zuständigen Träger erbracht und gehen zu sei­
nen Lasten. 

KAPITEL VI 

Familienleistungen 

Artikel 58 

Prioritätsregeln bei Zusammentreffen von Ansprüchen 

Ermöglicht der Wohnort der Kinder bei Anwendung des Artikels 68 
Absatz 1 Buchstabe b Ziffern i und ii der Grundverordnung keine Be­
stimmung der Rangfolge, so berechnet jeder betroffene Mitgliedstaat 
den Leistungsbetrag unter Einschluss der Kinder, die nicht in seinem 
Hoheitsgebiet wohnen. Im Falle der Anwendung von Artikel 68 Absatz 
1 Buchstabe b Ziffer i zahlt der zuständige Träger des Mitgliedstaats, 
dessen Rechtsvorschriften den höheren Leistungsbetrag vorsehen, diesen 
ganzen Betrag aus. Der zuständige Träger des anderen Mitgliedstaats 
erstattet ihm die Hälfte dieses Betrags, wobei der nach den Rechtsvor­
schriften des letzteren Mitgliedstaats vorgesehene Leistungssatz die 
obere Grenze bildet. 
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Artikel 59 

Regelungen für den Fall, in dem sich die anzuwendenden 
Rechtsvorschriften und/oder die Zuständigkeit für die Gewährung 

von Familienleistungen ändern 

(1) Ändern sich zwischen den Mitgliedstaaten während eines Kalen­
dermonats die Rechtsvorschriften und/oder die Zuständigkeit für die 
Gewährung von Familienleistungen, so setzt der Träger, der die Fami­
lienleistungen nach den Rechtsvorschriften gezahlt hat, nach denen die 
Leistungen zu Beginn dieses Monats gewährt wurden, unabhängig von 
den in den Rechtsvorschriften dieser Mitgliedstaaten für die Gewährung 
von Familienleistungen vorgesehenen Zahlungsfristen die Zahlungen bis 
zum Ende des laufenden Monats fort. 

(2) Er unterrichtet den Träger des anderen betroffenen Mitgliedstaats 
oder die anderen betroffenen Mitgliedstaaten von dem Zeitpunkt, zu 
dem er die Zahlung dieser Familienleistungen einstellt. Ab diesem Zeit­
punkt übernehmen der andere betroffene Mitgliedstaat oder die anderen 
betroffenen Mitgliedstaaten die Zahlung der Leistungen. 

Artikel 60 

Verfahren bei der Anwendung von Artikel 67 und 68 der 
Grundverordnung 

(1) Die Familienleistungen werden bei dem zuständigen Träger be­
antragt. Bei der Anwendung von Artikel 67 und 68 der Grundverord­
nung ist, insbesondere was das Recht einer Person zur Erhebung eines 
Leistungsanspruchs anbelangt, die Situation der gesamten Familie in 
einer Weise zu berücksichtigen, als würden alle beteiligten Personen 
unter die Rechtsvorschriften des betreffenden Mitgliedstaats fallen und 
dort wohnen. Nimmt eine Person, die berechtigt ist, Anspruch auf die 
Leistungen zu erheben, dieses Recht nicht wahr, berücksichtigt der zu­
ständige Träger des Mitgliedstaats, dessen Rechtsvorschriften anzuwen­
den sind, einen Antrag auf Familienleistungen, der von dem anderen 
Elternteil, einer als Elternteil behandelten Person oder von der Person 
oder Institution, die als Vormund des Kindes oder der Kinder handelt, 
gestellt wird. 

(2) Der nach Absatz 1 in Anspruch genommene Träger prüft den 
Antrag anhand der detaillierten Angaben des Antragstellers und berück­
sichtigt dabei die gesamten tatsächlichen und rechtlichen Umstände, die 
die familiäre Situation des Antragstellers ausmachen. 

Kommt dieser Träger zu dem Schluss, dass seine Rechtsvorschriften 
nach Artikel 68 Absätze 1 und 2 der Grundverordnung prioritär an­
zuwenden sind, so zahlt er die Familienleistungen nach den von ihm 
angewandten Rechtsvorschriften. 

Ist dieser Träger der Meinung, dass aufgrund der Rechtsvorschriften 
eines anderen Mitgliedstaats ein Anspruch auf einen Unterschiedsbetrag 
nach Artikel 68 Absatz 2 der Grundverordnung bestehen könnte, so 
übermittelt er den Antrag unverzüglich dem zuständigen Träger des 
anderen Mitgliedstaats und informiert die betreffende Person; außerdem 
unterrichtet er den Träger des anderen Mitgliedstaats darüber, wie er 
über den Antrag entschieden hat und in welcher Höhe Familienleistun­
gen gezahlt wurden. 
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(3) Kommt der Träger, bei dem der Antrag gestellt wurde, zu dem 
Schluss, dass seine Rechtsvorschriften zwar anwendbar, aber nach Ar­
tikel 68 Absätze 1 und 2 der Grundverordnung nicht prioritär anwend­
bar sind, so trifft er unverzüglich eine vorläufige Entscheidung über die 
anzuwendenden Prioritätsregeln, leitet den Antrag nach Artikel 68 Ab­
satz 3 der Grundverordnung an den Träger des anderen Mitgliedstaats 
weiter und informiert auch den Antragsteller darüber. Dieser Träger 
nimmt innerhalb einer Frist von zwei Monaten zu der vorläufigen Ent­
scheidung Stellung. 

Falls der Träger, an den der Antrag weitergeleitet wurde, nicht innerhalb 
von zwei Monaten nach Eingang des Antrags Stellung nimmt, wird die 
oben genannte vorläufige Entscheidung anwendbar und zahlt dieser 
Träger die in seinen Rechtsvorschriften vorgesehenen Leistungen und 
informiert den Träger, an den der Antrag gerichtet war, über die Höhe 
der gezahlten Leistungen. 

(4) Sind sich die betreffenden Träger nicht einig, welche Rechtsvor­
schriften prioritär anwendbar sind, so gilt Artikel 6 Absätze 2 bis 5 der 
Durchführungsverordnung. Zu diesem Zweck ist der in Artikel 6 Absatz 
2 der Durchführungsverordnung genannte Träger des Wohnorts der 
Träger des Wohnorts des Kindes oder der Kinder. 

(5) Der Träger, der eine vorläufige Leistungszahlung vorgenommen 
hat, die höher ist als der letztlich zu seinen Lasten gehende Betrag, kann 
den zu viel gezahlten Betrag nach dem Verfahren des Artikels 73 der 
Durchführungsverordnung vom vorrangig zuständigen Träger zurückfor­
dern. 

Artikel 61 

Verfahren bei der Anwendung von Artikel 69 der 
Grundverordnung 

Bei der Anwendung von Artikel 69 der Grundverordnung erstellt die 
Verwaltungskommission eine Liste der zusätzlichen oder besonderen 
Familienleistungen für Waisen, die unter den genannten Artikel fallen. 
Falls die von dem prioritär zuständigen Träger anzuwendenden Rechts­
vorschriften nicht vorsehen, solche zusätzlichen oder besonderen Fami­
lienleistungen für Waisen zu zahlen, leitet er Anträge auf Familienleis­
tungen mit allen entsprechenden Unterlagen und Angaben unverzüglich 
an den Träger des Mitgliedstaats weiter, dessen Rechtsvorschriften die 
längste Zeit für den Betroffenen gegolten haben und solche zusätzlichen 
oder besonderen Familienleistungen für Waisen vorsehen. In einigen 
Fällen ist nach dem gleichen Verfahren gegebenenfalls bis zu dem 
Träger des Mitgliedstaats zurückzugehen, nach dessen Rechtsvorschrif­
ten die betreffende Person die kürzeste ihrer Versicherungs- oder Wohn­
zeiten zurückgelegt hat. 
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TITEL IV 

FINANZVORSCHRIFTEN 

KAPITEL I 

Kostenerstattung für Leistungen bei der Anwendung von Artikel 35 
und Artikel 41 der Grundverordnung 

A b s c h n i t t 1 

E r s t a t t u n g a u f d e r G r u n d l a g e t a t s ä c h l i c h e r 
A u f w e n d u n g e n 

Artikel 62 

Grundsätze 

(1) Bei der Anwendung von Artikel 35 und 41 der Grundverordnung 
erstattet der zuständige Träger dem Träger, der die Sachleistungen ge­
währt hat, diese in Höhe der tatsächlichen Ausgaben, die sich aus der 
Rechnungsführung dieses Trägers ergeben, außer bei Anwendung des 
Artikels 63 der Durchführungsverordnung. 

(2) Geht der tatsächliche Betrag der in Absatz 1 genannten Ausgaben 
für Sachleistungen nicht oder teilweise nicht aus der Rechnungsführung 
des Trägers, der sie gewährt hat, hervor, so wird der zu erstattende 
Betrag auf der Grundlage aller geeigneten Bezugsgrößen, die den ver­
fügbaren Daten entnommen werden, pauschal berechnet. Die Verwal­
tungskommission beurteilt die Grundlagen für die Berechnung der Pau­
schalbeträge und stellt deren Höhe fest. 

(3) Für die Erstattung können keine höheren Sätze berücksichtigt 
werden als diejenigen, die für Sachleistungen an Versicherte maßgeblich 
sind, die den Rechtsvorschriften unterliegen, die für den Träger, der die 
in Absatz 1 genannten Sachleistungen gewährt hat, gelten. 

A b s c h n i t t 2 

E r s t a t t u n g a u f d e r G r u n d l a g e v o n P a u s c h a l ­
b e t r ä g e n 

Artikel 63 

Bestimmung der betroffenen Mitgliedstaaten 

(1) Die unter Artikel 35 Absatz 2 der Grundverordnung fallenden 
Mitgliedstaaten, deren Rechts- und Verwaltungsstruktur eine Erstattung 
auf der Grundlage der tatsächlichen Aufwendungen nicht zweckmäßig 
macht, sind in Anhang 3 der Durchführungsverordnung aufgeführt. 

(2) Für die in Anhang 3 der Durchführungsverordnung aufgeführten 
Mitgliedstaaten wird der Betrag der Sachleistungen, 

a) die nach Artikel 17 der Grundverordnung Familienangehörigen ge­
währt wurden, die in einem anderen Mitgliedstaat als der Versicherte 
wohnen, und 

b) die nach Artikel 24 Absatz 1 und den Artikeln 25 und 26 der Grund­
verordnung Rentnern und ihren Familienangehörigen gewährt wur­
den, 
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den Trägern, die diese Sachleistungen gewährt haben, von den zustän­
digen Trägern auf der Grundlage eines Pauschalbetrags, dessen Höhe 
für jedes Kalenderjahr ermittelt wird, erstattet. Die Höhe dieses Pau­
schalbetrags muss den tatsächlichen Ausgaben möglichst nahe kommen. 

Artikel 64 

Methode zur Berechnung der monatlichen Pauschalbeträge und des 
gesamten Pauschalbetrags 

(1) Für jeden forderungsberechtigten Mitgliedstaat wird der monatli­
che Pauschalbetrag pro Person (F i ) für ein Kalenderjahr ermittelt, indem 
man entsprechend der folgenden Formel die Jahresdurchschnittskosten 
pro Person (Y i ) nach Altersklasse (i) durch 12 teilt und das Ergebnis um 
einen Faktor (X) kürzt: 

F i = Y i *1/12*(1-X) 

Dabei steht 

— der Index (i = 1, 2 oder 3) für die drei bei der Berechnung des 
Pauschalbetrags berücksichtigten Altersklassen: 

i = 1: Personen unter 20 Jahren, 

i = 2: Personen von 20 bis 64 Jahren, 

i = 3: Personen ab 65 Jahren, 

— Y i für die Jahresdurchschnittskosten pro Person der Altersklasse i 
nach Absatz 2, 

— der Koeffizient X (0,20 oder 0,15) für die Kürzung nach Absatz 3. 

(2) Die Jahresdurchschnittskosten pro Person (Y i ) der Altersklasse i 
werden ermittelt, indem man die Jahresausgaben für sämtliche Sachleis­
tungen, die von Trägern des forderungsberechtigten Mitgliedstaats allen 
seinen Rechtsvorschriften unterliegenden und in seinem Hoheitsgebiet 
wohnenden Personen der betreffenden Altersklasse gewährt wurden, 
durch die durchschnittliche Zahl der betroffenen Personen dieser Alters­
klasse in dem betreffenden Kalenderjahr teilt. Die Berechnung beruht 
auf den Aufwendungen im Rahmen der Systeme nach Artikel 23 der 
Durchführungsverordnung. 

(3) Die auf den monatlichen Pauschalbetrag anzuwendende Kürzung 
beträgt grundsätzlich 20 % (X = 0,20). Ist der zuständige Mitgliedstaat 
nicht in Anhang IV der Grundverordnung aufgeführt, so beträgt sie für 
Rentner und ihre Familienangehörigen 15 % (X = 0,15). 

(4) Für jeden leistungspflichtigen Mitgliedstaat wird der gesamte 
Pauschalbetrag für ein Kalenderjahr ermittelt, indem man den festgeleg­
ten monatlichen Pauschalbetrag pro Person für jede Altersklasse i mit 
der Zahl der Monate multipliziert, die die betreffenden Personen der 
jeweiligen Altersgruppe in dem forderungsberechtigten Mitgliedstaat zu­
rückgelegt haben, und die Ergebnisse addiert. 

Die Zahl der von den betreffenden Personen in dem forderungsberech­
tigten Mitgliedstaat zurückgelegten Monate entspricht der Summe der 
Kalendermonate in einem Kalenderjahr, in denen die betreffenden Per­
sonen aufgrund ihres Wohnorts im Hoheitsgebiet des forderungsberech­
tigten Mitgliedstaats in eben diesem Hoheitsgebiet für Rechnung des 
leistungspflichtigen Mitgliedstaats für Sachleistungen in Betracht ka­
men. Diese Monate werden mit Hilfe eines Verzeichnisses ermittelt, 
das der Träger des Wohnorts zu diesem Zweck anhand von Nachwei­
sen, die der zuständige Träger zur Verfügung stellt, über die Ansprüche 
der betreffenden Personen führt. 
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(5) Die Verwaltungskommission legt spätestens bis zum 1. Mai 2015 
einen gesonderten Bericht über die Anwendung dieses Artikels und 
insbesondere über die Kürzungen nach Absatz 3 vor. Auf der Grundlage 
dieses Berichts kann die Verwaltungskommission einen Vorschlag mit 
Änderungen vorlegen, die sich gegebenenfalls als notwendig erweisen, 
um sicherzustellen, dass die Berechnung der Pauschalbeträge den tat­
sächlichen Aufwendungen so nahe wie möglich kommt und dass die 
Kürzungen nach Absatz 3 für die Mitgliedstaaten nicht zu unausgewo­
genen Zahlungen oder zu Doppelzahlungen führen. 

(6) Die Verwaltungskommission bestimmt die Verfahren und Moda­
litäten, nach denen die in den Absätzen 1 bis 5 genannten Berechnungs­
faktoren für die Pauschalbeträge festgelegt werden. 

(7) Ungeachtet der Absätze 1 bis 4 können die Mitgliedstaaten für 
die Berechnung des Pauschalbetrags bis 1. Mai 2015 weiterhin Arti­
kel 94 und 95 der Verordnung (EWG) Nr. 574/72 anwenden, unter der 
Voraussetzung, dass auch die Kürzung nach Absatz 3 angewandt wird. 

Artikel 65 

Mitteilung der Jahresdurchschnittskosten 

(1) Für ein bestimmtes Jahr wird die Höhe der Jahresdurchschnitts­
kosten pro Person in den einzelnen Altersklassen spätestens bis zum 
Ende des zweiten Jahres, das auf dieses Jahr folgt, dem Rechnungs­
ausschuss mitgeteilt. Erfolgt die Mitteilung nicht bis zu diesem Zeit­
punkt, so werden die Jahresdurchschnittskosten pro Person, die die Ver­
waltungskommission zuletzt für ein Jahr davor festgelegt hat, zugrunde 
gelegt. 

(2) Die nach Absatz 1 festgelegten Jahresdurchschnittskosten werden 
jährlich im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht. 

A b s c h n i t t 3 

G e m e i n s a m e V o r s c h r i f t e n 

Artikel 66 

Erstattungsverfahren zwischen Trägern 

(1) Die Erstattungen zwischen den betroffenen Mitgliedstaaten wer­
den so rasch wie möglich vorgenommen. Der betreffende Träger ist 
verpflichtet, die Forderungen vor Ablauf der in diesem Abschnitt ge­
nannten Fristen zu erstatten, sobald er dazu in der Lage ist. Eine Be­
anstandung einer einzelnen Forderung verhindert nicht die Erstattung 
einer anderen Forderung oder anderer Forderungen. 

(2) Erstattungen zwischen den Trägern der Mitgliedstaaten nach den 
Artikeln 35 und 41 der Grundverordnung werden über die Verbindungs­
stelle abgewickelt. Erstattungen nach den Artikeln 35 und 41 der 
Grundverordnung können jeweils über eine gesonderte Verbindungs­
stelle abgewickelt werden. 
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Artikel 67 

Fristen für die Einreichung und Zahlung der Forderungen 

(1) Forderungen auf der Grundlage von tatsächlichen Aufwendungen 
werden bei der Verbindungsstelle des leistungspflichtigen Mitgliedstaats 
binnen zwölf Monaten nach Ablauf des Kalenderhalbjahres eingereicht, 
in dem die Forderungen in die Rechnungsführung des forderungsberech­
tigten Trägers aufgenommen wurden. 

(2) Forderungen auf der Grundlage von Pauschalbeträgen für ein 
Kalenderjahr werden bei der Verbindungsstelle des leistungspflichtigen 
Mitgliedstaats binnen zwölf Monaten nach dem Monat eingereicht, in 
dem die Durchschnittskosten des betreffenden Jahres im Amtsblatt der 
Europäischen Union veröffentlicht wurden. Die in Artikel 64 Absatz 4 
der Durchführungsverordnung genannten Verzeichnisse werden bis zum 
Ende des Jahres, das dem Bezugsjahr folgt, vorgelegt. 

(3) In dem in Artikel 6 Absatz 5 Unterabsatz 2 der Durchführungs­
verordnung genannten Fall beginnt die Frist nach den Absätzen 1 und 2 
des vorliegenden Artikels erst mit dem Zeitpunkt der Ermittlung des 
zuständigen Trägers zu laufen. 

(4) Forderungen, die nach Ablauf der in den Absätzen 1 und 2 
genannten Fristen eingereicht werden, bleiben unberücksichtigt. 

(5) Die Forderungen werden binnen 18 Monaten nach Ablauf des 
Monats, in dem sie bei der Verbindungsstelle des leistungspflichtigen 
Mitgliedstaats eingereicht wurden, an die in Artikel 66 der Durchfüh­
rungsverordnung genannte Verbindungsstelle des forderungsberechtigten 
Mitgliedstaats gezahlt. Dies gilt nicht für Forderungen, die innerhalb 
dieses Zeitraums aus einem berechtigten Grund vom leistungspflichtigen 
Träger zurückgewiesen wurden. 

(6) Beanstandungen einer Forderung müssen binnen 36 Monaten 
nach Ablauf des Monats geklärt sein, in dem die Forderung eingereicht 
wurde. 

(7) Der Rechnungsausschuss erleichtert den Abschluss der Rech­
nungsführung in Fällen, in denen eine Einigung nicht innerhalb des in 
Absatz 6 genannten Zeitraums erzielt werden kann, und nimmt auf 
begründeten Antrag einer der Parteien innerhalb von sechs Monaten, 
gerechnet ab dem Monat, in dem er mit der Angelegenheit befasst 
worden ist, zu Beanstandungen Stellung. 

Artikel 68 

Verzugszinsen und Anzahlungen 

(1) Nach Ablauf der Frist von 18 Monaten nach Artikel 67 Absatz 5 
der Durchführungsverordnung kann der forderungsberechtigte Träger 
Zinsen auf ausstehende Forderungen erheben, es sei denn, der leistungs­
pflichtige Träger hat innerhalb von sechs Monaten nach Ablauf des 
Monats, in dem die Forderung eingereicht wurde, eine Anzahlung in 
Höhe von mindestens 90 % der gesamten nach Artikel 67 Absätze 1 
oder 2 der Durchführungsverordnung eingereichten Forderung geleistet. 
Für die Teile der Forderung, die nicht durch die Anzahlung abgedeckt 
sind, können Zinsen erst nach Ablauf der Frist von 36 Monaten nach 
Artikel 67 Absatz 6 der Durchführungsverordnung erhoben werden. 
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(2) Die Zinsen werden zu dem Referenzzinssatz berechnet, den die 
Europäische Zentralbank bei ihren Hauptrefinanzierungsgeschäften zu­
grunde legt. Maßgeblich ist der Referenzzinssatz, der am ersten Tag des 
Monats gilt, in dem die Zahlung fällig ist. 

(3) Keine Verbindungsstelle ist verpflichtet, Anzahlungen nach Ab­
satz 1 anzunehmen. Lehnt eine Verbindungsstelle jedoch ein entspre­
chendes Angebot ab, so ist der forderungsberechtigte Träger nicht mehr 
berechtigt, andere Verzugszinsen als nach Absatz 1 Satz 2 auf die 
betreffenden Forderungen zu erheben. 

Artikel 69 

Jahresabschlussbericht 

(1) Auf der Grundlage des Berichts des Rechnungsausschusses er­
stellt die Verwaltungskommission nach Artikel 72 Buchstabe g der 
Grundverordnung für jedes Kalenderjahr eine Übersicht über die Forde­
rungen. Zu diesem Zweck teilen die Verbindungsstellen dem Rech­
nungsausschuss unter Einhaltung der von diesem festgelegten Fristen 
und Modalitäten einerseits die Höhe der eingereichten, beglichenen 
oder beanstandeten Forderungen (Gläubigerposition) und andererseits 
die Höhe der eingegangenen, beglichenen oder beanstandeten Forderun­
gen (Schuldnerposition) mit. 

(2) Die Verwaltungskommission kann alle zweckdienlichen Prüfun­
gen zur Kontrolle der statistischen Angaben und Rechnungsführungs­
daten, auf deren Grundlage die Jahresübersicht über die Forderungen 
nach Absatz 1 erstellt wurde, vornehmen, insbesondere um sich zu 
vergewissern, dass diese Daten mit den in diesem Titel festgesetzten 
Regeln übereinstimmen. 

KAPITEL II 

Erstattung der Leistungen bei Arbeitslosigkeit nach Artikel 65 der 
Grundverordnung 

Artikel 70 

Erstattung der Leistungen bei Arbeitslosigkeit 

Falls keine Vereinbarung nach Artikel 65 Absatz 8 der Grundverord­
nung getroffen wurde, beantragt der Träger des Wohnorts die Erstattung 
von Leistungen bei Arbeitslosigkeit nach Artikel 65 Absätze 6 und 7 
der Grundverordnung von dem Träger des Mitgliedstaats, dessen 
Rechtsvorschriften zuletzt für den Leistungsberechtigten gegolten haben. 
Die Antragstellung erfolgt binnen sechs Monaten nach Ende des Kalen­
derhalbjahrs, in dem die letzte Zahlung von Leistungen bei Arbeitslosig­
keit, deren Erstattung beantragt wird, geleistet wurde. Aus dem Antrag 
gehen die Höhe der Leistungen, die nach Artikel 65 Absätze 6 oder 7 
der Grundverordnung drei oder fünf Monate lang gezahlt wurden, die 
Zeit der Leistungszahlung und die Angaben zur Person des Arbeitslosen 
hervor. Die Forderungen werden über die Verbindungsstellen der be­
troffenen Mitgliedstaaten eingereicht und bezahlt. 

Es ist nicht erforderlich, Anträge, die nach der in Absatz 1 genannten 
Frist eingereicht werden, zu berücksichtigen. 

Artikel 66 Absatz 1 und Artikel 67 Absätze 5 bis 7 der Durchführungs­
verordnung gelten entsprechend. 
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Nach Ablauf der in Artikel 67 Absatz 5 der Durchführungsverordnung 
genannten Achtzehnmonatsfrist kann der forderungsberechtigte Träger 
Zinsen auf die nicht beglichenen Forderungen erheben. Die Zinsen wer­
den nach Artikel 68 Absatz 2 der Durchführungsverordnung berechnet. 

Als Höchstbetrag der Erstattung nach Artikel 65 Absatz 6 Satz 3 der 
Grundverordnung gilt in jedem Einzelfall der Leistungsbetrag, auf den 
eine betroffene Person nach den Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats, 
die zuletzt für sie gegolten haben, Anspruch hätte, sofern sie bei der 
Arbeitsverwaltung dieses Mitgliedstaats gemeldet wäre. In den Bezie­
hungen zwischen den in Anhang 5 der Durchführungsverordnung auf­
gelisteten Mitgliedstaaten bestimmen jedoch die zuständigen Träger ei­
nes dieser Mitgliedstaaten, dessen Rechtsvorschriften zuletzt für die 
betroffene Person gegolten haben, in jedem Einzelfall den Höchstbetrag 
auf der Grundlage des Durchschnittsbetrags der Leistungen bei Arbeits­
losigkeit, die nach den Rechtsvorschriften dieses Mitgliedstaats im vo­
rangegangenen Kalenderjahr zu zahlen waren. 

KAPITEL III 

Rückforderung gezahlter, aber nicht geschuldeter Leistungen, 
Einziehung vorläufiger Zahlungen und Beiträge, Ausgleich und 

Unterstützung bei der Beitreibung 

A b s c h n i t t 1 

G r u n d s ä t z e 

Artikel 71 

Gemeinsame Bestimmungen 

Zur Durchführung des Artikels 84 der Grundverordnung und in dem darin 
abgesteckten Rahmen wird die Beitreibung von Forderungen soweit möglich 
auf dem Wege des Ausgleichs nach den Artikeln 72 bis 74 der Durchfüh­
rungsverordnung vorgenommen, entweder zwischen den betreffenden Trä­
gern oder Mitgliedstaaten oder gegenüber der betreffenden natürlichen oder 
juristischen Person. Kann eine Forderung im Wege dieses Ausgleichs ganz 
oder teilweise nicht beigetrieben werden, so wird der noch geschuldete Be­
trag nach den Artikeln 75 bis 85 der Durchführungsverordnung beigetrieben. 

A b s c h n i t t 2 

A u s g l e i c h 

Artikel 72 

Nicht geschuldete Leistungen 

(1) Hat der Träger eines Mitgliedstaats einer Person nicht geschuldete 
Leistungen ausgezahlt, so kann dieser Träger unter den Bedingungen und 
in den Grenzen der von ihm anzuwendenden Rechtsvorschriften den Trä­
ger jedes anderen Mitgliedstaats, der gegenüber der betreffenden Person 
zu Leistungen verpflichtet ist, um Einbehaltung des nicht geschuldeten 
Betrags von nachzuzahlenden Beträgen oder laufenden Zahlungen, die 
der betreffenden Person geschuldet sind, ersuchen, und zwar ungeachtet 
des Zweigs der sozialen Sicherheit, in dem die Leistung gezahlt wird. Der 
Träger des letztgenannten Mitgliedstaats behält den entsprechenden Be­
trag unter den Bedingungen und in den Grenzen ein, die nach den von ihm 
anzuwendenden Rechtsvorschriften für einen solchen Ausgleich vorgese­
hen sind, als ob es sich um von ihm selbst zu viel gezahlte Beträge 
handelte; den einbehaltenen Betrag überweist er dem Träger, der die nicht 
geschuldeten Leistungen ausgezahlt hat. 
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(2) Abweichend von Absatz 1 gilt Folgendes: Hat der Träger eines 
Mitgliedstaats bei der Feststellung oder Neufeststellung von Invaliditäts­
leistungen, Alters- und Hinterbliebenenrenten in Anwendung des Titels 
III Kapitel 4 und 5 der Grundverordnung einer Person Leistungen in 
nicht geschuldeter Höhe ausgezahlt, so kann dieser Träger vom Träger 
jedes anderen Mitgliedstaats, der gegenüber der betreffenden Person zu 
entsprechenden Leistungen verpflichtet ist, verlangen, den zuviel gezahl­
ten Betrag von den nachzuzahlenden Beträgen einzubehalten, die der 
betreffenden Person zu zahlen sind. Nachdem der letztgenannte Träger 
den Träger, der den nicht geschuldeten Betrag gezahlt hat, über diese 
nachzuzahlenden Beträge unterrichtet hat, muss der Träger, der den 
nicht geschuldeten Betrag gezahlt hat, die Summe des nicht geschulde­
ten Betrags innerhalb von zwei Monaten mitteilen. Erhält der Träger, 
der die nachzuzahlenden Beträge zu zahlen hat, diese Mitteilung inner­
halb der Frist, so überweist er den einbehaltenen Betrag an den Träger, 
der den nicht geschuldeten Betrag ausgezahlt hat. Ist die Frist abge­
laufen, so muss der genannte Träger der betreffenden Person die nach­
zuzahlenden Beträge unverzüglich auszahlen. 

(3) Hat eine Person während eines Zeitraums, in dem sie nach den 
Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats Anspruch auf Leistungen hatte, 
in einem anderen Mitgliedstaat Sozialhilfe bezogen, so kann die Stelle, 
die Sozialhilfe gewährt hat, falls sie einen gesetzlich zulässigen Regress­
anspruch auf der betreffenden Person geschuldete Leistungen hat, vom 
Träger jedes anderen Mitgliedstaats, der gegenüber der betreffenden 
Person zu Leistungen verpflichtet ist, verlangen, dass er den für Sozial­
hilfe verauslagten Betrag von den Beträgen einbehält, die dieser Mit­
gliedstaat der betreffenden Person zahlt. 

Diese Bestimmung gilt entsprechend, wenn ein Familienangehöriger 
einer betroffenen Person während eines Zeitraums, in dem die ver­
sicherte Person für diesen Familienangehörigen nach den Rechtsvor­
schriften eines anderen Mitgliedstaats Anspruch auf Leistungen hatte, 
im Gebiet eines Mitgliedstaats Sozialhilfe bezogen hat. 

Der Träger eines Mitgliedstaats, der einen nicht geschuldeten Betrag als 
Sozialhilfe ausgezahlt hat, übermittelt dem Träger des anderen Mitglied­
staats eine Abrechnung über den geschuldeten Betrag; dieser behält den 
entsprechenden Betrag unter den Bedingungen und in den Grenzen ein, 
die nach den von ihm anzuwendenden Rechtsvorschriften für einen 
solchen Ausgleich vorgesehen sind; den einbehaltenen Betrag überweist 
er unverzüglich dem Träger, der den nicht geschuldeten Betrag aus­
gezahlt hat. 

Artikel 73 

Vorläufig gezahlte Geldleistungen oder Beiträge 

(1) Bei der Anwendung von Artikel 6 der Durchführungsverordnung 
erstellt der Träger, der die Geldleistungen vorläufig gezahlt hat, spätes­
tens drei Monate nach Bestimmung der anzuwendenden Rechtsvor­
schriften oder Ermittlung des für die Zahlung der Leistungen verant­
wortlichen Trägers eine Abrechnung über den vorläufig gezahlten Be­
trag und übermittelt diese dem als zuständig ermittelten Träger. 

Der für die Zahlung der Leistungen als zuständig ermittelte Träger 
behält im Hinblick auf diese vorläufige Zahlung den geschuldeten Be­
trag von den nachzuzahlenden Beträgen der entsprechenden Leistungen, 
die er der betreffenden Person schuldet, ein und überweist den einbehal­
tenen Betrag unverzüglich dem Träger, der die Geldleistungen vorläufig 
gezahlt hat. 
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Geht der Betrag der vorläufig gezahlten Leistungen über den nachzuzah­
lenden Betrag hinaus, oder sind keine nachzuzahlenden Beträge vor­
handen, so behält der als zuständig ermittelte Träger diesen Betrag unter 
den Bedingungen und in den Grenzen, die nach den von ihm anzuwen­
denden Rechtsvorschriften für einen solchen Ausgleich vorgesehen sind, 
von laufenden Zahlungen ein und überweist den einbehaltenen Betrag 
unverzüglich dem Träger, der die Geldleistungen vorläufig gezahlt hat. 

(2) Der Träger, der von einer juristischen und/oder natürlichen Per­
son vorläufig Beiträge erhalten hat, erstattet die entsprechenden Beträge 
erst dann der Person, die diese Beiträge gezahlt hat, wenn er bei dem als 
zuständig ermittelten Träger angefragt hat, welche Summen diesem nach 
Artikel 6 Absatz 4 der Durchführungsverordnung zustehen. 

Auf Antrag des als zuständig ermittelten Trägers, der spätestens drei 
Monate nach Bestimmung der anzuwendenden Rechtsvorschriften ge­
stellt werden muss, überweist der Träger, der Beiträge vorläufig erhalten 
hat, diese dem als zuständig ermittelten Träger zur Bereinigung der 
Situation hinsichtlich der Beiträge, die die juristische und/oder natürli­
che Person diesem Träger schuldet. Die überwiesenen Beiträge gelten 
rückwirkend als an den als zuständig ermittelten Träger gezahlt. 

Übersteigt der Betrag der vorläufig gezahlten Beiträge den Betrag, den 
die juristische und/oder natürliche Person dem als zuständig ermittelten 
Träger schuldet, so erstattet der Träger, der die Beiträge vorläufig er­
halten hat, den überschüssigen Betrag an die betreffende juristische 
und/oder natürliche Person. 

Artikel 74 

Mit dem Ausgleich verbundene Kosten 

Erfolgt die Einziehung auf dem Wege des Ausgleichs nach den 

Artikeln 72 und 73 der Durchführungsverordnung, fallen keinerlei Kos­
ten an. 

A b s c h n i t t 3 

B e i t r e i b u n g 

Artikel 75 

Begriffsbestimmungen und gemeinsame Bestimmungen 

(1) In diesem Abschnitt bezeichnet der Ausdruck 

▼C2 
— „Forderungen“ alle Forderungen im Zusammenhang mit Beiträgen 

oder zu Unrecht gezahlten oder erbrachten Leistungen, einschließ­
lich Zinsen, Geldbußen, Verwaltungsstrafen und alle anderen Ge­
bühren und Kosten, die nach den Rechtsvorschriften des Mitglied­
staats, der die Forderung geltend macht, mit der Forderung verbun­
den sind; 

▼B 
— „ersuchende Partei“ in Bezug auf jeden Mitgliedstaat jeden Träger, 

der ein Ersuchen um Auskunft, Zustellung oder Beitreibung bezüg­
lich einer Forderung im Sinne der vorstehenden Definition einreicht; 

— „ersuchte Partei“ in Bezug auf jeden Mitgliedstaat jeden Träger, bei 
dem ein Ersuchen um Auskunft, Zustellung oder Beitreibung einge­
reicht werden kann. 

(2) Ersuchen und alle damit zusammenhängenden Mitteilungen zwi­
schen den Mitgliedstaaten werden grundsätzlich über bezeichnete Träger 
übermittelt. 
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(3) Praktische Durchführungsmaßnahmen, einschließlich u. a. der 
Maßnahmen in Bezug auf Artikel 4 der Durchführungsverordnung 
und in Bezug auf die Festlegung einer Mindestschwelle für Beträge, 
für die ein Beitreibungsersuchen gestellt werden kann, werden von 
der Verwaltungskommission getroffen. 

Artikel 76 

Auskunftsverlangen 

(1) Auf Antrag der ersuchenden Partei erteilt die ersuchte Partei die­
ser alle Auskünfte, die ihr bei der Beitreibung einer Forderung von 
Nutzen sind. 

Zur Beschaffung dieser Auskünfte übt die ersuchte Partei die Befugnisse 
aus, die ihr nach den Rechts- und Verwaltungsvorschriften für die Bei­
treibung entsprechender Forderungen zustehen, die in ihrem eigenen 
Mitgliedstaat entstanden sind. 

(2) Das Auskunftsersuchen enthält den Namen, die letzte bekannte 
Anschrift und alle sonstigen relevanten Angaben für die Identifizierung 
der betreffenden juristischen oder natürlichen Person, auf die sich die zu 
erteilenden Auskünfte beziehen, sowie Angaben über Art und Höhe der 
dem Ersuchen zugrunde liegenden Forderung. 

(3) Die ersuchte Partei ist nicht gehalten, Auskünfte zu übermitteln, 

a) die sie sich für die Beitreibung derartiger, in ihrem eigenen Mitglied­
staat entstandener Forderungen nicht beschaffen könnte, 

b) mit denen ein Handels-, Gewerbe- oder Berufsgeheimnis preisgege­
ben würde und 

c) deren Mitteilung die Sicherheit oder die öffentliche Ordnung des 
betreffenden Mitgliedstaats verletzen würde. 

(4) Die ersuchte Partei teilt der ersuchenden Partei mit, aus welchen 
Gründen dem Auskunftsersuchen nicht stattgegeben werden kann. 

Artikel 77 

Zustellung 

(1) Auf Antrag der ersuchenden Partei nimmt die ersuchte Partei 
nach Maßgabe der Rechtsvorschriften für die Zustellung entsprechender 
Schriftstücke oder Entscheidungen in ihrem eigenen Mitgliedstaat die 
Zustellung aller mit einer Forderung und/oder mit deren Beitreibung 
zusammenhängenden und von dem Mitgliedstaat der ersuchenden Partei 
ausgehenden Verfügungen und Entscheidungen, einschließlich der ge­
richtlichen, an den Empfänger vor. 

(2) Das Zustellungsersuchen enthält den Namen, die Anschrift und 
alle sonstigen für die Identifizierung des betreffenden Empfängers rele­
vanten Angaben, die der ersuchenden Stelle normalerweise zugänglich 
sind, Angaben über Art und Gegenstand der zuzustellenden Verfügung 
oder Entscheidung und erforderlichenfalls den Namen, die Anschrift und 
alle sonstigen der ersuchenden Stelle normalerweise zugänglichen für 
die Identifizierung relevanten Angaben zum Schuldner und zu der For­
derung, auf die sich die Verfügung oder Entscheidung bezieht, sowie 
alle sonstigen sachdienlichen Angaben. 

▼B 

02009R0987 — DE — 01.01.2018 — 007.002 — 46



 

(3) Die ersuchte Partei teilt der ersuchenden Partei unverzüglich mit, 
was aufgrund dieses Zustellungsersuchens veranlasst worden ist und 
insbesondere, an welchem Tag dem Empfänger die Entscheidung oder 
Verfügung übermittelt worden ist. 

Artikel 78 

Beitreibungsersuchen 

(1) Dem Ersuchen um Beitreibung einer Forderung, das die er­
suchende Partei an die ersuchte Partei richtet, sind eine amtliche Aus­
fertigung oder eine beglaubigte Kopie des in dem Mitgliedstaat, in dem 
die ersuchende Partei ihren Sitz hat, ausgestellten Vollstreckungstitels 
und gegebenenfalls das Original oder eine beglaubigte Kopie etwaiger 
für die Beitreibung sonst erforderlicher Dokumente beizufügen. 

(2) Die ersuchende Partei kann ein Beitreibungsersuchen nur dann 
stellen, 

a) wenn die Forderung und/oder der Vollstreckungstitel in ihrem Mit­
gliedstaat nicht angefochten wurden, außer für den Fall, dass Arti­
kel 81 Absatz 2 Unterabsatz 2 der Durchführungsverordnung ange­
wandt wird; 

b) wenn sie in ihrem Mitgliedstaat bereits geeignete Beitreibungsver­
fahren durchgeführt hat, wie sie aufgrund des in Absatz 1 genannten 
Titels durchgeführt werden können, und die getroffenen Maßnahmen 
nicht zur vollständigen Befriedigung der Forderung führen werden; 

c) wenn die Verjährungsfrist nach innerstaatlichem Recht noch nicht 
abgelaufen ist. 

(3) Das Beitreibungsersuchen enthält: 

a) Namen, Anschrift und sonstige sachdienliche Angaben zur Identifi­
zierung der betreffenden natürlichen oder juristischen Person bzw. 
des Dritten, in dessen Besitz sich ihre Vermögenswerte befinden; 

b) Namen, Anschrift und sonstige sachdienliche Angaben zur Identifi­
zierung der ersuchenden Partei; 

c) Eine Bezugnahme auf den im Mitgliedstaat der ersuchenden Partei 
ausgestellten Vollstreckungstitel; 

d) Art und Höhe der Forderung, einschließlich der Hauptforderung, 
Zinsen, Geldbußen, Verwaltungsstrafen und alle anderen Gebühren 
und Kosten in den Währungen des Mitgliedstaats der ersuchenden 
und der ersuchten Partei; 

e) Datum des Tages, an dem die ersuchende Partei bzw. die ersuchte 
Partei den Vollstreckungstitel dem Empfänger zugestellt haben; 

f) Datum des Tages, ab dem und Frist während der die Beitreibung 
nach dem Recht des Mitgliedstaats der ersuchenden Partei ausgeführt 
werden kann; 

g) Alle sonstigen sachdienlichen Informationen. 
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(4) Das Beitreibungsersuchen muss ferner eine Erklärung der er­
suchenden Partei enthalten, in der diese bestätigt, dass die in Absatz 
2 genannten Voraussetzungen erfüllt sind. 

(5) Die ersuchende Partei übermittelt der ersuchten Partei alle maß­
gebenden Informationen in der Sache, die dem Beitreibungsersuchen 
zugrunde liegt, sobald diese zu ihrer Kenntnis gelangen. 

Artikel 79 

Vollstreckungstitel 

(1) Nach Artikel 84 Absatz 2 der Grundverordnung wird der Voll­
streckungstitel für die Beitreibung der Forderung unmittelbar anerkannt 
und automatisch wie ein Titel für die Vollstreckung einer Forderung des 
Mitgliedstaats der ersuchten Partei behandelt. 

(2) Ungeachtet des Absatzes 1 kann der Vollstreckungstitel gegebe­
nenfalls nach dem Recht des Mitgliedstaats der ersuchten Partei als Titel 
angenommen oder anerkannt oder durch einen Titel ergänzt oder ersetzt 
werden, der die Vollstreckung im Hoheitsgebiet dieses Mitgliedstaats 
ermöglicht. 

Die Mitgliedstaaten bemühen sich, die Annahme, Anerkennung, Ergän­
zung bzw. Ersetzung des Titels binnen drei Monaten nach Eingang des 
Beitreibungsersuchens abzuschließen, außer in den Fällen, in denen 
Unterabsatz 3 dieses Absatzes Anwendung findet. Mitgliedstaaten kön­
nen die Durchführung dieser Handlungen nicht verweigern, wenn der 
Titel ordnungsgemäß abgefasst ist. Überschreitet die ersuchte Partei die 
Dreimonatsfrist, teilt sie der ersuchenden Partei die Gründe dieser Über­
schreitung mit. 

Entsteht im Zusammenhang mit einer dieser Forderungen und/oder dem 
von der ersuchenden Partei ausgestellten Vollstreckungstitel wegen einer 
dieser Handlungen eine Streitigkeit, so findet Artikel 81 der Durchfüh­
rungsverordnung Anwendung. 

Artikel 80 

Zahlungsmodalitäten und -fristen 

(1) Die Beitreibung erfolgt in der Währung des Mitgliedstaats der 
ersuchten Partei. Die ersuchte Partei überweist den gesamten von ihr 
beigetriebenen Betrag der Forderung an die ersuchende Partei. 

(2) Sofern dies nach dem Recht und der Verwaltungspraxis ihres 
Mitgliedstaats zulässig ist, kann die ersuchte Partei dem Schuldner 
nach Konsultation der ersuchenden Partei eine Zahlungsfrist oder Ra­
tenzahlung einräumen. Die von der ersuchten Partei angesichts dieser 
Zahlungsfrist berechneten Zinsen werden ebenfalls an die ersuchende 
Partei überwiesen. 
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Ab dem Zeitpunkt der unmittelbaren Anerkennung des Vollstreckungs­
titels nach Artikel 79 Absatz 1 der Durchführungsverordnung oder der 
Bestätigung, Ergänzung oder Ersetzung des Vollstreckungstitels nach 
Artikel 79 Absatz 2 der Durchführungsverordnung werden nach den 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften und der Verwaltungspraxis des 
Mitgliedstaats der ersuchten Partei Verzugszinsen berechnet und an 
die ersuchende Partei überwiesen. 

Artikel 81 

Anfechtung der Forderung oder des Vollstreckungstitels und 
Anfechtung der Vollstreckungsmaßnahmen 

(1) Wird im Verlauf der Beitreibung die Forderung oder der im Mit­
gliedstaat der ersuchenden Partei ausgestellte Vollstreckungstitel von 
einem Betroffenen angefochten, so wird der Rechtsbehelf von diesem 
bei den zuständigen Behörden des Mitgliedstaats der ersuchenden Partei 
nach dem in diesem Mitgliedstaat geltenden Recht eingelegt. Über die 
Einleitung dieses Verfahrens hat die ersuchende Partei der ersuchten 
Partei unverzüglich Mitteilung zu machen. Ferner kann der Betroffene 
die ersuchte Partei über die Einleitung dieses Verfahrens informieren. 

(2) Sobald die ersuchte Partei die Mitteilung oder Information nach 
Absatz 1 seitens der ersuchenden Partei oder des Betroffenen erhalten 
hat, setzt sie das Vollstreckungsverfahren in der Erwartung einer Ent­
scheidung der zuständigen Behörde aus, es sei denn, die ersuchende 
Partei wünscht ein anderes Vorgehen in Übereinstimmung mit Unter­
absatz 2 dieses Absatzes. Sofern sie dies für notwendig erachtet, kann 
die ersuchte Partei unbeschadet des Artikels 84 der Durchführungsver­
ordnung Sicherungsmaßnahmen treffen, um die Beitreibung sicher­
zustellen, soweit die Rechts- und Verwaltungsvorschriften ihres Mit­
gliedstaats dies für derartige Forderungen zulassen. 

Ungeachtet des Unterabsatzes 1 kann die ersuchende Partei nach den 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften und der Verwaltungspraxis ihres 
Mitgliedstaats die ersuchte Partei um Beitreibung einer angefochtenen 
Forderung ersuchen, sofern dies nach den Rechts- und Verwaltungsvor­
schriften und der Verwaltungspraxis des Mitgliedstaats der ersuchten 
Partei zulässig ist. Wird der Anfechtung später stattgegeben, haftet die 
ersuchende Partei für die Erstattung bereits beigetriebener Beträge samt 
etwaiger geschuldeter Entschädigungsleistungen nach dem Recht des 
Mitgliedstaats der ersuchten Partei. 

(3) Betrifft die Anfechtung die Vollstreckungsmaßnahmen im Mit­
gliedstaat der ersuchten Partei, so ist sie nach den dort geltenden 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften bei der zuständigen Behörde die­
ses Mitgliedstaats einzulegen. 
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(4) Wenn die zuständige Behörde, bei der der Rechtsbehelf nach 
Absatz 1 eingelegt wurde, ein ordentliches Gericht oder ein Verwal­
tungsgericht ist, so gilt die Entscheidung dieses Gerichts, sofern sie 
zugunsten der ersuchenden Partei ausfällt und die Beitreibung der For­
derung in dem Mitgliedstaat, in dem die ersuchende Partei ihren Sitz 
hat, ermöglicht, als „Vollstreckungstitel“ im Sinne der Artikel 78 und 
79 der Durchführungsverordnung, und die Beitreibung der Forderung 
wird aufgrund dieser Entscheidung vorgenommen. 

Artikel 82 

Grenzen der Unterstützung 

(1) Die ersuchte Partei ist nicht verpflichtet, 

a) die in den Artikeln 78 bis 81 der Durchführungsverordnung vorgese­
hene Unterstützung zu gewähren, wenn die Beitreibung der Forde­
rung wegen der Situation des Schuldners zu ernsten wirtschaftlichen 
oder sozialen Schwierigkeiten im Mitgliedstaat der ersuchten Partei 
führen würde, sofern dies nach den geltenden Rechts- und Verwal­
tungsvorschriften des Mitgliedstaats der ersuchten Partei oder der 
dort üblichen Verwaltungspraxis für gleichartige inländische Forde­
rungen zulässig ist; 

b) die in den Artikeln 76 bis 81 der Durchführungsverordnung vorgese­
hene Unterstützung zu gewähren, wenn sich das erste Ersuchen nach 
den Artikeln 76 bis 78 der Durchführungsverordnung auf mehr als 
fünf Jahre alte Forderungen bezieht, das heißt, wenn zwischen der 
Ausstellung des Vollstreckungstitels nach den geltenden Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften des Mitgliedstaats der ersuchenden Partei 
und der dort üblichen Verwaltungspraxis und dem Datum des Er­
suchens mehr als fünf Jahre vergangen sind. Bei einer etwaigen 
Anfechtung der Forderung oder des Titels beginnt die Frist jedoch 
erst ab dem Zeitpunkt, zu dem der Mitgliedstaat der ersuchenden 
Partei feststellt, dass die Forderung oder der Vollstreckungstitel un­
anfechtbar geworden sind. 

(2) Die ersuchte Partei teilt der ersuchenden Partei mit, aus welchen 
Gründen dem Unterstützungsersuchen nicht stattgegeben werden kann. 

Artikel 83 

Verjährungsfrist 

(1) Verjährungsfragen werden wie folgt geregelt: 

a) nach dem geltenden Recht des Mitgliedstaats der ersuchenden Partei, 
soweit es die Forderung und oder den Vollstreckungstitel betrifft, 
und 

b) nach dem geltenden Recht des Mitgliedstaats der ersuchten Partei, 
soweit es Vollstreckungsmaßnahmen im ersuchten Mitgliedstaat be­
trifft. 

Die Verjährungsfristen nach dem im Mitgliedstaat der ersuchten Partei 
geltenden Recht beginnen ab dem Zeitpunkt der unmittelbaren Anerken­
nung oder ab dem Zeitpunkt der Zustimmung, Anerkennung, Ergänzung 
oder Ersetzung nach Artikel 79 der Durchführungsverordnung. 

▼B 

02009R0987 — DE — 01.01.2018 — 007.002 — 50



 

(2) Die von der ersuchten Partei auf Grund des Unterstützungsersu­
chens durchgeführten Beitreibungsmaßnahmen, die im Falle der Durch­
führung durch die ersuchende Partei eine Aussetzung oder eine Unter­
brechung der Verjährung nach dem geltenden Recht des Mitgliedstaats 
der ersuchenden Partei bewirkt hätten, gelten insoweit als von diesem 
letztgenannten Staat vorgenommen. 

Artikel 84 

Vorsorgemaßnahmen 

Auf einen mit Gründen versehenen Antrag der ersuchenden Partei trifft 
die ersuchte Partei die erforderlichen Sicherungsmaßnahmen, um die 
Beitreibung einer Forderung zu gewährleisten, sofern dies nach dem 
Recht des Mitgliedstaats der ersuchten Partei zulässig ist. 

Für die Durchführung des Absatzes 1 gelten die Bestimmungen und 
Verfahren der Artikel 78, 79, 81 und 82 der Durchführungsverordnung 
entsprechend. 

Artikel 85 

Beitreibungskosten 

(1) Die ersuchte Partei zieht bei der natürlichen oder juristischen 
Person sämtliche Kosten ein, die ihr im Zusammenhang mit der Bei­
treibung entstehen; sie verfährt dabei nach den für vergleichbare Forde­
rungen geltenden Rechts- und Verwaltungsvorschriften des Mitglied­
staats der ersuchten Partei. 

(2) Die im Rahmen dieses Abschnitts geleistete Amtshilfe wird in der 
Regel unentgeltlich gewährt. Bereitet die Beitreibung jedoch besondere 
Probleme oder führt sie zu sehr hohen Kosten, so können die er­
suchende und die ersuchte Partei im Einzelfall spezielle Erstattungs­
modalitäten vereinbaren. 

(3) Der Mitgliedstaat der ersuchenden Partei bleibt gegenüber dem 
Mitgliedstaat der ersuchten Partei für jegliche Kosten und Verluste haft­
bar, die durch Maßnahmen entstehen, die hinsichtlich der Begründetheit 
der Forderung oder der Gültigkeit des von der ersuchenden Partei aus­
gestellten Titels als nicht gerechtfertigt befunden werden. 

Artikel 86 

Überprüfungsklausel 

(1) Spätestens bis zum vierten vollen Kalenderjahr nach dem Inkraft­
treten der Durchführungsverordnung legt die Verwaltungskommission 
einen vergleichenden Bericht über die in Artikel 67 Absätze 2, 5 und 
6 der Durchführungsverordnung genannten Fristen vor. 

Auf der Grundlage dieses Berichts kann die Kommission gegebenenfalls 
Vorschläge zur Überprüfung dieser Fristen mit dem Ziel vorlegen, diese 
Fristen wesentlich zu verkürzen. 

(2) Spätestens bis zu dem in Absatz 1 genannten Zeitpunkt bewertet 
die Verwaltungskommission auch die in Artikel 13 vorgesehenen Re­
geln für die Umrechnung von Zeiten im Hinblick auf eine Verein­
fachung dieser Regeln, falls dies möglich ist. 
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(3) Spätestens bis zum 1. Mai 2015 legt die Verwaltungskommission 
einen Sonderbericht zur Bewertung der Anwendung des Titels IV Ka­
pitel I und Kapitel III der Durchführungsverordnung insbesondere hin­
sichtlich der Verfahren und Fristen nach Artikel 67 Absätze 2, 5 und 6 
der Durchführungsverordnung und der Beitreibungsverfahren nach den 
Artikeln 75 bis 85 der Durchführungsverordnung vor. 

Im Lichte dieses Berichts kann die Europäische Kommission erforder­
lichenfalls geeignete Vorschläge für eine effizientere und ausgewogene 
Gestaltung dieser Verfahren unterbreiten. 

TITEL V 

SONSTIGE VORSCHRIFTEN, ÜBERGANGS- UND SCHLUSSBESTIM­
MUNGEN 

Artikel 87 

Ärztliche Gutachten und verwaltungsmäßige Kontrollen 
(1) Unbeschadet sonstiger Vorschriften gilt Folgendes: Hält sich ein 
Antragsteller oder ein Leistungsempfänger oder ein Familienangehöriger 
vorübergehend im Hoheitsgebiet eines anderen als des Mitgliedstaats 
auf, in dem sich der leistungspflichtige Träger befindet, oder wohnt er 
dort, so wird eine ärztliche Untersuchung auf Ersuchen dieses Trägers 
durch den Träger des Aufenthalts- oder Wohnorts des Berechtigten ent­
sprechend dem von diesem Träger anzuwendenden gesetzlich vor­
geschriebenen Verfahren vorgenommen. 

Der leistungspflichtige Träger teilt dem Träger des Aufenthalts- oder 
Wohnorts mit, welche besonderen Voraussetzungen erforderlichenfalls 
zu erfüllen und welche Aspekte in dem ärztlichen Gutachten zu berück­
sichtigen sind. 

(2) Der Träger des Aufenthalts- oder Wohnorts erstattet dem leis­
tungspflichtigen Träger, der um das ärztliche Gutachten ersucht hat, 
Bericht. Der leistungspflichtige Träger ist an die Feststellungen des 
Trägers des Aufenthalts- oder Wohnorts gebunden. 

Dem leistungspflichtigen Träger steht es frei, den Leistungsberechtigten 
durch einen Arzt seiner Wahl untersuchen zu lassen. Allerdings kann 
der Berechtigte nur dann aufgefordert werden, sich in den Mitgliedstaat 
des leistungspflichtigen Trägers zu begeben, wenn er reisen kann, ohne 
dass dies seine Gesundheit gefährdet, und wenn die damit verbundenen 
Reise- und Aufenthaltskosten von dem leistungspflichtigen Träger über­
nommen werden. 

(3) Hält sich ein Antragsteller oder Leistungsempfänger oder ein 
Familienangehöriger im Hoheitsgebiet eines anderen als des Mitglied­
staats auf, in dem sich der leistungspflichtige Träger befindet, oder 
wohnt er dort, so wird die verwaltungsmäßige Kontrolle auf Ersuchen 
dieses Trägers vom Träger des Aufenthalts- oder Wohnorts des Berech­
tigten durchgeführt. 

Absatz 2 gilt auch in diesem Fall. 

(4) Die Absätze 2 und 3 finden auch Anwendung, um den Grad der 
Pflegebedürftigkeit des Antragstellers oder des Empfängers der in Ar­
tikel 34 der Grundverordnung genannten Leistungen bei Pflegebedürf­
tigkeit festzustellen oder zu kontrollieren. 

(5) Die zuständigen Behörden bzw. zuständigen Träger von zwei 
oder mehr Mitgliedstaaten können spezifische Vorschriften und Verfah­
ren vereinbaren, um die Voraussetzungen für eine teilweise oder voll­
ständige Wiederaufnahme der Arbeit durch Antragsteller und Leistungs­
empfänger und ihre Teilnahme an Systemen oder Programmen, die im 
Aufenthalts- oder Wohnmitgliedstaat zu diesem Zweck zur Verfügung 
stehen, zu verbessern. 
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(6) In Abweichung vom Grundsatz der kostenfreien gegenseitigen 
Amtshilfe nach Artikel 76 Absatz 2 der Grundverordnung werden die 
Kosten, die im Zusammenhang mit den in den Absätzen 1 bis 5 auf­
geführten Kontrollen tatsächlich entstanden sind, dem Träger, der mit 
der Durchführung der Kontrolle beauftragt wurde, vom leistungspflich­
tigen Träger, der diese Kontrollen angefordert hatte, erstattet. 

Artikel 88 

Mitteilungen 
(1) Die Mitgliedstaaten teilen der Europäischen Kommission die 
Kontaktadressen der in Artikel 1 Buchstaben m, q und r der Grundver­
ordnung und in Artikel 1 Absatz 2 Buchstaben a und b der Durch­
führungsverordnung genannten Stellen und der nach der Durchführungs­
verordnung bezeichneten Träger mit. 

(2) Die Stellen nach Absatz 1 müssen über eine elektronische Iden­
tität in Form eines Identifizierungscodes und über eine elektronische 
Anschrift verfügen. 

(3) Die Verwaltungskommission legt Aufbau, Inhalt und Verfahren 
im Einzelnen einschließlich des gemeinsamen Formats und des Musters 
für die Mitteilung der Kontaktadressen nach Absatz 1 fest. 

(4) In Anhang 4 der Durchführungsverordnung ist die öffentlich zu­
gängliche Datenbank bezeichnet, in der die Informationen nach Absatz 
1 zusammengestellt sind. Diese Datenbank wird von der Europäischen 
Kommission aufgebaut und verwaltet. Die Mitgliedstaaten sind jedoch 
dafür verantwortlich, ihre eigenen nationalen Kontaktadressen in diese 
Datenbank einzugeben. Darüber hinaus sorgen die Mitgliedstaaten für 
die Richtigkeit der Eingabedaten der nach Absatz 1 erforderlichen na­
tionalen Kontaktadressen. 

(5) Die Mitgliedstaaten gewährleisten die ständige Aktualisierung der 
Informationen nach Absatz 1. 

Artikel 89 

Informationen 

(1) Die Verwaltungskommission stellt die erforderlichen Informatio­
nen bereit, damit die betreffenden Personen von ihren Rechten und den 
bei deren Geltendmachung zu beachtenden Formvorschriften Kenntnis 
nehmen können. Die Informationen werden nach Möglichkeit auf elek­
tronischem Wege verbreitet und zu diesem Zweck auf allgemein zu­
gänglichen Internetseiten zur Verfügung gestellt. Die Verwaltungskom­
mission stellt sicher, dass die Informationen regelmäßig aktualisiert wer­
den, und überwacht die Qualität der für die Kunden erbrachten Dienst­
leistungen. 

(2) Der in Artikel 75 der Grundverordnung genannte Beratende Aus­
schuss kann zur Verbesserung der Informationen und ihrer Verbreitung 
Stellungnahmen und Empfehlungen abgeben. 

(3) Die zuständigen Behörden stellen sicher, dass ihre Träger über 
sämtliche Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Gemeinschaft, ein­
schließlich der Beschlüsse der Verwaltungskommission, informiert sind 
und diese in den Bereichen, die unter die Grundverordnung und die 
Durchführungsverordnung fallen, unter Beachtung der dort festgelegten 
Bedingungen anwenden. 
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Artikel 90 

Währungsumrechnung 

Bei der Anwendung der Grundverordnung und der Durchführungsver­
ordnung gilt als Wechselkurs zweier Währungen der von der Europäi­
schen Zentralbank veröffentlichte Referenzwechselkurs. Die Verwal­
tungskommission bestimmt den Bezugszeitpunkt für die Festlegung 
des Wechselkurses. 

Artikel 91 

Statistiken 

Die zuständigen Behörden erstellen Statistiken zur Durchführung der 
Grundverordnung und der Durchführungsverordnung und übermitteln 
sie dem Sekretariat der Verwaltungskommission. Der Plan und die Me­
thode für die Erhebung und Zusammenstellung dieser Daten werden von 
der Verwaltungskommission festgelegt. Die Europäische Kommission 
sorgt für die Verbreitung dieser Informationen. 

Artikel 92 

Änderung der Anhänge 

Die Anhänge 1, 2, 3, 4 und 5 der Durchführungsverordnung sowie die 
Anhänge VI, VII, VIII und IX der Grundverordnung können auf Antrag 
der Verwaltungskommission durch eine Verordnung der Kommission 
geändert werden. 

Artikel 93 

Übergangsbestimmungen 

Artikel 87 der Grundverordnung gilt für die Sachverhalte im Anwen­
dungsbereich der Durchführungsverordnung. 

Artikel 94 

Übergangsvorschriften für Renten 

(1) Ist der Versicherungsfall vor dem Datum des Inkrafttretens der 
Durchführungsverordnung im Hoheitsgebiet des betreffenden Mitglied­
staats eingetreten, ohne dass vor diesem Zeitpunkt für den Rentenantrag 
eine Feststellung erfolgt ist, und sind aufgrund dieses Versicherungsfalls 
Leistungen für eine Zeitspanne vor diesem Zeitpunkt zu gewähren, so 
hat dieser Antrag eine doppelte Feststellung zur Folge, und zwar 

a) für die Zeit vor dem Datum des Inkrafttretens der Durchführungs­
verordnung im Hoheitsgebiet des betreffenden Mitgliedstaats nach 
der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 beziehungsweise nach Verein­
barungen zwischen den betreffenden Mitgliedstaaten sowie 

b) für die Zeit ab dem Datum des Inkrafttretens der Durchführungsver­
ordnung im Hoheitsgebiet des betreffenden Mitgliedstaats nach der 
Grundverordnung. 

Ergibt sich jedoch bei der Berechnung nach Buchstabe a ein höherer 
Betrag als bei der Berechnung nach Buchstabe b, so erhält die betref­
fende Person weiterhin den Betrag, der sich bei der Berechnung nach 
Buchstabe a ergibt. 
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(2) Wird ab dem Datum des Inkrafttretens der Durchführungsverord­
nung im Hoheitsgebiet des betreffenden Mitgliedstaats ein Antrag auf 
Leistungen bei Invalidität, bei Alter oder an Hinterbliebene bei einem 
Träger eines Mitgliedstaats gestellt, so werden die Leistungen, die vor 
diesem Zeitpunkt für denselben Versicherungsfall durch den oder die 
Träger eines oder mehrerer anderer Mitgliedstaaten festgestellt wurden, 
von Amts wegen nach der Verordnung neu festgestellt; die Neufest­
stellung darf nicht zu einem geringeren Leistungsbetrag führen. 

Artikel 95 

Übergangszeit für den elektronischen Datenaustausch 

(1) Jedem Mitgliedstaat kann eine Übergangszeit für den elektro­
nischen Datenaustausch nach Artikel 4 Absatz 2 der Durchführungsver­
ordnung eingeräumt werden. 

Diese Übergangszeiten enden spätestens 24 Monate nach dem Datum 
des Inkrafttretens der Durchführungsverordnung. 

Verspätet sich jedoch die Bereitstellung der erforderlichen gemeinschaft­
lichen Infrastruktur (Elektronischer Austausch von Information der so­
zialen Sicherheit — EESSI) bezogen auf das Inkrafttreten der Durch­
führungsverordnung wesentlich, so kann die Verwaltungskommission 
eine angemessene Verlängerung der Übergangszeiten beschließen. 

(2) Die praktischen Verfahren für erforderliche Übergangszeiten nach 
Absatz 1 werden von der Verwaltungskommission so festgelegt, dass 
der für die Anwendung der Grundverordnung und der Durchführungs­
verordnung erforderliche Datenaustausch sichergestellt ist. 

Artikel 96 

Aufhebung 

(1) Die Verordnung (EWG) Nr. 574/72 wird mit Wirkung vom 
1. Mai 2010 aufgehoben. 

Die Verordnung (EWG) Nr. 574/72 bleibt jedoch in Kraft und behält 
ihre Rechtswirkung für die Zwecke 

a) der Verordnung (EG) Nr. 859/2003 des Rates vom 14. Mai 2003 zur 
Ausdehnung der Bestimmungen der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 
und der Verordnung (EWG) Nr. 574/72 auf Drittstaatsangehörige, 
die ausschließlich aufgrund ihrer Staatsangehörigkeit nicht bereits 
unter diese Bestimmungen fallen ( 1 ), solange die genannte Verord­
nung nicht aufgehoben oder geändert ist; 

b) der Verordnung (EWG) Nr. 1661/85 des Rates vom 13. Juni 1985 
zur Festlegung der technischen Anpassungen der Gemeinschaftsrege­
lung auf dem Gebiet der sozialen Sicherheit der Wanderarbeitnehmer 
in Bezug auf Grönland ( 2 ), solange die genannte Verordnung nicht 
aufgehoben oder geändert ist; 
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c) des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum ( 1 ), des 
Abkommens zwischen der Europäischen Gemeinschaft und ihren 
Mitgliedstaaten einerseits und der Schweizerischen Eidgenossen­
schaft andererseits über die Freizügigkeit ( 2 ) sowie anderer Abkom­
men, die eine Verweisung auf die Verordnung (EWG) Nr. 574/72 
enthalten, solange die genannten Abkommen nicht infolge der 
Durchführungsverordnung geändert worden sind. 

(2) In der Richtlinie 98/49/EG des Rates vom 29. Juni 1998 zur 
Wahrung ergänzender Rentenansprüche von Arbeitnehmern und Selb­
ständigen, die innerhalb der Europäischen Gemeinschaft zu- und abwan­
dern ( 3 ), und generell in allen anderen Rechtsakten der Gemeinschaft 
gelten Verweisungen auf die Verordnung (EWG) Nr. 574/72 als Ver­
weisungen auf die Durchführungsverordnung. 

Artikel 97 

Veröffentlichung und Inkrafttreten 

Diese Verordnung wird im Amtsblatt der Europäischen Union ver­
öffentlicht. Sie tritt am 1. Mai 2010 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittel­
bar in jedem Mitgliedstaat. 
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ANHANG 1 

Durchführungsbestimmungen zu bilateralen Abkommen, die weiter in Kraft 
bleiben, und neue bilaterale Durchführungsvereinbarungen 

(nach Artikel 8 Absatz 1 und Artikel 9 Absatz 2 der Durchführungsverordnung) 

BELGIEN — DÄNEMARK 

Briefwechsel vom 8. Mai 2006 und 21. Juni 2006 betreffend das Abkommen 
über die Erstattung von Kosten in ihrer tatsächlichen Höhe für Leistungen an 
Familienmitglieder von in Belgien versicherten Beschäftigten oder Selbständigen, 
deren Familienmitglieder in Dänemark wohnen, und an Rentner und/oder ihre 
Familienangehörige, die in Belgien versichert sind, aber in Dänemark wohnen 

BELGIEN — DEUTSCHLAND 

Vereinbarung vom 29. Januar 1969 über die Einziehung und Beitreibung von 
Beiträgen der sozialen Sicherheit 

▼M6 __________ 

▼B 
BELGIEN — SPANIEN 

Vereinbarung vom 25. Mai 1999 über die Erstattung der Ausgaben für Sach­
leistungen nach den Verordnungen (EWG) Nr. 1408/71 und (EWG) Nr. 574/72 

BELGIEN — FRANKREICH 

a) Vereinbarung vom 4. Juli 1984 über die ärztliche Kontrolle der Grenzgänger, 
die in einem Land wohnen und im anderen beschäftigt sind 

b) Vereinbarung vom 14. Mai 1976 über den Verzicht auf Erstattung der Kosten 
der verwaltungsmäßigen und ärztlichen Kontrollen nach Artikel 105 Absatz 2 
der Verordnung (EWG) Nr. 574/72 

c) Vereinbarung vom 3. Oktober 1977 zur Durchführung des Artikels 92 der 
Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 (Einziehung von Beiträgen der sozialen 
Sicherheit) 

d) Abkommen vom 29. Juni 1979 über den gegenseitigen Erstattungsverzicht 
nach Artikel 70 Absatz 3 der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 (Kosten für 
Leistungen bei Arbeitslosigkeit) 

e) Verwaltungsvereinbarung vom 6. März 1979 über die Verfahren zur Durch­
führung des Zusatzabkommens vom 12. Oktober 1978 zum Abkommen über 
soziale Sicherheit zwischen Belgien und Frankreich in Bezug auf dessen 
Bestimmungen für Selbständige 

f) Briefwechsel vom 21. November 1994 und 8. Februar 1995 über die Ver­
rechnungsmodalitäten bei gegenseitigen Forderungen nach den Artikeln 93, 
94, 95 und 96 der Verordnung (EWG) Nr. 574/72 

BELGIEN — ITALIEN 

a) Vereinbarung vom 12. Januar 1974 in Anwendung des Artikels 105 Absatz 2 
der Verordnung (EWG) Nr. 574/72 

b) Vereinbarung vom 31. Oktober 1979 nach Artikel 18 Absatz 9 der Verord­
nung (EWG) Nr. 574/72 
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c) Briefwechsel vom 10. Dezember 1991 und vom 10. Februar 1992 über die 
Erstattung gegenseitiger Forderungen nach Artikel 93 der Verordnung (EWG) 
Nr. 574/72 

d) Vereinbarung vom 21. November 2003 über die Modalitäten zur Begleitung 
der gegenseitigen Forderungen nach den Artikeln 94 und 95 der 
Verordnung (EWG) Nr. 574/72 des Rates 

BELGIEN — LUXEMBURG 

a) Vereinbarung vom 28. Januar 1961 über die Einziehung und Beitreibung von 
Beiträgen der sozialen Sicherheit 

b) Vereinbarung vom 16. April 1976 über den Verzicht auf Erstattung der Kos­
ten der verwaltungsmäßigen Kontrolle und der ärztlichen Untersuchung nach 
Artikel 105 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 574/72 

BELGIEN — NIEDERLANDE 

▼M1 __________ 

▼B 
b) Vereinbarung vom 13. März 2006 über die Krankenversicherung 

c) Vereinbarung vom 12. August 1982 über Versicherung bei Krankheit, Mut­
terschaft und Invalidität 

BELGIEN — VEREINIGTES KÖNIGREICH 

a) Briefwechsel vom 4. Mai 1976 und 14. Juni 1976 zu Artikel 105 Absatz 2 
der Verordnung (EWG) Nr. 574/72 (Verzicht auf Erstattung der Kosten der 
ärztlichen und verwaltungsmäßigen Kontrolle) 

b) Briefwechsel vom 18. Januar 1977 und 14. März 1977 zu Artikel 36 Absatz 3 
der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 (Vereinbarung über die Erstattung oder 
den Verzicht auf Aufwendungen für nach Titel III Kapitel 1 der 
Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 gewährte Sachleistungen) in der Fassung 
des Schriftwechsels vom 4. Mai 1982 und 23. Juli 1982 (Vereinbarung 
über die Erstattung der Aufwendungen nach Artikel 22 Absatz 1 Buchstabe 
a der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71) 

BULGARIEN — TSCHECHISCHE REPUBLIK 

Artikel 29 Absätze 1 und 3 der Vereinbarung vom 25. November 1998 und 
Artikel 5 Absatz 4 der Verwaltungsvereinbarung vom 30. November 1999 
über den Verzicht auf Erstattung der Kosten für administrative und ärztliche 
Kontrollen 

BULGARIEN — DEUTSCHLAND 

Artikel 8 und 9 der Verwaltungsvereinbarung zur Durchführung des Abkommens 
vom 17. Dezember 1997 über soziale Sicherheit auf dem Gebiet der Renten 

TSCHECHISCHE REPUBLIK — SLOWAKEI 

Artikel 15 und Artikel 16 der Verwaltungsvereinbarung vom 8. Januar 1993 über 
die Spezifizierung des Sitzes eines Arbeitgebers und des Wohnorts zur Anwen­
dung von Artikel 20 des Abkommens über soziale Sicherheit vom 29. Oktober 
1992 

DÄNEMARK — IRLAND 

Briefwechsel vom 22. Dezember 1980 und 11. Februar 1981 über den gegen­
seitigen Verzicht auf Erstattung der Sachleistungen der Kranken-, Mutterschafts-, 
Arbeitsunfall- und Berufskrankheitenversicherung sowie der Leistungen bei Ar­
beitslosigkeit und der Kosten der verwaltungsmäßigen und ärztlichen Kontrollen 
(Artikel 36 Absatz 3 und Artikel 63 Absatz 3 der Verordnung (EWG) 
Nr. 1408/71 sowie Artikel 105 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 574/72) 
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__________ 

▼B 
DÄNEMARK — SPANIEN 

Abkommen vom 11. Dezember 2006 über Vorschüsse, Fristen und die Erstattung 
von Kosten in ihrer tatsächlichen Höhe für Leistungen an Familienmitglieder von 
in Spanien versicherten Beschäftigten oder Selbständigen, deren Familienmitglie­
der in Dänemark wohnen, und an Rentner und/oder ihre Familienangehörigen, 
die in Spanien versichert sind, aber in Dänemark wohnen 

▼M4 __________ 

▼C1 __________ 

▼M1 __________ 

▼M4 __________ 

▼B 
DÄNEMARK — PORTUGAL 

Vereinbarung vom 17. April 1998 über den teilweisen Verzicht auf Kostenerstat­
tung für Sachleistungen im Rahmen einer Versicherung für Krankheit, Mutter­
schaft, Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten und für verwaltungsmäßige Kon­
trollen und ärztliche Untersuchungen 

DÄNEMARK — FINNLAND 

Artikel 15 des Nordischen Abkommens vom 18. August 2003 über soziale 
Sicherheit: Vereinbarung über den gegenseitigen Verzicht auf Erstattungen 
nach den Artikeln 36, 63 und 70 der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 (Auf­
wendungen für Sachleistungen bei Krankheit und Mutterschaft, Arbeitsunfällen 
und Berufskrankheiten sowie Leistungen bei Arbeitslosigkeit) und Artikel 105 
der Verordnung (EWG) Nr. 574/72 (Kosten der verwaltungsmäßigen und ärzt­
lichen Kontrollen) 

DÄNEMARK — SCHWEDEN 

Artikel 15 des Nordischen Abkommens vom 18. August 2003 über soziale 
Sicherheit: Vereinbarung über den gegenseitigen Verzicht auf Erstattungen 
nach den Artikeln 36, 63 und 70 der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 (Auf­
wendungen für Sachleistungen bei Krankheit und Mutterschaft, Arbeitsunfällen 
und Berufskrankheiten sowie Leistungen bei Arbeitslosigkeit) und Artikel 105 
der Verordnung (EWG) Nr. 574/72 (Kosten der verwaltungsmäßigen und ärzt­
lichen Kontrollen) 

DÄNEMARK — VEREINIGTES KÖNIGREICH 

Briefwechsel vom 30. März 1977 und vom 19. April 1977 in der Fassung des 
Briefwechsels vom 8. November 1989 und vom 10. Januar 1990 bezüglich der 
Vereinbarung über den Verzicht auf Erstattung der Aufwendungen für Sachleis­
tungen und der Kosten der verwaltungsmäßigen und ärztlichen Kontrollen 

DEUTSCHLAND — FRANKREICH 

Abkommen vom 26. Mai 1981 nach Artikel 92 der Verordnung (EWG) 
Nr. 1408/71 (Einziehung und Beitreibung von Sozialversicherungsbeiträgen) 

DEUTSCHLAND — ITALIEN 

Abkommen vom 3. April 2000 über die Einziehung und Beitreibung von Bei­
trägen der sozialen Sicherheit 
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DEUTSCHLAND — LUXEMBURG 

a) Abkommen vom 14. Oktober 1975 über den Verzicht auf Erstattung der 
Kosten der verwaltungsmäßigen und ärztlichen Kontrolle nach Artikel 105 
Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 574/72 

b) Abkommen vom 14. Oktober 1975 über die Einziehung und Beitreibung der 
Beiträge der sozialen Sicherheit 

c) Vereinbarung vom 25. Januar 1990 über die Durchführung der Artikel 20 und 
22 Absatz 1 Buchstaben b und c der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 

▼M1 __________ 

▼B 
DEUTSCHLAND — ÖSTERREICH 

Abschnitt II Nummer 1 und Abschnitt III der Vereinbarung vom 2. August 1979 
über die Durchführung des Abkommens vom 19. Juli 1978 über die Arbeits­
losenversicherung gelten auch weiterhin für Personen, die am oder vor dem 
1. Januar 2005 eine Erwerbstätigkeit als Grenzgänger ausgeübt haben und vor 
dem 1. Januar 2011 arbeitslos werden. 

DEUTSCHLAND — POLEN 

Vereinbarung vom 11. Januar 1977 zur Durchführung des Abkommens vom 
9. Oktober 1975 über Renten- und Unfallversicherung 

ESTLAND — VEREINIGTES KÖNIGREICH 

Vereinbarung betreffend die Artikel 36 Absatz 3 und 63 Absatz 3 der Verord­
nung (EWG) Nr. 1408/71 zur Festlegung anderer Verfahren für die Erstattung 
der Kosten der von beiden Staaten nach dieser Verordnung erbrachten Sachleis­
tungen mit Wirkung vom 1. Mai 2004, geschlossen zwischen den zuständigen 
Behörden der Republik Estland und des Vereinigten Königreichs am 29. März 
2006 

IRLAND — FRANKREICH 

Briefwechsel vom 30. Juli 1980 und vom 26. September 1980 zu Artikel 36 
Absatz 3 und 63 Absatz 3 der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 (gegenseitiger 
Verzicht auf Erstattung der Ausgaben für Sachleistungen) und Artikel 105(2) der 
Verordnung (EWG) Nr. 574/72 (gegenseitiger Verzicht auf Erstattung der Kosten 
der verwaltungsmäßigen und ärztlichen Kontrolle) 

IRLAND — LUXEMBURG 

Briefwechsel vom 26. September 1975 und vom 5. August 1976 zu Artikel 36 
Absatz 3 und Artikel 63 Absatz 3 der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 und 
Artikel 105 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 574/72 (Verzicht auf Erstattung 
der Aufwendungen für nach Titel III Kapitel 1 oder 4 der Verordnung (EWG) 
Nr. 1408/71 gewährte Sachleistungen und der Kosten der verwaltungsmäßigen 
und ärztlichen Kontrollen nach Artikel 105 der Verordnung (EWG) Nr. 574/72) 

IRLAND — NIEDERLANDE 

Briefwechsel vom 22. April 1987 und vom 27. Juli 1987 zu Artikel 70 Absatz 3 
der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 (Erstattungsverzicht bei Leistungen nach 
Artikel 69 der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71) und Artikel 105 Absatz 2 der 
Verordnung (EWG) Nr. 574/72 (Erstattungsverzicht bei Kosten für verwaltungs­
mäßige und ärztliche Kontrollen nach Artikel 105 der Verordnung (EWG) 
Nr. 574/72) 
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IRLAND — SCHWEDEN 

Vereinbarung vom 8. November 2000 über den Verzicht auf die Erstattung von 
Aufwendungen für Sachleistungen bei Krankheit, Mutterschaft, Arbeitsunfällen 
und Berufskrankheiten sowie der Kosten für verwaltungsmäßige und ärztliche 
Kontrollen 

IRLAND — VEREINIGTES KÖNIGREICH 

Briefwechsel vom 9. Juli 1975 zu Artikel 36 Absatz 3 und Artikel 63 Absatz 3 
der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 (Vereinbarung über die Erstattung oder den 
Verzicht auf Erstattung der Aufwendungen für nach Titel III Kapitel 1 oder 4 der 
Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 gewährte Sachleistungen) und Artikel 105 Ab­
satz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 574/72 (Verzicht auf Erstattung der Kosten 
der verwaltungsmäßigen und ärztlichen Kontrollen) 

▼M4 __________ 

▼B 
SPANIEN — FRANKREICH 

Vereinbarung vom 17. Mai 2005 zur Festlegung der Modalitäten für die Ver­
waltung und Begleichung gegenseitiger Forderungen für Sachleistungen bei 
Krankheit nach den Verordnungen (EWG) Nr. 1408/71 und (EWG) Nr. 574/72 

SPANIEN — ITALIEN 

Abkommen über ein neues Verfahren für die Verbesserung und Vereinfachung 
der Erstattung von Ausgaben für die Gesundheitsfürsorge vom 21. November 
1997 betreffend Artikel 36 Absatz 3 der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 (Er­
stattung der Aufwendungen für Sachleistungen der Kranken-/Mutterschaftsver­
sicherung) und die Artikel 93, 94, 95, 100 und 102 Absatz 5 der Verord­
nung (EWG) Nr. 574/72 (Verfahren bei Erstattung von Leistungen der 
Kranken-/Mutterschaftsversicherung und bei Forderungsrückständen) 

▼M4 __________ 

▼B 
SPANIEN — PORTUGAL 

▼M3 __________ 

▼B 
b) Vereinbarung vom 2. Oktober 2002 zur Festlegung der Modalitäten für Ver­

waltung und Begleichung gegenseitiger Forderungen für Gesundheitsleistun­
gen zur Erleichterung und Beschleunigung der Begleichung dieser Forderun­
gen 

SPANIEN — SCHWEDEN 

Vereinbarung vom 1. Dezember 2004 über die Erstattung von Kosten für Sach­
leistungen, die nach den Bestimmungen der Verordnungen (EWG) Nr. 1408/71 
und (EWG) Nr. 574/72 gewährt werden 

SPANIEN — VEREINIGTES KÖNIGREICH 

Vereinbarung vom 18. Juni 1999 über die Erstattung von Kosten für Sachleis­
tungen, die nach den Bestimmungen der Verordnungen (EWG) Nr. 1408/71 
und (EWG) Nr. 574/72 gewährt werden 

FRANKREICH — ITALIEN 

a) Briefwechsel vom 14. Mai 1991 und 2. August 1991 betreffend die Verrech­
nungsmodalitäten bei gegenseitigen Forderungen nach Artikel 93 der Verord­
nung (EWG) Nr. 574/72 
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b) Ergänzende Briefwechsel vom 22. März und 15. April 1994 über die Ver­
rechnungsmodalitäten bei gegenseitigen Forderungen nach den Artikeln 93, 
94, 95 und 96 der Verordnung (EWG) Nr. 574/72 

c) Schriftverkehr vom 2. April 1997 und vom 20. Oktober 1998 zur Änderung 
des unter den Buchstaben a und b erwähnten Schriftverkehrs betreffend die 
Verfahren für die Regelung gegenseitiger Forderungen nach den Artikeln 93, 
94, 95 und 96 der Verordnung (EWG) Nr. 574/72 

d) Vereinbarung vom 28. Juni 2000 über den Verzicht der Kostenerstattung nach 
Artikel 105 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 574/72 für verwaltungs­
mäßige und ärztliche Kontrollen, gefordert unter Artikel 51 der oben genann­
ten Verordnung 

FRANKREICH — LUXEMBURG 

▼M4 __________ 

a) Vereinbarung vom 2. Juli 1976 über den Verzicht auf Erstattung der Kosten 
der verwaltungsmäßigen und ärztlichen Kontrollen nach Artikel 105 Absatz 2 
der Verordnung (EWG) Nr. 574/72 des Rates vom 21. März 1972 

▼C1 
b) Briefwechsel vom 17. Juli und 20. September 1995 betreffend die Bedingun­

gen für den Abschluss der gegenseitigen Forderungen nach den Artikeln 93, 
95 und 96 der Verordnung (EWG) Nr. 574/72 und Briefwechsel vom 10. Juli 
und 30. August 2013 

▼B 
FRANKREICH — NIEDERLANDE 

a) ►M4 Vereinbarung vom 28. April 1997 über den Verzicht auf Kostenerstat­
tung für verwaltungsmäßige Kontrollen und ärztliche Untersuchungen nach 
Artikel 105 der Verordnung (EWG) Nr. 574/72 ◄ 

▼M4 __________ 

▼B 
FRANKREICH — PORTUGAL 

Vereinbarung vom 28. April 1999 zur Festlegung der ausführlichen Sonderrege­
lungen für Verwaltung und Regelung gegenseitiger Forderungen für ärztliche 
Behandlung nach den Verordnungen (EWG) Nr. 1408/71 und (EWG) Nr. 574/72 

FRANKREICH — VEREINIGTES KÖNIGREICH 

a) Schriftwechsel vom 25. März und vom 28. April 1997 betreffend Artikel 105 
Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 574/72 (Verzicht auf Kostenerstattung 
für verwaltungsmäßige Kontrollen und ärztliche Untersuchungen) 

b) Vereinbarung vom 8. Dezember 1998 über bestimmte Verfahren zur Ermitt­
lung der für Sachleistungen zu erstattenden Beträge nach den 
Verordnungen (EWG) Nr. 1408/71 und (EWG) Nr. 574/72 

ITALIEN — LUXEMBURG 

Artikel 4 Absätze 5 und 6 der Verwaltungsvereinbarung vom 19. Januar 1955 
über die Einzelheiten der Durchführung des Allgemeinen Abkommens über die 
soziale Sicherheit (Krankenversicherung der Arbeitnehmer in der Landwirtschaft) 

▼B 
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__________ 

▼B 
ITALIEN — VEREINIGTES KÖNIGREICH 

Vereinbarung zwischen den zuständigen Behörden der Italienischen Republik 
und des Vereinigten Königreichs betreffend die Artikel 36 Absatz 3 und 63 
Absatz 3 der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 zur Festlegung anderer Verfahren 
für die Erstattung der Kosten der von beiden Staaten nach dieser Verordnung 
erbrachten Sachleistungen mit Wirkung vom 1. Januar 2005, unterzeichnet am 
15. Dezember 2005 

LUXEMBURG — NIEDERLANDE 

Vereinbarung vom 1. November 1976 über den Verzicht auf Erstattung der 
Kosten der verwaltungsmäßigen und ärztlichen Kontrolle nach Artikel 105 Ab­
satz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 574/72 

LUXEMBURG — SCHWEDEN 

Vereinbarung vom 27. November 1996 über die Erstattung der Aufwendungen 
im Bereich der sozialen Sicherheit 

LUXEMBURG — VEREINIGTES KÖNIGREICH 

Briefwechsel vom 18. Dezember 1975 und vom 20. Januar 1976 zu Artikel 105 
Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 574/72 (Verzicht auf Erstattung der Kosten 
für die verwaltungsmäßige und ärztliche Kontrolle nach Artikel 105 der Ver­
ordnung (EWG) Nr. 574/72) 

UNGARN — VEREINIGTES KÖNIGREICH 

Vereinbarung betreffend die Artikel 35 Absatz 3 und 41 Absatz 2 der Verord­
nung (EG) Nr. 883/2004 zur Festlegung anderer Verfahren für die Erstattung der 
Kosten der von beiden Staaten nach jener Verordnung erbrachten Sachleistungen 
mit Wirkung vom 1. Mai 2004, geschlossen zwischen den zuständigen Behörden 
der Republik Ungarn und des Vereinigten Königreichs am 1. November 2005 

MALTA — VEREINIGTES KÖNIGREICH 

Vereinbarung betreffend die Artikel 35 Absatz 3 und 41 Absatz 2 der Verord­
nung (EG) Nr. 883/2004 zur Festlegung anderer Verfahren für die Erstattung der 
Kosten der von beiden Staaten nach dieser Verordnung erbrachten Sachleistun­
gen mit Wirkung vom 1. Mai 2004, geschlossen zwischen den zuständigen 
Behörden Maltas und des Vereinigten Königreichs am 17. Januar 2007 

▼M1 __________ 

▼B 
NIEDERLANDE — VEREINIGTES KÖNIGREICH 

▼M4 
Artikel 3 Satz 2 der Verwaltungsvereinbarung vom 12. Juni 1956 über die 
Durchführung des Abkommens vom 11. August 1954. 

__________ 

▼B 
PORTUGAL — VEREINIGTES KÖNIGREICH 

Vereinbarung vom 8. Juni 2004 zur Festlegung anderer Verfahren für die Er­
stattung der Kosten der von beiden Staaten erbrachten Sachleistungen mit Wir­
kung vom 1. Januar 2003 

▼M4 
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FINNLAND — SCHWEDEN 

Artikel 15 des Nordischen Abkommens vom 18. August 2003 über soziale 
Sicherheit: Vereinbarung über den gegenseitigen Verzicht auf Erstattungen 
nach den Artikeln 36, 63 und 70 der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 (Auf­
wendungen für Sachleistungen bei Krankheit und Mutterschaft, Arbeitsunfällen 
und Berufskrankheiten sowie Leistungen bei Arbeitslosigkeit) und Artikel 105 
der Verordnung (EWG) Nr. 574/72 (Kosten der verwaltungsmäßigen und ärzt­
lichen Kontrolle) 

FINNLAND — VEREINIGTES KÖNIGREICH 

Briefwechsel vom 1. Juni 1995 und 20. Juni 1995 betreffend Artikel 36 Absatz 3 
und Artikel 63 Absatz 3 der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 (Erstattung oder 
Verzicht auf Erstattung der Ausgaben für Sachleistungen) und Artikel 105 Absatz 
2 der Verordnung (EWG) Nr. 574/72 (Verzicht auf Erstattung der Kosten für 
verwaltungsmäßige und ärztliche Kontrolle) 

SCHWEDEN — VEREINIGTES KÖNIGREICH 

Vereinbarung vom 15. April 1997 betreffend Artikel 36 Absatz 3 und Artikel 63 
Absatz 3 der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 (Erstattung oder Verzicht auf die 
Erstattung der Aufwendungen für Sachleistungen) sowie Artikel 105 Absatz 2 
der Verordnung (EWG) Nr. 574/72 (Verzicht auf die Kosten der verwaltungs­
mäßigen und ärztlichen Kontrolle) 

▼B 

02009R0987 — DE — 01.01.2018 — 007.002 — 64



 

ANHANG 2 

Sondersysteme für Beamte 

(►M1 nach den Artikeln 32 Absatz 2 und 41 Absatz 1 ◄ der 
Durchführungsverordnung) 

A. Sondersysteme für Beamte, für die Titel III Kapitel 1 der Verordnung (EG) 
Nr. 883/2004 über Sachleistungen nicht gilt 

Deutschland 

Versorgungssystem für Beamte 

B. Sondersysteme für Beamte, für die Titel III Kapitel 1 der Verordnung (EG) 
Nr. 883/2004 über Sachleistungen mit Ausnahme von Artikel 19, Artikel 27 
Absatz 1 und Artikel 35 nicht gilt 

Spanien 

Sondersystem der sozialen Sicherheit für Beamte 

Sondersystem der sozialen Sicherheit für die Streitkräfte 

Sondersystem der sozialen Sicherheit für Justiz- und Verwaltungsbedienstete 

C. Sondersysteme für Beamte, für die Titel III Kapitel 2 der Verordnung (EG) 
Nr. 883/2004 über Sachleistungen nicht gilt 

Deutschland 

Unfallfürsorge für Beamte 

▼B 
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ANHANG 3 

Mitgliedstaaten, die die Erstattung der Ausgaben für Sachleistungen auf der 
Grundlage von Pauschalbeträgen verlangen 

(nach Artikel 63 Absatz 1 der Durchführungsverordnung) 

IRLAND 

SPANIEN 

▼M3 
ZYPERN 

__________ 

▼M6 __________ 

▼B 
PORTUGAL 

▼M6 __________ 

▼B 
SCHWEDEN 

VEREINIGTES KÖNIGREICH 

▼B 
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ANHANG 4 

Einzelheiten der in Artikel 88 Absatz 4 der Durchführungsverordnung 
genannten Datenbank 

1. Inhalt der Datenbank 

In einem elektronischen Verzeichnis (URL) der betreffenden Stellen ist Fol­
gendes aufgeführt: 

a) die Bezeichnung der Stellen in der/den Amtsprache(n) des Mitgliedstaats 
sowie in Englisch; 

b) der Identifizierungscode und die elektronische Anschrift im Rahmen des 
EESSI-Systems; 

c) ihre Funktion in Bezug auf die Begriffsbestimmungen in Artikel 1 Buch­
staben m, q und r der Grundverordnung und Artikel 1 Buchstaben a und 
b der Durchführungsverordnung; 

d) ihre Zuständigkeit in Bezug auf die verschiedenen Risiken, Arten von 
Leistungen, Systeme und den geografischen Geltungsbereich; 

e) Angaben, welchen Teil der Grundverordnung die Stellen anwenden; 

f) die folgenden Kontaktangaben: Postanschrift, Telefonnummer, Faxnum­
mer, E-Mail-Adresse und die entsprechende URL-Adresse; 

g) alle sonstigen Informationen, die zur Anwendung der Grundverordnung 
oder der Durchführungsverordnung erforderlich sind. 

2. Verwaltung der Datenbank 

a) Das elektronische Verzeichnis befindet sich im EESSI-System auf Ebene 
der Europäischen Kommission. 

b) Die Mitgliedstaaten sind dafür verantwortlich, dass die erforderlichen 
Daten der Stellen gesammelt und überprüft werden und die Europäische 
Kommission rechtzeitig über Einträge oder Änderungen von Einträgen, 
die in ihre Zuständigkeit fallen, unterrichtet wird. 

3. Zugang 

Daten, die für operationelle und verwaltungsmäßige Zwecke verwendet wer­
den, sind der Öffentlichkeit nicht zugänglich. 

4. Sicherheit 

Alle Änderungen der Datenbank (Einfügen, Ändern, Löschen) werden pro­
tokolliert. Bevor der Benutzer Zugang zu dem Verzeichnis zwecks Änderun­
gen von Einträgen erhält, wird er identifiziert und authentisiert. Vor jeder 
Änderung eines Eintrags wird die Berechtigung des Benutzers für diesen 
Vorgang überprüft. Jeder nicht erlaubte Vorgang wird abgelehnt und pro­
tokolliert. 

5. Sprachenregelung 

Die allgemeine Sprache der Datenbank ist Englisch. Die Bezeichnungen der 
Stellen und ihre Kontaktangaben sollten auch in der/den Amtssprache(n) des 
Mitgliedstaats angeben werden. 

▼B 
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ANHANG 5 

Mitgliedstaaten, die den Höchstbetrag der Erstattung nach Artikel 65 
Absatz 6 Satz 3 der Grundverordnung auf der Grundlage des 
Durchschnittsbetrags der Leistungen bei Arbeitslosigkeit, die im 
vorangegangenen Kalenderjahr nach ihren Rechtsvorschriften zu zahlen 

waren, auf Basis der Gegenseitigkeit bestimmen 

(nach Artikel 70 der Durchführungsverordnung) 

BELGIEN 

TSCHECHISCHE REPUBLIK 

▼M3 
DÄNEMARK 

▼B 
DEUTSCHLAND 

▼M4 
NIEDERLANDE 

▼B 
ÖSTERREICH 

SLOWAKEI 

FINNLAND 

▼B 
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